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CEDEFOP INFO: Das Cedefop ist vor 31
Jahren gegründet worden. Fast 30 da-
von hast du als einer seiner Berufsbil-
dungsexperten aktiv mitgestaltet, bevor
du Ende des Jahres deinen Ruhestand
antrittst. Deine Arbeitsgebiete haben
sich im Zuge der wechselnden Prioritä-
ten und Zuständigkeiten der EU über die
Jahre geändert. Kannst du für uns einen
Bogen zurück schlagen und uns die wich-
tigsten Anliegen der europäischen Län-
der, der Europäischen Gemeinschaft bzw.
Union und des Cedefop im Laufe der Jah-
re schildern?
BURKART SELLIN: Zu Beginn der Arbeit des
Cedefop in den 70er Jahren war politische
Grundlage neben den Römischen Verträgen
und der Gründungsverordnung das erste So-
zialpolitische Aktionsprogramm von 1974
(1), das seinerzeit von der EWG in den unru-
higen Zeiten der Ölkrise beschlossen wurde.
Das Cedefop wurde vor diesem Hintergrund
1975 gegründet und begann mit der Arbeit
im Jahre 1976 in Berlin (West). Zielgrup-
penspezifische Schwerpunkte dieses Ak-
tionsprogramms waren vor allem die Gleich-
stellung der Frauen, die Bekämpfung der
stark angewachsenen Jugendarbeitslosig-
keit, und die Integration der zweiten Ge-
neration der damals so genannten Wander-
arbeitnehmer, seinerzeit vorwiegend spani-
scher, portugiesischer, italienischer und grie-
chischer Herkunft. Diese drei Schwerpunkte
standen bis etwa Mitte der 80er Jahre ne-
ben der allgemeinen Informations- und Do-
kumentationsarbeit im Zentrum der Arbeit
des Cedefop. Eine meiner ersten Aufgaben
war es, nach meinem Dienstantritt im Okt-
ober 1976 im Dezember desselben Jahres ei-
ne große Konferenz zum Zusammenhang
zwischen Jugendarbeitslosigkeit und Be-
rufsbildung in den Niederlanden auszurich-
ten. Daraus ergaben sich wiederum Folge-
studien und -untersuchungen, z. B. zur Mo-
tivation Jugendlicher am Übergang von der
Schule zum Beruf, zu den Maßnahmen der
Mitgliedstaaten gegen die Jugendarbeits-
losigkeit und zur alternierenden Aus- und
Weiterbildung Jugendlicher am Übergang
von der Schule zum Beruf.

Die Zielgruppenthematik hat die Europä-
ische Union – und damit uns beim Cedefop
– in den folgenden 30 Jahren immer wieder
beschäftigt. So hat sich an dem damals
allseits anerkannten politischen Anliegen für
Jugendliche – der Sicherstellung des Rechts
auf eine anerkannte Ausbildung im Anschluss
an die Schulpflicht – im Grundsatz bis heu-
te nichts geändert. Es wurde immer wieder
bekräftigt, so auch Ende der 90er Jahre in
der Luxemburger Beschäftigungsstrategie,
selbst wenn in den letzten Jahren, u. a. an-
gesichts der zunehmenden Langzeitar-
beitslosigkeit gering Qualifizierter, auch im-
mer stärker auf die Fortbildung und das
lebenslange Lernen Erwachsener abgeho-
ben wird. Die Erfolge auf diesem Gebiet sind
leider in vielen EU-Mitgliedstaaten bis zum
heutigen Tag eher mäßig und die Jugend-
arbeitslosigkeit liegt vielerorts bei weit über
10 %, wenn nicht gar 20 %.

Bei der zweiten Thematik hingegen, der
Gleichstellung von Frauen und Mädchen in

der Berufsbildung, wurden große Fortschritte
erzielt. Der Zugang zur weiterführenden Bil-
dung und zum Beruf, auch und gerade zu
höherwertiger Beschäftigung, ist weit ge-
öffnet worden. Selbst wenn Frauen insbe-
sondere im mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Bereich und in Führungsposi-
tionen nach wie vor unterrepräsentiert sind,
so haben sie sich doch in den meisten Be-
rufen, auch in typischen „Männerberufen“,
deutlich einrichten können. Die Gleichstel-
lungsbedingungen und der Zugang zu Aus-
bildung und Beruf haben sich wesentlich ver-
bessert. Dies ist durchaus den diesbezüg-
lichen europäischen Richtlinien zu danken,
aber natürlich auch der allgemeinen Bereit-
schaft in ganz Europa, diese Richtlinien ef-
fektiv umzusetzen. Auch das Cedefop hat
seinen Beitrag hierzu auf dem Gebiet der Be-
rufsbildung geleistet.

Bei der dritten Zielgruppenthematik, der
Integration von ethnischen Minderheiten
bzw. Menschen mit Migrationshintergrund
in Bildung und Ausbildung, sind wir jedoch
bis heute weitgehend gescheitert. Sowohl
die Mitgliedstaaten als auch die EU haben
es versäumt, diese Problematik früher und
stärker in den Mittelpunkt der Sozial- und
Bildungspolitik zu rücken. Hier bleibt noch
sehr viel zu tun!
CEDEFOP INFO: Kommen wir noch ein-
mal auf die Geschichte des Cedefop zu-
rück.
BURKART SELLIN: Anfang der 80er Jahre kam
ein zweites großes Thema auf, das in unse-
rer Gründungsverordnung ausdrücklich er-
wähnt wird: die Tätigkeit des Zentrums soll-
te „der Frage der Angleichung der beruflichen
Ausbildungsniveaus gelten, damit insbe-
sondere eine gegenseitige Anerkennung der
Prüfungszeugnisse und sonstigen Nachweise
über den Abschluss der Berufsausbildung er-
reicht wird“. Die Zuständigkeit der EWG im
Bereich der freien Berufe und der Freizügig-
keit bzw. des Niederlassungsrechts stand au-
ßer Zweifel, aber sie war weniger klar für ab-
hängig beschäftigte Arbeitnehmer. Auf der
Grundlage der 1985 ergangenen Entschei-
dung des Rates über die Entsprechung der
Berufsbefähigungsnachweise in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
(2) bekam das Cedefop den Auftrag, das dar-
in vorgesehene Informationssystem aufzu-
bauen, zunächst bezogen auf die Fachar-
beiterebene. Streng genommen war dies ei-
ne Exekutivaufgabe. Diese wurde nach an-
fänglichen Schwierigkeit zwischen 1986 und
1992, d. h. bis zur Einrichtung des Binnen-
markts, für ca. 200 Berufe auf der Fachar-
beiterebene in 19 Sektoren erfolgreich um-
gesetzt. Hierzu zählten u. a. das Baugewer-
be, das Gaststättengewerbe, die Buchhal-
tung, Banken und Versicherungen sowie die
Metall- und Elektroberufe. Ausgenommen
waren sozial- und krankenpflegerische Be-
rufe, die zum Teil schon durch berufsspezi-
fische Richtlinien aus den 60er und 70er Jah-
ren abgedeckt waren. Unsere Arbeit basier-
te übrigens auf einem offenen Verfahren,
wir arbeiteten stets Hand in Hand mit Ex-
perten, die von den damals elf Mitgliedstaaten
benannt oder den Sozialpartnern vorge-
schlagen wurden. Wir hatten im Übrigen im

Cedefop ein erfolgreiches Konferenz- und
Übersetzungssystem extra hierfür entwickelt,
durch das komplizierte Texte zu den Berufs-
bzw. Tätigkeitsprofilen innerhalb von zwei
Sitzungstagen in allen neun Amtssprachen
unter enger Zusammenarbeit der beteiligten
Experten und Linguisten einvernehmlich ver-
abschiedet werden konnten. Der erstmalige
konzentrierte Einsatz von Computern bzw.
Laptops erleichterte dies während der Sit-
zungen ganz wesentlich.
CEDEFOP INFO: Welche Wirkung hatte
dieses System in der Praxis?
BURKART SELLIN: Die EG-Mitgliedstaaten
hatten sich verpflichtet, das Informations-
system über die Vergleichbarkeit der Berufs-
abschlüsse und Zeugnisse, bezogen auf
diese Berufsprofile, in die Praxis umzusetzen
und in Form von Informationsmaterialien den
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zugäng-
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30 Jahre Cedefop in guten wie in schlechten Zeiten
Interview mit Burkart Sellin, Senior-Bildungsexperte beim Cedefop

Die Europäische Zeitschrift für Berufsbil-
dung ragt in vielerlei Hinsicht aus der euro-
päischen Berufsbildungslandschaft heraus.

Sie wendet sich an ein sehr breites Pu-
blikum und insbesondere an jene, die zur
Entwicklung der Berufsbildung beitragen, an
die Entscheidungsträger, Sozialpartner, Aus-
bilder, Forscher, an private wie öffentliche
Akteure. Sie enthält Artikel, in denen neue
Ideen, Forschungsergebnisse oder auch Er-
fahrungen und Beispiele aus der Praxis vor-
gestellt werden. Darüber hinaus
werden in dieser Zeitschrift Stel-
lungnahmen und Reaktionen
auf Fragen zur beruflichen Aus-
und Fortbildung veröffentlicht.

Gegenstand der Zeitschrift ist
natürlich die berufliche Erst- und
Weiterbildung. Dieser Themen-
bereich wird jedoch sehr weit
gefasst. Aus diesem Grunde fin-
den sich in der Zeitschrift neben
Beiträgen, die sich direkt mit Fra-
gen der Berufsbildung beschäftigen, auch
solche über lebenslanges Lernen, die Bezie-
hung zwischen Ausbildung und Beschäfti-
gung und Zugang zum Arbeitsmarkt und die
Beziehung zwischen Arbeit und Ausbildung.
Außerdem finden Beiträge aus den Berei-
chen Erziehungswissenschaften, Erzie-
hungsphilosophie, Geschichte, Erziehungs-
soziologie, Wirtschaft, Recht, Politikwissen-
schaften Berücksichtigung, wenn sie ein The-
ma behandeln, das in einer direkten Bezie-
hung zur beruflichen Erst- und Weiterbil-
dung steht, oder wenn es um ein Thema von
allgemeinem Interesse geht, das unmittel-
bare Auswirkungen auf diesen Bereich hat.

Sie ist schließlich die einzige Zeitschrift für
Berufsbildung, die in fünf Sprachen erscheint,
nämlich auf Spanisch, Deutsch, Englisch,
Französisch und Portugiesisch. Mit einer Auf-
lage von insgesamt 4300 Exemplaren und
der Veröffentlichung von qualitativ hoch-

stehenden Artikeln über Forschung, Praxis
und Politik und Neuerungen in der Berufs-
bildung möchte die Zeitschrift zur Debatte
und zur Reflexion über dieses Gebiet in Eu-
ropa beitragen, weshalb der Redaktionelle
Beirat vor allem vergleichende Analysen will-
kommen heißt.

Mit dem ersten Heft des Jahres 2006, der
Nummer 37, Januar-April 2006/1, präsen-
tiert sich die Zeitschrift in neuem Gewand.
Diese Änderung des Formats markiert das

(vorläufige) Ende einer langen
Reihe von Veränderungen, die
die Europäische Zeitschrift seit
Erscheinen des ersten Bulletins
des Europäischen Zentrums für
die Förderung der Berufsbil-
dung mit dem Titel Berufsbil-
dung im Jahre 1977 bis zum
heutigen Tag erfahren hat.

Die Geschichte der Europä-
ischen Zeitschrift ist die Ge-
schichte einer allmählichen, er-

folgreichen Entwicklung dieses Cedefop-
Bulletins zu einer Fachzeitschrift, die im Inter-
esse aller mit der Förderung der Berufsbil-
dung in Europa befassten Akteure vollzo-
gen wurde.

1981 bekam das zunächst als Medium
des Informationsdienstes des Zentrums vor-
gesehene Bulletin einen verantwortlichen
Redakteur und eine echte Redaktion, der Ex-
perten des Cedefop angehörten.

Ab der Ausgabe Nr. 8 vom Mai 1982 wur-
de das Heft – immer noch unter dem Namen
Berufsbildung – nicht mehr als Bulletin des
Cedefop, sondern als „Zeitschrift des Euro-
päischen Zentrums für die Förderung der Be-
rufsbildung“ herausgegeben. Mit dem Er-
scheinen dieses Heftes kann daher die ei-
gentliche Geburtsstunde der Europäischen
Zeitschrift für Berufsbildung auf Mai 1982
datiert werden.
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CEDEFOP

Die Europäische Zeitschrift für 
Berufsbildung in neuem Gewand

Weiter auf Seite 3

Weiter auf Seite 2



2

lich zu machen. So erstellte das Cedefop in Deutschland zu-
sammen mit der Bundesanstalt für Arbeit entsprechende be-
rufskundliche Materialien. Ähnliches geschah auch in den
meisten anderen Mitgliedstaaten. Diese Unterlagen konnte
jeder heranziehen, der z. B. unter Berufung auf den Grund-
satz der allgemeinen Freizügigkeit innerhalb der EG in einem
anderen Mitgliedstaat gleiche Rechte wie die dortigen Staats-
bürger geltend machen wollte. 
CEDEFOP INFO: Und weshalb ist das System schließlich
zum Stillstand gekommen?
BURKART SELLIN: Dafür gab es im Wesentlichen zwei Grün-
de: Einige Mitgliedstaaten der EG wollten ihre jeweiligen
Berufskonzepte schützen, und daher konnten wir in unse-
rem System nur Berufstätigkeiten für bestimmte Profile er-
fassen. Es gibt bis auf den heutigen Tag keine EU-weit ein-
heitliche Interpretation des Konzepts „Beruf“, weil sich die
Europäer trotz der Existenz der Internationalen Standard-
klassifikation der Berufe, der ISCO, nicht darauf einigen
konnten, was eigentlich ein Beruf ist – und entsprechend
auch bis heute keine europäische Klassifikation der Berufe
vorgenommen haben. Das hat es erschwert, in diesem Be-
reich der Anerkennung wirkliche Fortschritte zu erzielen. 

Das war der eine Faktor. Der andere Faktor war, dass
sich mit dem Sturz der Berliner Mauer 1989 in Deutsch-
land plötzlich der Interessenschwerpunkt verlagerte und
man sich mit den Abschlüssen in der ehemaligen DDR aus-
einandersetzen musste. Über der Sozial- und Wirtschafts-
union der beiden deutschen Staaten trat anderes, so auch
die Vertiefung der EG, zurück. Frankreich zog sich auch
zurück, insbesondere weil es dort viel weniger förmlich
zertifizierte Ausbildungen auf der Facharbeiterebene gab
als in Deutschland. Beide Länder waren aber bis zu diesem
Zeitpunkt die wichtigsten Vorreiter gewesen. Und schließ-
lich spielte der Maastrichter Vertrag eine Rolle, der die Zu-
ständigkeit der EU in Bildung und Berufsbildung neu
ordnete. So gab es also sowohl politische als auch rechtli-
che Gründe dafür, dass es nicht dazu kam, dass das Pro-
jekt auf höhere Qualifikationsstufen – z. B. Techniker –
übertragen und auf die neuen EU-Mitgliedstaaten aus-
geweitet wurde, obwohl die Entscheidung des Rates von
1985 selbst noch immer in Kraft ist. Es wurde eben nur nie
der Versuch unternommen, diese den neuen Gegeben-
heiten anzupassen.

De facto hat jedoch die Berufsbildungspolitik seit Lissabon
eine Reihe der alten Elemente aufgenommen: Sie kommen
jetzt gewissermaßen in neuem Gewand wieder, wie bei-
spielsweise in Form des Europäischen Qualifikationsrahmens
und des Brügge/Kopenhagen-Prozesses für die verstärkte Zu-
sammenarbeit bei der Berufsbildung. Im Übrigen bezieht sich
auch die jüngste Anerkennungsrichtlinie (3), die im letzten
Jahr verabschiedet wurde, auf fünf Stufen, die im Wesent-
lichen kompatibel sind mit dem damals vom Cedefop ent-
wickelten und Mitte der 80er Jahre vom Rat empfohlenen
Bezugsrahmen für Ausbildungsstufen. 
CEDEFOP INFO: Einer deiner Hauptschwerpunkte war
die Analyse von Qualifikationen und Qualifikations-
erfordernissen. So hast du über mehrere Jahre ein Netz-
werk für die Erforschung von Berufs- und Qualifika-
tionsentwicklungen  – das Ciretoq – geleitet, später an
der Entwicklung von Szenarien gearbeitet, und jetzt
schließlich bist du aktiv an der Konzeption des Euro-
päischen Qualifikationsrahmens und der Entwicklung
des Europäischen Leistungspunktesystems in der Be-
rufsbildung beteiligt. Kannst du uns hierzu Näheres sa-
gen?
BURKART SELLIN: Das Netzwerk Ciretoq war noch in Ber-
lin gegründet worden. Es brachte Forschungsinstitute der
Mitgliedstaaten zusammen, die an der Erforschung von Be-
rufs- und Qualifikationstrends arbeiteten. Sie definierten ih-
re Arbeitsschwerpunkte in Abstimmung mit dem Cedefop
weitgehend selbst. Dieses Konzept erwies sich in der Pra-
xis als recht erfolgreich, und das Netzwerk beschäftigte sich
intensiv mit verschiedenen Untersuchungsfeldern, bei-
spielsweise mit den neuen Technologien, Klein- und Mittel-
betrieben und dem Zusammenhang zwischen Beschäfti-
gungs- und Bildungssystem. Die Arbeit des Netzwerks wur-
de umfangreich dokumentiert in einer Zusammenschau so-
zialer und wirtschaftlicher Komponenten der Berufs- und
Qualifikationsentwicklung, der Methoden der Qualifika-
tionsforschung etc. Die Forschungsarbeit des Netzwerks ging
auch in die praktische Politik ein. So wurde eines der ak-
tivsten Netzwerkmitglieder, Frau Professor Maria Jo~ao Ro-
driguez, im Vorfeld des Lissabonner Gipfels Arbeitsminis-
terin in Portugal und war im Rahmen der portugiesischen
Präsidentschaft an dessen Vorbereitung an herausragender
Stelle mit verantwortlich. Ein Teil der Forschungsarbeiten des

Ciretoq dürfte in Vorarbeiten zu dieser wichtigen Gipfel-
konferenz gemündet haben. 

Und ich meine, genau dafür ist das Cedefop ja auch da:
Nicht, um selbst Politik zu machen, sondern um politische
Entscheidungsträger zu beraten. Und zwar nicht kurzfristig,
unter Entscheidungsdruck bzw. angesichts kurzfristiger wirt-
schafts- und sozialpolitischer Gemengelagen, wie das manch-
mal von den Kollegen bei der Kommission gefordert wird,
sondern eher mittel- und langfristig bzw. „nachhaltig“, um
dieses Modewort zu gebrauchen. 
CEDEFOP INFO: Bedeuten Szenarien auch Zukunfts-
forschung?
BURKART SELLIN: Ja, sicher, in gewissem Maße. Dennoch
sind Szenarien nicht zu verwechseln mit Zukunftsforschung.
Bei den Szenarien versuchen wir, nach der Delphi-Methode
vorzugehen bzw. nach dem Trial-and-error-Prinzip. Es wer-
den unterschiedliche, mit gewisser Wahrscheinlichkeit ein-
tretende Szenarien erarbeitet, z. B. auf der Grundlage der
Bewertung vorhersehbarer oder aktueller Trends, die sich in
einem bestimmten Zeithorizont unter verschiedenen Rah-
menbedingungen ergeben können. Sie sind quasi Fallbei-
spiele unter verschiedenen praktischen Voraussetzungen,
denen in der Folge Strategien zugeordnet werden kön-
nen, je nach Wünschbarkeit des entsprechenden Szenarios.
Die vom Cedefop gemeinsam mit der Europäischen Stiftung
für Berufsbildung (ETF) erarbeiteten Szenarien gaben da-
mals wichtige vergleichende Hinweise zu den verschiede-
nen Prioritäten und Ansätzen in den west- und osteuropä-
ischen Ländern.
CEDEFOP INFO: Du hast dich in den letzten Jahren auch
mit den Auswirkungen der Informations- und Kom-
munikationstechniken auf Berufe und mit der Ent-
wicklung von so genannten E-Skills beschäftigt. 
BURKART SELLIN: Ja. Der wirkliche Durchbruch der neuen
Medien erfolgte eigentlich erst mit der weiten Verbreitung
des Internet, also gegen die Jahrtausendwende. Was das
Cedefop in jüngster Zeit besonders interessierte, war die
Entwicklung der Berufe in der Informations- und Kommu-
nikationstechnologie, im Bereich der Hard- und der Soft-
wareentwicklung. Hier haben wir mit der Industrie, dem
Handel, mit Berufsverbänden und Gewerkschaften zusam-
men gearbeitet, um Ansätze für einen Qualifikationsrahmen
im Bereich der E-Skills bzw. der E-Kompetenzen zu unter-
suchen. Gemeinsam mit der Europäischen Organisation für
Standardisierung, CEN, und in enger Abstimmung mit der
Europäischen Kommission, haben wir eine Arbeitsgruppe
ins Leben gerufen, die sich mit IKT-Qualifikationen befasst.
Erste Ergebnisse wurden inzwischen veröffentlicht. Derzeit
wird an spezifischen Berufs- bzw. Qualifikationsprofilen auf
diesem Gebiet gearbeitet, und zwar unter Berücksichtigung
eines fünfstufigen Modells und des vorgeschlagenen Eu-
ropäischen Qualifikationsrahmens. Ziel der Arbeit ist es nicht,
gemeinsame Normen zu setzen, sondern einen auf Frei-
willigkeit beruhenden Bezugsrahmen zu schaffen, auf den
sich die EU-Mitgliedstaaten und die Betriebe bzw. Arbeit-
nehmer – auch aus anderen Ländern der Welt – beziehen
können, um z. B. ihre Ausbildungsangebote zu verbessern,
wirksamer zusammenzuarbeiten und Angebot und Nach-
frage nach Fachkräften analysieren und ggf. steuern zu kön-
nen. 
CEDEFOP INFO: Nun noch einige persönliche Fragen:
Wie schätzt du den Umzug des Cedefop von Berlin nach
Thessaloniki ein? War es eine Bereicherung, ein neuer
Impetus? Oder ist das Cedefop im neuen Gastland viel-
leicht isolierter als es im alten war?
BURKART SELLIN: Zunächst war die Neuigkeit der Verlegung
des Cedefop eine Riesenüberraschung. Das Personal hatte
allenfalls damit gerechnet, im Zuge des Austauschs von In-
stitutionen zwischen Bonn und Berlin nach der deutschen
Wiedervereinigung nach Bonn verlegt zu werden. Dass es
gleich bis nach Thessaloniki gehen würde, kam völlig un-
vermutet. Doch nach den anfänglichen Schwierigkeiten, die
für die Leitung und die meisten Kolleginnen und Kollegen
mit dem Umzug verbunden waren, haben wir als Cedefop,
denke ich, doch die Chance des Neuanfangs nutzen und –
wie ein Verwaltungsratsmitglied das einmal formulierte –
wie der Phönix aus der Asche wieder auferstehen können. 

Was die „fachliche Durchdringung“ zwischen dem Cedefop
und dem Berufsbildungssystem unseres jetzigen Gastlandes
anbelangt, so hätte hier meines Erachtens in den letzten zehn
Jahren mehr erfolgen können. Griechenland hat viel für den
Ausbau der allgemeinen Bildung, vor allem der Hochschul-
bildung, getan. Die berufliche Bildung ist aber leider, mehr
noch als in anderen Ländern, weiterhin stark marginalisiert,
insbesondere was die Weiterbildung von Erwachsenen an-
belangt. Und dies trotz der Unterstützung der Struktur-
fonds bzw. Mittelmeerfonds und im Gegensatz beispielsweise
zu Portugal oder Irland, die die Unterstützung aus den eu-
ropäischen Fonds sehr profitabel bei der Entwicklung der Be-

rufsbildung verwendet haben. Ich bedaure es, dass das
Cedefop hier nicht befruchtender wirken konnte.
CEDEFOP INFO: Mit welchem Aspekt deiner Jahre beim
Cedefop bist du am meisten zufrieden? Mit welchem
am unzufriedensten?
BURKART SELLIN: Für mich selbst ist rückblickend besonders
befriedigend, dass ich während dreier Jahrzehnte die Arbeit
des Cedefop in vieler Hinsicht habe mitgestalten dürfen. Vie-
le unserer Projekte und Erkenntnisse sind nützlich gewesen,
hatten großen Zuspruch von Seiten der Berufsbildungs-
fachleute aus vielen Mitgliedsstaaten und haben über die
Jahre Eingang in die Politik gefunden. Frustrierend war für
mich, dass wir aufgrund wechselnder Zuständigkeiten – nicht
nur im Cedefop, sondern auch bei der Kommission – oft-
mals wieder von vorne anfangen mussten. Es gibt offen-
sichtlich die Neigung, das Rad immer wieder neu zu erfin-
den, und wir Berufsbildungsfachleute bilden da keine
Ausnahme. Ich meine, wir haben unsere Politikberatung oft
aktualisieren müssen – bei eigentlich fortbestehenden Grund-
problemen. Mittel- und langfristig angelegte Forschungs-
und Entwicklungsanstrengungen nützen in Zeiten der Kurz-
atmigkeit der Politik und Praxis nur wenig, wenn nicht gleich-
zeitig stärker auf kurzfristige Beratungsbedürfnisse einge-
gangen wird. Hier muss das Cedefop vielleicht neue, diffe-
renziertere Strategien entwickeln. 
CEDEFOP INFO: Eine Prognose: Wie wird es in der Zu-
kunft mit dem Cedefop weitergehen? Was kannst du
uns Jüngeren jetzt, wo du uns verlässt, mit auf den Weg
geben?
BURKART SELLIN: Das Cedefop sollte künftig stärker auf sek-
toraler als auf interprofessioneller Ebene tätig werden. Mit
Sachverständigen und Sozialpartnern sollte das Cedefop Be-
rufsprofile erarbeiten, die mittelfristig die Grundlage für ein

laufend fortzuschreibendes europäisches Berufe-Register
abgeben könnten. Es ist zwar nicht Aufgabe des Cedefop,
ein solches System selbst zu erstellen. Aber dem Cedefop
kommt es sicherlich zu, deutlich zu machen, dass ein sol-
ches unbedingt nötig ist und was für Elemente es enthalten
sollte. Will man bei der Beschäftigungspolitik enger zu-
sammenarbeiten, einen effektiveren Beitrag zur Fachkräf-
temobilität leisten und zum Austausch bzw. zur intensive-
ren Zusammenarbeit in der Berufsbildung kommen, wird
man darum nicht herumkommen. 

Um den vielfach geforderten europäischen Sozialraum zu
realisieren, sind die EU-Mitgliedstaaten und die Organe und
Einrichtungen der Europäischen Union gefordert, die Ziele
und Wege dorthin zu konkretisieren. Zur Gestaltung dieses
Sozialraums gehört die Verzahnung der Beschäftigungs- und
der Bildungspolitik. In vielen Ländern, beispielsweise Deutsch-
land, Dänemark, Frankreich, gibt es immer noch nicht ge-
nug Bereitschaft, sich auf die Entwicklung eines umfassen-
den europäischen Bezugsrahmens für Berufe bzw. Berufs-
profile einzulassen. Für Hochschulberufe ist dies weitgehend
der Fall, nicht jedoch für die sonstigen Fachkräfte auf allen
anderen Ebenen. Beide Anstrengungen, der Bologna-Pro-
zesses zur Hochschulentwicklung und der Brügge/Kopen-
hagen-Prozess zur Entwicklung der Berufsbildung, müssten
stärker integriert und in einen gemeinsamen Bezugsrahmen
gestellt werden. Vielleicht gelingt dies ja durch die gegen-
wärtigen Anstrengungen auf dem Gebiet des Qualifika-
tionsrahmens und des Leistungspunktesystems und in der
Perspektive 2010. Dafür wünsche ich allen Beteiligten und
insbesondere den Jüngeren in Politik und Praxis viel Erfolg.

(1) Entschließung des Rates vom 21. Januar 1974 über ein Sozialpolitisches Aktionsprogramm.
Amtsblatt C 13 vom 12.2.1974, S. 1-4.
(2) Entscheidung des Rates vom 16. Juli 1985 über die Entsprechungen der beruflichen
Befähigungsnachweise zwischen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften. Amtsblatt L
199 vom 31.7.1985, S. 56. 
(3) Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen. Amtsblatt L 255 vom 30.9.2005, S. 22-142.

Das Interview führte Corinna Frey, Redakteurin des Cedefop
Info, am 10.5.2006.

30 Jahre Cedefop in guten wie in schlechten Zeiten
Fortsetzung von Seite 1
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Zwischen 1982 und 1993 wurden in der
Zeitschrift Berufsbildung Auftragsarbeiten
zu bestimmten Themen oder im Rahmen von
Dossiers veröffentlicht – gegebenenfalls er-
gänzt um den einen oder anderen
unaufgefordert eingereichten Ar-
tikel. Die Zeitschrift entwickelte
sich in dieser Zeit zu einem Forum
für den Austausch und den Dia-
log über die wichtigen Themen
der Berufsbildung im weitesten
Sinne und beteiligte sich umfas-
send an den großen Diskussionen
über Berufsbildungsfragen. 

Ende 1993 ist von dem Berufs-
bildungsbulletin des Jahres 1977
kaum etwas wiederzuerkennen.
Die Weiterentwicklung ist nun-
mehr so weit gediehen, dass von
einem Bulletin nicht mehr die Re-
de sein kann, sondern von einer
wissenschaftlichen Zeitschrift, wie
wir sie heute kennen.

Das erste Heft mit dem Titel Eu-
ropäische Zeitschrift Berufsbildung
kam in der zweiten Hälfte des Jah-
res 1994 heraus. Jede Ausgabe
behandelte einen bestimmten The-
menschwerpunkt.

Das Cedefop fasste 1994 den
Entschluss, die Qualität zu einem
entscheidenden Kriterium zu er-
heben, was eine strengere Aus-
wahl der Artikel zur Folge hatte, und hierzu
einen unabhängigen Redaktionellen Beirat
einzusetzen. 

Seit Juli 1999 unterstützt ein Redaktions-
sekretariat den Redaktionellen Beirat bei sei-
ner Tätigkeit. Es hat die Aufgabe, bei der
Überprüfung der eingereichten Beiträge im
Doppelblindverfahren als Bindeglied zwischen
den Autoren und dem Beirat zu fungieren.

Da die Zahl der eingereichten Artikel stän-
dig stieg, wurde ebenfalls im Jahr 1999
der Beschluss gefasst, von Schwerpunkt-
heften weitgehend abzugehen und Artikel
abzudrucken, die nicht zu einem vorgege-
benen Thema verfasst wurden. Auf diese
Weise war es möglich, interessante Berich-
te innerhalb einer angemessenen Frist zu ver-
öffentlichen, ohne mit der Publikation war-
ten zu müssen, bis ein passendes Thema an
die Reihe kommt. Dies bedeutet jedoch nicht
den völligen Verzicht auf Themenschwer-
punkte, und auch die unaufgefordert ein-
gereichten Beiträge werden nach Möglich-
keit themenbezogen zusammengefasst. 

Im Jahre 2005 wurde als weitere Neue-
rung ein beratender Redaktionsausschuss
(Editorial Advisory Board) für die Zeitschrift
eingesetzt. Ihm gehören auf dem Gebiet der
Berufsbildung renommierte Persönlichkeiten
und Forscher an, die in der Welt der Berufs-
bildung als „Botschafter“ der Europäischen

Zeitschrift auftreten sollen.
Rückblickend können wir fest-

stellen, dass in ihrem bald drei-
ßigjährigen Bestehen sich unse-
re Zeitschrift vom Informations-
bulletin des Cedefop Berufsbil-
dung zur Europäischen Zeitschrift
für Berufsbildung in ihrer heuti-
gen Erscheinungsform entwickelt
hat. Sie ist gereift, und es wurde
immer deutlicher, dass die Auf-
machung im Format A4 mit mehr
oder weniger farbig gestalteten
Umschlagseiten im Widerspruch
zur Wissenschaftlichkeit ihres In-
halts stand.

Diese Überlegungen haben den
Redaktionellen Beirat der Zeitschrift
in Übereinstimmung mit dem Ce-
defop bewogen, mit dem vorlie-
genden Heft Nr. 37 auf das leich-
ter zu handhabende Format B5
und auf einen einfarbigen Um-
schlag umzusteigen. Die Zeitschrift
erscheint somit tatsächlich in neu-
em Gewand, ihren Kurs und ih-
ren Anspruch, eine für die Be-
rufsbildung bedeutsame und ernst-
zunehmende Publikation zu sein,

behält sie jedoch unverändert bei.  Die Zeit-
schrift bleibt sich inhaltlich treu, wobei wir
natürlich ständig darauf hinarbeiten, sie zu
verbessern.

Wir würden uns freuen, wenn Sie uns
Ihre Anmerkungen und Meinungen zur neu-
en Aufmachung der Zeitschrift wie auch zum
Inhalt mitteilen würden, und wir hoffen,
Sie noch viele Jahre zu unseren treuen Lesern
zählen zu dürfen, wenn Sie bereits zum Kreis
der Abonnenten gehören, beziehungsweise
Sie recht bald als neuen Abonnenten begrü-
ßen zu dürfen.

Links:
Chefredakteur: eric.friesguggenheim@cedefop.europa.eu
Website: www.trainingvillage.gr/etv/Projects_Networks/EJVT
Chronologische Liste der Ausgaben der Zeitschrift und Möglichkeit zum
Herunterladen alter Ausgaben:
www.trainingvillage.gr/etv/Information_resources/Bookshop/publica-
tions.asp?section=18
Wenn Sie die Zeitschrift abonnieren möchten, wenden Sie sich bitte an
die Verkaufsstelle des Amts für amtliche Veröffentlichungen der
Europäischen Gemeinschaften in Ihrem Land:
http://publications.europa.eu/others/sales_agents_de.html

Quelle: Cedefop/Éric Fries Guggenheim (Chefredakteur der
Europäischen Zeitschrift für Berufsbildung)
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bildung in neuem Gewand
Fortsetzung von Seite 1

Die Bedeutung von Lehrern bei der Verbesserung von Bil-
dungsqualität und -effizienz ist allseits anerkannt. Folglich
ist die Entwicklung von Systemen für die Evaluierung und
Anerkennung der Lehrerausbildung von größter Bedeutung.
Eurydice legt eine Bestandsaufnahme der Verfahren zur Qua-
litätsbewertung und Akkreditierung von Aus- und Weiter-
bildungseinrichtungen und -curricula für Lehrer an Primar-
schulen und allgemeinbildenden Sekundarschulen vor.

Evaluierung der Erstausbildung
Die Erstausbildung von Lehrern erfolgt im Allgemeinen

an Hochschulen. In zwei Dritteln der Länder gelten für die
Evaluierung der Lehrerausbildung lediglich allgemeine Ge-
setzesbestimmungen über die Evaluierung der Hochschul-
bildung. Ob die Besonderheiten der Lehrerausbildung be-
rücksichtigt werden, hängt also weitgehend von den Unter-
lagen ab, die zur Evaluierung herangezogen werden. Die
geltenden Bestimmungen beziehen sich häufig auf die be-
rufspraktische Komponente der Ausbildung (abschließende
berufsqualifizierende Ausbildungsphase, Praktika). In den
meisten Ländern ist die externe und interne Evaluierung ver-
bindlich vorgeschrieben oder wird zumindest empfohlen. 

Die externe Evaluierung wird normalerweise von Sach-
verständigen-, Peer- oder Inspektorenteams durchgeführt.
Nur in fünf Ländern (1) ist es verpflichtend vorgesehen oder
wird zumindest empfohlen, Lehramtsstudenten in die Eva-

luierungsteams aufzunehmen. In der Hälfte der Länder grei-
fen externe Evaluierungssachverständige auf spezifische
Unterlagen und/oder Qualifizierungsstandards für Lehrer zu-
rück. Die Evaluierung bezieht sich meistens auf vielfältige
Aspekte: Programme, Unterrichtsmethoden, Verfahren zur
Beurteilung der Studenten, Ausgewogenheit zwischen be-
ruflicher und allgemeiner Ausbildung, Organisation päda-
gogischer Praktika, Partnerschaften mit Schulen, Infrastruktur.
Die externe Evaluierung basiert im Allgemeinen auf einem
internen Evaluierungsbericht. 

Die interne Evaluierung wird meist von der Evaluierungs-
leitung oder einem Evaluierungsausschuss der jeweiligen Bil-
dungseinrichtung koordiniert. In nahezu allen Ländern mit
einschlägigen Bestimmungen ist die Beteiligung von Mit-
gliedern des Kollegiums und von Studenten verpflichtend
vorgesehen oder wird zumindest empfohlen. In einigen Län-
dern werden auch Fachleute von außen in die interne Eva-
luierung eingebunden. Die interne Evaluierung erstreckt sich
auf ähnliche Aspekte wie die externe Evaluierung. 

In den meisten Ländern ist mit Hilfe der externen Evaluie-
rung eine Entscheidung über die (Neu-)Akkreditierung ei-
ner Einrichtung oder eines Programms möglich. Eine Nicht-
verlängerung der Akkreditierung kann sich auf die öffent-
liche Finanzierung der Bildungseinrichtung auswirken. In ei-
nigen Ländern hat die externe Evaluierung gegebenenfalls
auch finanzielle, von den Akkreditierungsverfahren unab-

hängige Auswirkungen. In zwei Dritteln der Länder werden
die Ergebnisse der externen Evaluierung systematisch ver-
öffentlicht. 

Evaluierung der Weiterbildung
In den meisten Ländern ist die Gestaltung von Weiterbil-

dungsprogrammen vollständig dezentralisiert und fällt in
den Zuständigkeitsbereich der Schulen oder örtlichen Schul-
behörden. Für die Weiterbildung sind verschiedene Einrich-
tungen zuständig: Erstausbildungseinrichtungen für Lehrer,
öffentliche oder private Weiterbildungszentren, Lehrerge-
werkschaften oder -verbände, NRO usw. In fast allen Län-
dern ist die Akkreditierung und/oder Evaluierung von Weiter-
bildungseinrichtungen gesetzlich geregelt. Dies gilt jedoch
nicht für Frankreich, Zypern, Litauen, Malta, Österreich und
das Vereinigte Königreich. Die Evaluierung konzentriert sich
meistens auf die Inhalte der Ausbildung, Unterrichtsme-
thoden, Kompetenzen der Ausbilder und die Ausbildungs-
infrastruktur. Die Schlussfolgerungen der externen Evalu-
ierung können sich auf die Akkreditierung und Finanzierung
der Ausbildungseinrichtungen auswirken. 

(1) In der flämischen Gemeinschaft Belgiens, den Niederlanden, Finnland, Schweden und Norwegen.
Qualitätssicherung in der Lehrerausbildung in Europa, Eurydice, 2006. Im Internet zu finden
unter: www.eurydice.org/pls/portal/url/page/Eurydice/showPresentation?pubid=062FR

Quelle: Eurydice
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Das Cedefop Info ist auch im Internet verfügbar:
www.trainingvillage.gr/etv/Information_resources
/Bookshop/publications.asp?section=24
Die elektronische Version enthält oft zusätzliche
Artikel, die in der Print-Version keinen Platz fan-
den.

Kostenlos auf Anfrage beim Cedefop. 

Die Inhalte wurden von Mitarbeitern des Cedefop
ausgewählt und redigiert. Die Darstellungen in
den Artikeln geben nicht notwendigerweise die An-
sichten des Cedefop wieder. Artikel, die sich auf Tä-
tigkeiten und Ereignisse auf EU-Ebene beziehen, ins-
besondere auf solche, an denen das Cedefop be-
teiligt ist, werden für gewöhnlich von Bedienste-
ten des Cedefop verfasst, deren Namen und Kon-
taktadressen aufgeführt sind. Die meisten Artikel,
die sich auf die Mitgliedstaaten oder andere EWR-
Staaten beziehen, wurden dem Cedefop von den
Mitgliedern des ReferNet-Netzwerks (siehe Cedefop
Info 2/2002) übermittelt. Die Kontaktdaten der
ReferNet-Mitglieder – u. a. Namen und Anschriften,
E-Mail- und Web-Adressen – können unter der Adres-
se http://www.cedefop.eu.int/directory.asp?refernet
abgerufen werden. Artikel, die sich auf die Bei-
trittsländer beziehen, wurden über die Europäi-
sche Stiftung für Berufsbildung (ETF) von dem von
dieser unterhaltenen Netzwerk von nationalen Be-
obachtungsstellen eingereicht.

Auch unverlangt eingesandte Manuskripte, Bü-
cher und anderes Material werden sorgfältig ge-

prüft und ausgewertet. Kontaktanzeigen, Konfe-
renzankündigungen und sonstige Mitteilungen
werden gerne entgegengenommen. Für deren
Richtigkeit übernimmt das Cedefop jedoch keine
Gewähr. 

Der vollständige oder auszugsweise Nachdruck von
Beiträgen dieser Veröffentlichung ist kostenlos und
mit Quellenangabe gestattet - ausgenommen zu
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richte von Sozialpartnern und aus den EU-
Mitgliedstaaten. 
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Liebe Leserinnen und
Leser,

im September 2006 wird
die Kommission mit tat-
kräftiger Unterstützung
des Cedefop ihren schrift-
lichen Entwurf zum Euro-
päischen Qualifikations-
rahmen (EQF) fertigstellen.
Mit der Vorlage der Emp-

fehlung zum EQF beim Europäischen Parla-
ment und beim Rat endet die erste Etappe
auf dem Weg zu einem funktionsfähigen
EQF, der Transparenz, Übertragbarkeit und
Anerkennung von Qualifikationen in Euro-
pa verbessert. 

Es ist bemerkenswert, dass erst zwei Jahre
vergangen sind, seit im März 2004 die Idee
des EQF geboren wurde. Der gemeinsame
Zwischenbericht der Kommission und des Rats
zum Prozess „Allgemeine und berufliche Bil-
dung 2010“ unterstrich die Notwendigkeit ei-
nes auf Lernergebnissen basierenden euro-
päischen Referenzrahmens, der den länder-
übergreifenden Vergleich und die länder-
übergreifende Übertragung von Qualifikatio-
nen ermöglicht. Die seitherige Entwicklung,
die sich insbesondere in den konstruktiven
und positiven Rückmeldungen zum Konsul-
tationsverfahren niederschlägt, hat die Be-
deutung und die praktische Anwendbarkeit
des ursprünglichen EQF-Gedankens bestätigt. 

Zwei wichtige Schlussfolgerungen aus dem
Konsultationsverfahren gilt es genauer zu
überdenken und zu erläutern. Sie besagen,
dass der EQF auf Lernergebnissen basieren
und auf nationale Qualifikationsrahmen ge-
stützt werden muss. Diese beiden Erkennt-
nisse sind der Schlüssel zu einem besseren
Verständnis der sich rasch wandelnden Bil-
dungs- und Ausbildungspolitik in Europa. 

Die Orientierung an Lernergebnissen
Die Entscheidung, den EQF auf Lerner-

gebnisse zu stützen, ist Ausdruck eines tief-
greifenden Wandels der Auffassung von Bil-
dung, Ausbildung und Lernen auf nationa-
ler und sektoraler Ebene. Die Mitgliedstaa-
ten definieren und beschreiben Qualifika-
tionen zunehmend anhand von Lernergeb-
nissen. Gleiches gilt für die Bestimmung der
Gesamtziele, welche den Bildungs- und Aus-
bildungsinstitutionen und -systemen vorge-
geben werden. 

Wie Coles (2005) feststellt, hat diese Schwer-
punktverlagerung auf die Lernergebnisse er-
hebliche Folgen für die Konzeption und Steu-
erung des Bildungs- und Ausbildungswesens
auf der Ebene der einzelnen Qualifikationen,
der Curricula, der Institutionen und des
Systems als Ganzem. Der damit einsetzende
Veränderungsprozess, den das Cedefop im
kommenden Zeitraum sorgfältig erfassen und
analysieren wird, spielt aus folgenden Grün-
den eine wichtige Rolle. Erstens orientiert sich
die Gestaltung der Lernprogramme fortan an
den Lernenden und nicht mehr in erster Linie
an den Anliegen des Lehr- und Verwaltungs-

personals. Zweitens erfolgt die Bewertung in
stärkerem Maße anhand von Kriterien, als dies
bei den herkömmlichen input-orientierten Me-
thoden der Fall ist, da die Lernergebnisse als
eine von den Lernenden erbrachte Leistung
bewertet werden müssen. Drittens wird deut-
licher zum Ausdruck kommen, dass einige
Lernende den Nachweis über eine Reihe
von Lernergebnissen bereits erbracht ha-
ben. Folglich müssen Lernprogramme weni-
ger an Faktoren des Lehrens, als an bereits
vorhandene Kenntnisse der Lernenden an-
knüpfen. Viertens erbringt der Lernende mit
der Validierung seiner Lernergebnisse einen
Beweis seiner entsprechenden Kompetenz,
was zu einer größeren Glaubwürdigkeit der
Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt bei-
trägt. In input-orientierten Systemen kann ein
Lernprogramm als Ganzes auch dann erfolg-
reich abgeschlossen werden, wenn der Ler-
nende nicht jeden Teilbereich erfolgreich ab-
solviert hat. Und schließlich verbessert die
Orientierung an den Lernergebnissen die Re-
chenschaftslegung der Bildungs- und Ausbil-
dungssysteme, indem sie eine größere Trans-
parenz der Qualifikationen herstellt. 

Einige europäische Länder haben mit die-
sem „Umformungsprozess“ bereits viel Erfah-
rung gesammelt, andere stehen noch ganz
am Anfang. Die Bildungs- und Ausbildungs-
politik in Europa konzentriert sich zunehmend
auf die Wechselwirkung zwischen formalem,
nicht formalem und informellem Lernen. Da-
her muss das Lernen in allen seinen Ausprä-
gungen und Kontexten angemessen erfasst,
bewertet und anerkannt werden. Nach der
übereinstimmenden Auffassung einer immer
größeren Zahl Interessengruppen kann dies
nur gelingen, wenn der Schwerpunkt der Auf-
merksamkeit durchgängig vom Lerninput auf
Lernergebnisse verschoben wird. Die neue
Orientierung an Lernergebnissen hängt also
unmittelbar mit der Ausarbeitung von Me-
thoden zur Validierung des nicht formalen
und informellen Lernens zusammen. Diesem
Themengebiet widmet das Cedefop seit mehr
als zehn Jahren große Aufmerksamkeit. 

Die hier angesprochene Schwerpunkt-
verlagerung auf Lernergebnisse kann dem-
nach als Erweiterung der Bildungs- und Aus-
bildungspolitik verstanden werden und ist
Ausdruck des Bemühens um eine bessere
Nutzung des Wissens und der Kompeten-
zen, über die der Einzelne, die Unternehmen
oder die Gesellschaft als Ganzes verfügen.
Eine wissensbasierte Gesellschaft, die sich
dem lebenslangen und lebensumspannen-
den Lernen verschrieben hat, kann nicht ge-
schaffen werden, solange wir unsere Auf-
merksamkeit ausschließlich auf die im for-
malen Bildungs- und Ausbildungssystem er-
worbenen Lernergebnisse konzentrieren. 

Die Schaffung nationaler Qualifika-
tionsrahmen

Wie zahlreiche Länder zu erkennen ge-
ben, wird die Schwerpunktverlagerung auf
Lernergebnisse und die anschließende An-

bindung an den EQF auf dem Wege der Aus-
arbeitung und Umsetzung nationaler Quali-
fikationsrahmen (NQF) erfolgen. Ein NQF ist
ein Instrument zur Klassifizierung von Qua-
lifikationen anhand von Kriterien, die be-
stimmte Niveaus von Lernleistungen (zum
Beispiel Lernergebnisse) beschreiben. Er bil-
det einen Anreiz, die in einem Land ange-
botenen Qualifikationen besser aufeinander
abzustimmen. Es wird allgemein anerkannt,
dass das Fehlen einer solchen Abstimmung
den Zugang zu Bildung und Ausbildung ver-
sperren und den Aufstieg erschweren kann.
Dies zeigt sich auch daran, dass es in zahl-
reichen Ländern an Übergängen zwischen
Berufsbildung und Hochschulbildung fehlt.
Ein NQF trägt zum Abbau dieser Hindernisse
bei, insbesondere wenn er auf Lernergeb-
nissen basiert. Daneben bietet der NQF eine
Grundlage für Qualitätssicherung und lässt
die Übereinstimmung (oder Nichtüberein-
stimmung) von Qualifikationsangebot und
Qualifikationsnachfrage sichtbar werden. 

Aus den Reaktionen auf das EQF-Konsul-
tationsverfahren geht hervor, dass die Län-
der, die an dem Prozess „Allgemeine und be-
rufliche Bildung 2010“ teilnehmen, dem na-
tionalen Qualifikationsrahmen in ihrer über-
wiegenden Mehrheit eine Schlüsselrolle bei-
messen. 25 der 31 Länder, die sich an der
Konsultation beteiligten, haben bereits auf
nationalen Qualifikationsrahmen basierende
Lernergebnisse definiert oder bereiten de-
ren Einführung vor. Mehr als 20 Länder
nehmen an dem „Cluster“ zum Komplex

„Anerkennung von Lernergebnissen“ teil, das
sich im Rahmen von „Allgemeine und be-
rufliche Bildung 2010“ der systematischen
Bearbeitung dieser Themen auf EU-Ebene
widmen wird, und unterstreichen damit de-
ren hohen Stellenwert auf nationaler Ebene. 

Von wechselseitigem Lernen zu wech-
selseitigem Vertrauen

Wirkung und Erfolg kann der Europäische
Qualifikationsrahmen nur dann zeigen, wenn
die Interessengruppen auf nationaler und
sektoraler Ebene entschlossen sind, von ihm
Gebrauch zu machen. Es ist ein gutes Zei-
chen, dass dem Ansatz der Lernergebnisse
große Bedeutung beigemessen wird und die
Erarbeitung nationaler Qualifikationsrahmen
rasch voranschreitet. 

Das Cedefop kann maßgeblich zur Unter-
stützung dieser Entwicklung beitragen. Das
Zentrum für die Förderung der Berufsbildung
wird die Kommission in ihrem Bemühen um
die Einführung des EQF weiterhin unter-
stützen und darüber hinaus verstärkt ver-
gleichende und analytische Untersuchungen
über die Erfassung von Lernergebnissen und
über nationale Qualifikationsrahmen durch-
führen. Unser wichtigstes Ziel bleibt die Schaf-
fung eines soliden analytischen und empi-
rischen Fundaments, das wechselseitiges Ler-
nen ermöglicht und damit auch wechselsei-
tiges Vertrauen schafft. 

Aviana Bulgarelli
Juni 2006
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Brief der Direktorin

Die Ziele sind unumstritten, doch wie
sind sie zu erreichen? Die Sozialpart-
ner sprechen sich für eine Testphase aus

Die Ziele des Europäischen Qualifika-
tionsrahmens (EQF), Transparenz und Ver-
gleichbarkeit der Kompetenzbereiche, Mo-
bilität zwischen den Bildungsbereichen
einerseits und im europäischen Arbeitsmarkt
andererseits, stoßen bei den deutschen So-
zialpartnern auf einhellige Zustimmung. Wie
der EQF aussehen muss, um diese Ziele auch
tatsächlich zu erreichen, dabei wollen sie ein
gewichtiges Wort mitsprechen, den Ent-
wicklungsprozess aktiv, aber auch kritisch
begleiten.

Der Erfolg des Europäischen Qualifika-
tionsrahmens, den die Europäische Kom-
mission derzeit gemeinsam mit den Mit-
gliedstaaten erarbeitet, hängt nach Auffas-
sung der deutschen Wirtschaft entscheidend
von der Entwicklung nationaler Qualifika-
tionsrahmen ab. Nachdem das Kuratorium
der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung
dazu bereits Vorschläge erarbeitet hat, sei es
nun an der Zeit, gemeinsam mit der Bundes-
regierung einen offiziellen politischen Ent-
wicklungsprozess in Gang zu bringen, for-
dern die Spitzenverbände.

In ihrer Stellungnahme zum EQF-Vorschlag
der Kommission heben sie die Chance her-
vor, durch ein solches Vergleichsinstrument
Bildungs- und Beschäftigungssysteme stär-
ker miteinander zu verknüpfen, den Wech-
sel zwischen den verschiedenen Systemen
und Bildungsbereichen zu vereinfachen und
Verkrustungen in den nationalen Bildungs-
systemen zu Gunsten notwendiger Moder-
nisierungen aufzubrechen.

Hauptziel eines Europäischen Qualifika-
tionsrahmens muss nach Auffassung der
Wirtschaftsverbände die Förderung beruf-
licher Handlungs- und Beschäftigungsfähig-
keit sein. Die konsequente Orientierung an
Lernergebnissen und die Erreichbarkeit aller
Stufen des EQF über verschiedene Bil-
dungswege halten sie für ebenso geboten
wie nachvollziehbare Deskriptoren. Unver-
zichtbar ist für sie außerdem eine Test- und
Evaluationsphase zur Einführung des EQF.

Darin sind sie sich mit den Gewerkschaf-
ten einig, die ebenfalls einen Probelauf des
EQF vorschlagen. Nach ihren Vorstellungen
soll eine spezielle Plattform auf EU-Ebene
unter Beteiligung nationaler Akteure und So-
zialpartner die Testphase begleiten.

Der Europäische Qualifikationsrahmen als
Strategie zur Ausrichtung der Berufsbildung
auf einen gemeinsamen europäischen Ar-
beitsmarkt sei daran zu messen, ob er zur
Qualitätssicherung und -steigerung der Be-
rufsbildung beitragen könne, so die Arbeit-
nehmervertreter. Der Aufbau eines europä-
ischen Berufsbildungsraumes dürfe nicht
beim kleinsten gemeinsamen Nenner ste-
hen bleiben. Das qualitativ hohe Niveau der
dualen Berufsausbildung in Deutschland ent-
halte auch für einen europäischen Bil-
dungsraum wichtige Strukturelemente, et-
wa das Verständnis von Berufsbildung als
sozialem Prozess und die zentrale Rolle
betrieblicher Berufsausbildung zur Bereit-
stellung von Fachkräften.

Quelle: BIBB/DGB/KWB/Cedefop/sk
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DEUTSCHLAND

Kritische Begleiter des EQF 

Gemeinsam mit der Europäischen Kom-
mission, GD ENTR, gibt Cedefop den Euro-
pean e-Skills Newsletter heraus, um über Ak-
tuelles aus dem Bereich IKT-Fähigkeiten und
Skills auf europäischer Ebene zu berichten.
Derzeit erscheint der Newsletter zweimal jähr-
lich, ab 2007 sind vier Ausgaben geplant; pu-
bliziert wird er ausschließlich in Englisch. Nach-
zulesen sind die bisherigen fünf Ausgaben
unter: 
http://eskills.cedefop.europa.eu/newsletter

Bei Interesse schicken Sie eine kurze E-mail
an eskills@cedefop.europa.eu, und Sie wer-
den in den Verteiler aufgenommen.

Am 5. und 6. Oktober 2006 findet in Thes-
saloniki die European e-Skills 2006 Conferen-
ce unter dem Titel „Towards a Long Term e-
Skills Strategy“ statt. Cedefop veranstaltet ge-
meinsam mit der Europäischen Kommission,
GD Unternehmen und Industrie, zum zwei-
ten Mal nach 2004 diese zentrale Konferenz
im Bereich e-Skills, zu dem 150 Teilnehmer von
europäischen Reguierungen, der IKT-Industrie,
den Sozialpartner, von Universitäten und aus
der Forschung sowie andere wichtige Ent-
scheidungsträger erwartet werden. Mehr In-
formationen auf der Webseite: www.e-skills-
conference.org
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Internationalisierung der Berufsbildung

Ein neuer Forschungsbericht für die Behörde für sekto-
rale Kompetenzentwicklung (Sector Skills Development Agen-
cy, SSDA) (siehe Cedefop Info 2/2005) (1) wurde gemeinsam
mit dem Zentrum für Arbeitsmarktstudien (Centre for La-
bour Market Studies) der Universität Leicester erstellt.

Der Bericht umfasst einen Überblick über und eine Eva-
luierung von sektoralen Ansätzen zur Kompetenzentwick-
lung in einer Reihe von Ländern (zumeist OECD-Staaten)
außerhalb des Vereinigten Königreichs. Eine der Zielsetzun-
gen der Studie bestand darin, Informationen aus einem inter-
nationalen Umfeld bereitzustellen, die für die Aktivitäten
des Netzwerks Skills for Business („Kompetenzen für die
Wirtschaft“) von Nutzen sind. Insbesondere soll dieser For-
schungsbericht das Netzwerk bei Entscheidungen über die
mögliche künftige Ausrichtung sektoraler Maßnahmen
zur Kompetenzentwicklung und der sektoralen Kompe-
tenzräte unterstützen sowie außerdem im Hinblick darauf,
inwieweit sich diese auf die künftige staatliche Politik im Be-
reich der Kompetenzentwicklung auswirken könnten.

Die im Bericht enthaltenen Fallstudien sollen Anregun-
gen für politische Entscheidungsträger liefern und eine Viel-
falt von Fragen beleuchten, wie empfehlenswerte Verfah-
rensweisen, auftretende Probleme und die gesellschaftliche
und politische Dynamik der unterschiedlichen nationalen
Rahmenstrukturen für Politik und Praxis. Ein besonderer
Schwerpunkt dieser Forschung liegt auf der Untersuchung
der Charakteristika nachfragegesteuerter sektoraler An-
sätze und der Rolle der Arbeitgeber in solchen Systemen.

Der Bericht umreißt eine Anzahl von Themen, die sich
in allen Fallstudien wiederfinden: die Schaffung von Anrei-
zen und die Förderung der Nachfrage nach Qualifizie-
rungsmaßnahmen; die Einbeziehung der Sozialpartner; sek-
torale Systeme und wirtschaftliche Entwicklung; Leis-
tungs-Monitoring; die sich wandelnde Rolle der sektoralen
Gremien; die Beziehungen zu Anbietern von Qualifizie-
rungsmaßnahmen und zu nationalen Qualifikationssyste-
men. 

Strukturelle Effizienz 
Um eine maximale Wirkung zu erzielen, müssen die

Anreize für sektorale Qualifizierungsmaßnahmen mit an-
deren Komponenten des Systems abgestimmt werden. Dar-
über hinaus sollten Partnerschaften und Kooperationen ge-
fördert werden, damit die sektoralen Gremien nicht mit ein-
flussreicheren und finanzstärkeren Partnern im System kon-
kurrieren müssen und von diesen verdrängt werden. Dies
könnte eine umfassendere Überprüfung des Systems von
staatlicher Seite erfordern, um ein Gleichgewicht zwi-
schen den verschiedenen Interessengruppen herzustellen.

Sektorale Anreize 
Die verschiedenen Möglichkeiten zum Einsatz finanziel-

ler Steuerungsmechanismen zur Förderung von Ausbil-

dungsinvestitionen können zu ganz unterschiedlichen Er-
gebnissen führen. Obwohl Abgaben im Vereinigten Kö-
nigreich weniger verbreitet sind als in anderen Ländern,
könnten einige der anderswo gewonnenen Erfahrungen von
besonderer Bedeutung für die Wirtschaftssektoren im Ver-
einigten Königreich sein, weil hier vergleichbare sektorale
Gegebenheiten und gemeinsame Ausbildungsbedarfe
vorliegen.

Kompetenzbedarfe der Wirtschaft und Lernkultur 
Finanzielle Anreize sind nicht der einzige Faktor, der die

Nachfrage nach Kompetenzen fördert. Die Entwicklung
einer Lernkultur innerhalb eines Sektors spielt ebenfalls ei-
ne Rolle. In einigen sektoralen Gremien führt der verstärk-
te berufliche Aufstieg von Arbeitnehmern zu einer erhöh-
ten Nachfrage nach weiterführenden Lern- und Qualifizie-
rungsangeboten Es wäre daher sinnvoll, wenn die sektora-
len Kompetenzräte (Sector Skills Councils, SSC) ihre Mög-
lichkeiten zur Förderung einer Lernkultur in ihrem Sektor
ausloten würden.

Staatliche Verwaltung und sektorale Systeme 
Diese Studie offenbarte auch die Bedeutung der staat-

lichen Verwaltung für die Arbeit sektoraler Systeme. Sek-
torale Systeme, die in ein Verwaltungssystem mit zwei Hier-
archieebenen eingebunden sind, müssen sich mit ganz an-
deren Problemen auseinandersetzen als Systeme, die im
Rahmen eines Verwaltungssystems mit nur einer Hierarchie-
ebene arbeiten. Da sich das Vereinigte Königreich auf ein
dezentralisiertes Regierungssystem hin entwickelt, könnten
entsprechende Lehren aus Erfahrungen in anderen Ländern
zu ziehen sein, wenn solche Probleme vermieden werden
sollen. 

Die Bedeutung der Einbeziehung der Interessengrup-
pen 

Die Fallstudien belegen, dass es bei der Einbeziehung der
Interessengruppen nicht darum geht, wer eingebunden wer-
den sollte, sondern darum, welches die effizienteste Stra-
tegie für die Einbeziehung dieser Interessengruppen ist. Von
anderen Systemen können wir lernen, dass die sektoralen
Gremien sich auf eine begrenzte Anzahl von Fragen kon-
zentrieren müssen, die für den gesamten Sektor von ho-
her Relevanz sind. Es gibt keine vorgefertigten Antworten
für die Einbindung der KMU, doch gilt es eine geeignete
Strategie zu entwickeln, wenn hier Fortschritte erzielt wer-
den sollen.

Leistungs-Monitoring 
Leistungs-Monitoring kann zur Beurteilung der verschie-

denen Tätigkeitsbereiche des sektoralen Systems eingesetzt
werden. Es kann sich positiv auf die Rechenschaftspflicht
auswirken und eine möglichst effiziente Nutzung öffent-

licher und privater Mittel sicherstellen. Dort, wo Leistung
und Finanzierung eng aneinander gekoppelt sind, wird an
einigen bewährten Verfahrensweisen deutlich, dass sekto-
rale Qualifizierungsmaßnahmen sich besser auf die natio-
nale Qualifikationsstrategie abstimmen lassen und bestimmte
Auswirkungen evaluiert werden können.

Strategische Führungsrolle 
Das Thema Führung wurde in verschiedenen nationalen

Systemen als wichtiger, neuer Aspekt angesehen, war je-
doch oftmals eher Zielvorstellung als Realität. In den meis-
ten sektoralen Systemen hat man erkannt, dass eine Ein-
flussnahme auf Qualifizierungsmaßnahmen sinnvoll ist, dass
jedoch jeder Fortschritt Teil einer Vision für den gesamten
Sektor sein muss. 

Potenzial zu Forschungstätigkeit und Gewinnung von
Arbeitsmarktinformationen 

Die Informationsaufgabe der sektoralen Gremien steht
oftmals in engen Zusammenhang mit ihrer Fähigkeit zur
Wahrnehmung von Forschungsaufgaben, die sich wiede-
rum auf ihre Fähigkeit zur strategischen Koordinierung künf-
tiger Tätigkeiten auswirkt. Innerhalb jedes nationalen An-
satzes existieren unterschiedliche Auffassungen darüber,
welche Rolle die Forschung in den sektoralen Gremien spie-
len sollte.

Kompetenzbedarfe der Wirtschaft und nationale Qua-
lifikationsrahmen 

Die verschiedenen SSC stehen derzeit in unterschiedlicher
Beziehung zum Nationalen Qualifikationsrahmen im Ver-
einigten Königreich: Einige haben ihre frühere Funktion
als Leitgremien behalten, während andere sich kaum mit
Standards und Qualifikationen befassen. Aber auch wenn
die verschiedenen sektoralen Gremien nach verschiedenen
Ansätzen vorgehen müssen, so kann eine enge Zusammenarbeit
mit dem Qualifikationsrahmen ein sinnvolles Mittel zur Ein-
bindung der Arbeitgeber sein, um die Abstimmung von An-
gebot und Nachfrage sicherzustellen.

Die von der SSDA geförderte Forschung wird in einer en-
gagierten Forschungsreihe veröffentlicht und ist sowohl in
Printausgaben als auch in elektronischer Form auf der Web-
site der Behörde verfügbar. 

(1) Die Behörde für sektorale Kompetenzentwicklung (Sector Skills Development Agency, SSDA) ist
für die Finanzierung, Unterstützung und Beaufsichtigung des Netzwerks der Sektoralen Kompe-
tenzräte verantwortlich. Die einzelnen SSC sind den Arbeitgebern unterstehende, unabhängige Or-
ganisationen, die im gesamten Vereinigten Königreich für einen bestimmten Sektor zuständig sind.

Printexemplare sind erhältlich über: Jonathan Sykes, Marketing Assistant, Sector Skills Development
Agency, 3 Callflex Business Park, Golden Smithies Lane, Wath-upon-Dearne, South Yorkshire, S63
7ER, jonathan.sykes@ssda.org.uk
Der vollständige Bericht kann heruntergeladen werden von:
www.ssda.org.uk/ssda/default.aspx?page=41

Quelle: ReferNet UK
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VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Skills Abroad bewertet sektorale Ansätze in anderen Ländern 

Valencia ist im westlichen Mittelmeerraum der führende
Handelshafen für den Containerverkehr (Zahlen zum Fracht-
aufkommen unter: containerised cargo). Jüngste Verände-
rungen sowie die Liberalisierung des Hafenmarkts haben je-
doch Auswirkungen auf seine Arbeitskräfte gehabt, insbe-
sondere auf die Hafenarbeiter. Aus diesem Grund konzi-
pierte die Sociedad Estatal de Estiba y Desestiba del Puer-
to de Valencia-SEVASA (Gesellschaft der Hafenarbeiter
des Hafens von Valencia) das Projekt Euroestiba für das Pro-
gramm Leonardo da Vinci. Das allgemeine Ziel des Projekts
ist die Schaffung von Berufsbildungsmöglichkeiten im Ha-
fensektor.

Ziel von Euroestiba ist die Entwicklung eines Berufsbil-
dungsmodells für europäische Hafendienste mit einem ein-
heitlichen Profil für Hafenarbeiter. Dabei wird das Projekt
die Qualität der beruflichen Weiterbildung verbessern und
neue, auf die Veränderungen im Hafensektor abgestimmte
Berufsbildungsprogramme schaffen. Darüber hinaus wird
im Rahmen des Projekts ein Berufsbildungshandbuch für
Ausbilder entwickelt werden.

Das Projekt bringt Innovationen:
ñ das Konzept war ursprünglich lokaler Art, wird jetzt aber
europäisch; 
ñ die Berufsbildungsprogramme werden auf die Notwen-
digkeit eingehen, vorhandene Arbeitsplatzprofile zu er-
mitteln;
ñ das Pilotprojekt wird einen Beitrag zur Strukturierung
der Beschäftigung im Hafen leisten, da es neue Profile in
diesem Sektor schaffen wird; 
ñ die Berufsbildungsprogramme werden neue Themen und
Kategorien umfassen.
ñ Das unter Leitung der Sociedad Estatal de Estiba y De-
sestiba del Puerto de Valencia-SEVASA stehende Projekt Eu-
roestiba hat die folgenden Partner: FEPORTS (Fundación In-
stituto Portuario de Estudios y Cooperación), Hafenbehör-
de Livorno (Italien), Hafenbehörde Marseille (Frankreich),
Zentrum für Regionalentwicklung Koper (Slowenien), Or-
ganismo Público de los Puertos del Estado (Spanische Ha-

fengesellschaft) und Fundación Comunidad Valenciana-Re-
gión Europea.
ñ Die Fundación Comunidad Valenciana-Región Europea
(www.uegva.info) ist eine gemeinnützige Stiftung, deren
Ziel die Stärkung der Beteiligung der Region Valencia an den
Politiken und Aktionen der Europäischen Union ist. Sie unter-
stützt auch eine umfassendere Kenntnis dieser Aktionen
und Politiken. Aufgabe der Fundación innerhalb von Euro-
estiba ist die Weiterverbreitung von Informationen.

Weitere Informationen sind auf der Website des Projekts abrufbar: www.euroestiba.org    

Quelle: José Bigorra, 
Fundación Comunidad Valenciana-Región Europea, 
Valencia, Tel. (34-963) 86 98 45,
bigorra_jos@gva.es, www.uegva.info
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SPANIEN

EUROESTIBA: Operative Berufsbildung in Handelshäfen
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Deutsch-Französische Wirtschaftsko-
operation will grenzüberschreitendes
Praktikantenprogramm auf Auszubil-
dende ausdehnen

Die Arbeitsgruppe „Deutsch-Französische
Wirtschaftskooperation“ will ihr grenzüber-
schreitendes Praktikantenprogramm „1 pro
1000“ im kommenden Jahr auch auf den
Austausch von Auszubildenden ausdehnen.
Das erklärten die Vorsitzenden der Arbeits-
gruppe Jean-Louis Beffa, Vorstandsvorsit-
zender der Industriegruppe Saint Gobain,
und Dr. Gerhard Cromme, Aufsichtsratsvor-

sitzender der ThyssenKrupp AG, beim jüngs-
ten Treffen des Deutsch-Französischen Mi-
nisterrates in Berlin.

Im Rahmen des Praktikantenprogramms
stellen deutsche Unternehmen in ihren fran-
zösischen Betrieben pro 1000 Beschäftigte
jährlichen einen französischen Praktikanten
ein. Das Gleiche gilt für französische Betrie-
be in Deutschland. In diesem Jahr bildet die
Ausbildung von Fach- und Führungskräfte-
nachwuchs mit internationaler Ausrichtung
den Schwerpunkt des vier- bis fünfmonati-
gen Programms. Bisher beteiligen sich die

zehn Unternehmen der Deutsch-Französi-
schen Arbeitsgruppe mit mehr als 100 Prak-
tikantenstellen aktiv an dem Programm. Der
Deutsch-Französische Ministerrat begrüßte
die Initiative der Arbeitsgruppe ausdrücklich
und sagte seine Unterstützung bei der Ge-
winnung weiterer Unternehmen für das Pro-
gramm zu.

In Frankreich sind rund 2700 deutsche
Unternehmen mit 350 000 Beschäftigten tä-
tig, in Deutschland rund 1600 französische
Unternehmen mit 270 000 Mitarbeitern.
Kernanliegen der im Oktober 2004 gegrün-

deten Deutsch-Französischen Wirtschafts-
kooperation ist die Bündelung gemeinsamer
Aktivitäten, u. a. im Bereich Beschäftigung
und Ausbildung, zur Verbesserung der Po-
sition beider Länder im globalen Wettbe-
werb.

Quelle: DFAG/BMWI/Bundespresseamt/Cedefop/sk 

DEUTSCHLAND/FRANKREICH

Für „1 pro 1000“ ziehen zwei an einem Strang

In der Europäischen Union wurde anläss-
lich des zweiten Jahrestags der Erweiterung
im Jahr 2004 eine Reihe von Berichten erar-
beitet. Die Auswirkungen der Freizügigkeit
der Arbeitnehmer zeigten sich am deut-
lichsten in Irland, Schweden und im Ver-
einigten Königreich, den einzigen Mitglied-
staaten, die auf eine Übergangsphase mit
Mobilitätsbeschränkungen verzichtet hatten.
In den vergangenen drei Monaten wurden
drei große Studien über die Auswirkungen
der EU-10-Erweiterung auf den Arbeitsmarkt
im Vereinigten Königreich veröffentlicht: die
Untersuchung Employers’ Use of Migrant
Labour („Der Einsatz von Arbeitsmigranten
durch die Arbeitgeber“) des Innenministe-
riums, die Studie Fair enough? Central and
East European Migrants in low-wage em-
ployment („Recht und billig? Mittel- und ost-
europäische Migranten im Niedriglohnbe-
reich“) der Joseph Rowntree Foundation und
die Untersuchung EU Enlargement - Bulga-
ria and Romania: migration implications
for the UK (Die EU-Erweiterung – Bulgarien
und Rumänien: Die Folgen der Migration für
das Vereinigte Königreich) des Instituts für
Public-Policy-Forschung, IPPR. Der vorliegende
Beitrag umreißt die zentralen Erkenntnisse
dieser Berichte. 

Arbeitsmarkttrends / Statistische Anga-
ben (des IPPR)

Der jüngste Monitoring-Bericht der Re-
gierung über die Nach-Beitrittsphase zeigt,
dass sich bis Ende 2005 345 410 Bewerber
über das Arbeitnehmerregistrierungssystem
(Worker Registration Scheme, WRS) des Innen-
ministeriums gemeldet hatten, was lediglich
0,4 % der gesamten Erwerbsbevölkerung
entspricht (ein geringerer Prozentsatz als in
Irland, Österreich und Deutschland). 83 %
der Bewerber sind zwischen 18 und 30 Jah-
ren alt. Durch die Zuwanderer im arbeitsfä-
higen Alter in der Nach-Beitrittsphase hat
sich die Beschäftigungsquote der A8-Mi-
granten (Mittel aus den EU-10-Beitrittslän-
dern minus Zypern und Malta) von 57 % im
Jahr 2003 auf 80 % im Jahr 2004 erhöht,
womit diese nun über dem Durchschnitt bei
Nicht-Migranten liegt.

Die Arbeitsmarktdaten belegen, dass die
Migranten, die nach dem Beitritt ins Land
kamen, vorwiegend im Dienstleistungsbe-
reich eingesetzt werden wie zum Beispiel
im Transport- und Gesundheitswesen so-
wie in Sektoren mit niedrigem Qualifika-
tions- und Lohnniveau wie in der verar-
beitenden Industrie und im Hotel- und Gas-
tronomiegewerbe. In Tabelle 1 finden sich
die Hauptberufsgruppen aufgeführt, in de-
nen Arbeitskräfte aus A8-Ländern einge-
setzt werden. 

Viele Zuwanderer aus A8-Ländern sind in
den traditionellen Niedriglohnsektoren un-
ter ihrem Qualifikationsniveau beschäftigt,
denn von den Arbeitnehmern dieser Grup-
pe verfügt ein höherer Prozentsatz über ei-

nen postsekundaren Bildungsabschluss als
der Durchschnitt der EU-15-Bevölkerung. Ei-
ne solche Verschwendung von Qualifikatio-
nen (brain waste) könnte die Gastländer teu-
er zu stehen kommen: Wenn sie die vor-
handenen zusätzlichen Kompetenzen der
Migranten nicht nutzen, dann laufen sie Ge-
fahr, dass künftige Zuwanderer sich nicht
mehr mit einem niedrigeren beruflichen Sta-
tus begnügen werden. 

Es besteht breite Übereinstimmung darü-
ber, dass die A8-Zuwanderer einen positiven
finanziellen Beitrag zur britischen Volkswirt-
schaft leisten. Ein großer Teil der 30-40 %
dieser Migranten, der ansonsten illegal be-
schäftigt wäre, ist nun ordnungsgemäß
angemeldet und zahlt Einkommensteuer und
Sozialbeiträge in Höhe von schätzungsweise
240 Millionen Pfund. Gleichzeitig wurden
Arbeitsmarktengpässe überwunden, was die
Flexibilität und Produktivität in vielen Sekto-
ren, und hier insbesondere in der Land-
wirtschaft und der Fischerei, erhöhte. 

Die Jugend und das hohe Bildungsniveau
vieler Migranten weckte in den Beitrittsstaaten
die Befürchtung, dass eine massenweise Ab-
wanderung jüngerer Arbeitskräfte drohe. Bei
einer Analyse wird jedoch deutlich, dass die
Zuwanderung aus den A8-Ländern wahr-
scheinlich ein temporäres Phänomen dar-
stellt. Es ist damit zu rechnen, dass viele Mi-
granten mit Geld- und Wissenskapital in ih-
re Heimatländer zurückkehren werden, um
die Fortsetzung ihrer Ausbildung zu finan-
zieren oder eine Firma zu gründen. Die A8-
Zuwanderung ins Vereinigte Königreich ist
meist rein ökonomisch begründet, da hier
die Chance auf ein weit höheres Arbeitsein-
kommen besteht als im Herkunftsland. Ein
wirtschaftlicher Abschwung im Vereinigten
Königreich könnte daher theoretisch die Be-
schäftigungschancen von Arbeitnehmern aus
den A8-Ländern verringern. Außerdem könn-
te die Lockerung der Zugangsbeschränkun-
gen in anderen EU-Staaten den Markt für
A8-Arbeitskräfte erweitern.

Die Erfahrungen der Migranten im Nie-
driglohnbereich (aus der J-Rowntree-
Studie) 

Es scheint eine Diskrepanz zu bestehen
zwischen den (selbst berichteten) Kompe-
tenzen/Qualifikationen von Arbeitskräften
und denen, die in ihrem Beschäftigungsver-
hältnis gefordert sind. Einfachste Berufe wie
in der Gastronomie, im Hotel- und Bauge-
werbe verlangen in der Regel nur ein sehr
niedriges allgemeines Bildungsniveau. Die
Rowntree-Studie ergab jedoch, dass über die
Hälfte der Befragten über einen postse-
kundaren Bildungsabschluss verfügten und
42 % sogar über einen Abschluss mit Terti-
ärniveau.

Die Arbeitnehmer aus den A8-Ländern
nehmen diese Diskrepanz hin, weil der Tausch
„Arbeitszufriedenheit“ gegen „Bezahlung“ für
sie akzeptabel ist. Aus genau diesem Grund

gehen sie aber oftmals nur befristete Ar-
beitsverhältnisse ein. Viele Migranten ver-
weisen auch auf die indirekten Vorteile ihrer
Arbeit, wie Kundenkontakt mit englischen
Muttersprachlern, der das Sprachenlernen
erleichtert (und voraussichtlich die späte-
ren Berufschancen verbessert). 

Der Einsatz von Arbeitsmigranten durch
die Arbeitgeber (Innenministerium)

Arbeitgeber und Arbeitgeberverbände
stimmen darin überein, dass die Migranten
zu einem wichtigen Arbeitskräftereservoir
geworden sind, deren Zahl in den vergan-
genen fünf Jahren in allen Sektoren zuge-
nommen hat. In manchen Branchen kommt
ihnen eine zentrale Bedeutung zu, und sie
werden einheimischen Arbeitskräften oft-
mals vorgezogen, was insbesondere für
Landwirtschaft, Gastronomie und Bauge-
werbe gilt. 

Die Sektoren mit einem hohen Bedarf an
gering qualifizierten Arbeitskräften berich-
ten über akuten Arbeitskräftemangel – trotz
Bemühungen um die Einstellung von ein-
heimischen Arbeitssuchenden. Die Arbeit-
geber finden nur schwer Mitarbeiter briti-
scher Nationalität, die bereit sind, die ange-
botenen Arbeitsbedingungen und Löhne so-
wie die Art der Arbeit zu akzeptieren. Zu-
dem streben viele junge Menschen im Ver-
einigten Königreich einen längeren Verbleib
im Bildungssystem an. Allerdings sind die

Probleme bei der Einstellung von Personal
im hoch qualifizierten Finanz- und Unter-
nehmenssektor eher auf spezifische Qualifi-
kationsdefizite anstatt auf einen allgemei-
nen Arbeitskräftemangel zurückzuführen.
Den Arbeitgebern zufolge birgt die Be-
schäftigung von Arbeitskräften aus den A8-
Staaten viele Vorteile, und hier insbesonde-
re hinsichtlich Einstellung und Arbeitsmoral.
Bei den Migranten gibt es eine geringere Ar-
beitskräftefluktuation und sie bleiben selte-
ner unbegründet von der Arbeit fern; zudem
arbeiten sie oft länger, sind flexibler und pro-
duktiver.  

Für manche Arbeitgeber liegt der einzi-
ge Nachteil in den Sprach- und Verständi-
gungsbarrieren, die insbesondere im Hin-
blick auf die Einhaltung der im Vereinigten
Königreich geltenden Gesundheits- und Si-
cherheitsbestimmungen Probleme bereiten.
Einige größere und mittlere Unternehmen
bieten ihren Mitarbeitern daher englische
Sprachkurse an. Der Umfang der Ausbildung
am Arbeitsplatz und der Einarbeitung unter-
scheidet sich je nach Sektor und den am Ar-
beitsplatz geforderten englischen Sprach-
kenntnissen erheblich. 

Quelle: ReferNet Vereinigtes Königreich
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Mobilität zahlt sich für die britische Wirtschaft aus

Tabelle 1. Meldungen über das Arbeitnehmerregistrierungssystem nach betroffenen Berufen

* Anm.: Hierzu zählen Bäcker, Metzger / Fleischhauer, Fischhändler/Fischverarbeiter, an- und ungelernte Arbeiter in der Lebensmittelherstellung
(Fleisch, Obst und Gemüse) sowie Schlachter 

Quelle: Home Office et al. (2006)

Betroffene Berufe 

Produktionsnahe angelernte oder ungelernte
Arbeitskräfte (Fabrikarbeiter)

Packer

Küchen- und Gaststätten-/Cateringhilfen 

Reinigungskräfte / Hausangestellte 

Landarbeiter 

Personal in der Nahrungsmittelverarbeitung *

Pflegehelfer und häusliche Pflegekräfte 

Hilfsarbeiter

Bus-, Last- und Lieferwagenfahrer 

Erntehelfer

Zahnmedizinische Berufe einschl.
Zahnarzthelferinnen und zahnmedizinische
Fachhelfer

Gemeldete Arbeitnehmer
Juli 2004 – 

Dezember 2005

70 555

18 765

18 255

14 440

12 645

12 160

9 380

7 305

6 695

5 975

490

Prozentsatz der
gemeldeten Arbeitnehmer

insgesamt 

21,4

5,7

5,5

4,4

3,8

3,6

2,9

2,2

2,0

1,8

0,1
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Das Programm Leonardo da Vinci wurde
in Polen 1998 eingeführt und hat seitdem
kontinuierlich zur Modernisierung der all-
gemeinen und beruflichen Bildung im Land
beigetragen sowie die europäische Dimen-
sion in der Berufsbildung gefördert. Aus Sicht
der nationalen Sozial- und Bildungspolitik ist
das Programm vor allem deshalb ein wert-
voller Beitrag, weil es auf den aktuellen
Bedarf nach mehr Mobilität eingeht und Be-
günstigte auf die Anforderungen des euro-
päischen Arbeitsmarkts vorbereitet. Im Zeit-
raum 1998-2005 nahmen allein an einer Pro-
jektart – Mobilität – etwa zwanzigtausend
polnische Begünstigte teil (1).

Mobilitätsprojekte bieten den Begünstig-
ten die Möglichkeit, neue Qualifikationen zu
erwerben und Berufserfahrung zu sammeln,
wodurch sie mehr Chancen auf dem polni-
schen und generell auf dem europäischen
Arbeitsmarkt haben. Aber erfüllen solche be-
ruflichen Praktika und Austauschmaßnah-
men tatsächlich die Erwartungen der Be-
günstigten, und ziehen die Begünstigten ei-
nen konkreten Nutzen daraus? Mit dieser
Frage beschäftigt sich die nationale Agen-
tur Leonardo da Vinci in ihren regelmäßigen
Evaluierungsumfragen. 

Die letzte Umfrage dieser Art wurde zum
Jahreswechsel 2004/2005 (2) durchgeführt
und umfasste Personen, die an Praktika und
Austauschprojekten im Zeitraum 2001/2002
teilgenommen hatten, darunter Studieren-
de an Hochschulen und Hochschulabgän-
ger. Die Umfrage stützte sich auf zwei In-
formationsquellen: Berichte von Begünstig-
ten, darunter 482 Berichte von Studieren-
den (80 % der Gesamtzahl der Begünstig-
ten im Evaluierungszeitraum) und 669 Be-
richte von Hochschulabgängern (91 % aller
Begünstigten) sowie die direkte Befragung
von Teilnehmern an Austauschprojekten, die
zwei Jahre nach Abschluss des Austausch-
projekts durchgeführt wurde. Die Befragung
konnte nur für 22 % der Studierenden und
16 % der Hochschulabgänger durchgeführt
werden. Grund dafür waren Schwierigkei-
ten, Kontakt mit den zu Befragenden auf-

zunehmen, da sie entweder ins Ausland ge-
gangen waren oder ihren Wohnsitz gewechselt
hatten.

Aus den Umfrageergebnissen geht her-
vor, dass die Begünstigten zwei Jahre nach
Beendigung ihres Austausches den Nut-
zen positiver beurteilten als direkt nach Ab-
schluss des Austauschprojekts. Die Mehr-
heit der Befragten (über 85 %) gab an, dass
sie diese Erfahrung wiederholen würden,
wenn ihnen die Möglichkeit dazu geboten
würde, und 95 % würden ein solches Aus-
tauschprojekt ihren Freunden empfehlen.
Eine deutliche Mehrheit der befragten Stu-
dierenden (89,1 %) und mehr als die Hälf-
te der Hochschulabgänger (52,9 %) waren
der Ansicht, dass ihre Teilnahme an einem
Leonardo-da-Vinci-Austauschprojekt ihre
Beschäftigungsfähigkeit verbessert hatte,
während etwa 35 % der Studierenden und
etwa 22 % der Hochschulabgänger der Mei-
nung waren, dass ihre Teilnahme an ei-
nem Auslandspraktikum ihnen bei der Stel-
lensuche zugute kommen würde. Ferner
hatte die Hälfte der (früheren) Studieren-
den zwei Jahre nach Abschluss ihrer Leo-
nardo-da-Vinci-Erfahrung bereits eine An-
stellung. 70 % von ihnen waren der An-
sicht, dass ihr Auslandspraktikum hierbei
eine Rolle gespielt hatte. Vor allem aber wa-
ren sie der Ansicht, dass ihr Aufenthalt in
einem anderen Land ihnen geholfen hatte,
eine Fremdsprache am Arbeitsplatz besser
anzuwenden, und ihnen die Chance ge-
geben hatte, sich in einer neuen Umgebung
zu bewähren und ihre Angst vor dem Un-
bekannten zu bewältigen. Die meisten Be-
fragten (insbesondere diejenigen mit ei-
ner Anstellung) stimmten zu, dass Arbeit-
geber Auslandspraktika und Austausch-
erfahrungen zunehmend als großen Plus-
punkt für jeden potenziellen Mitarbeiter be-
trachteten. Diese Aussage wird durch Be-
fragungen der Arbeitgeber von Mitarbei-
tern bestätigt, die Auslandspraktika absol-
viert hatten. Dennoch gibt es immer noch
eine große Gruppe von Arbeitgebern, die
den Wert von Auslandspraktika nicht er-

kennen wollen. Zum Teil ist dies darauf
zurückzuführen, dass bisher noch keine voll-
ständige und kontinuierliche Dokumenta-
tion der Ergebnisse vorliegt.

Die oben genannten Umfragen zeigen,
dass Auslandspraktika sowohl für die per-
sönliche Entwicklung der Teilnehmer (z. B.
die Fähigkeit, sich an neue Bedingungen an-
zupassen) als auch im Hinblick auf die Ar-
beitsmarktleistung (z. B. bessere Beschäfti-
gungsfähigkeit) nützlich sind. Es bleibt zu
hoffen, dass die genaue Dokumentation sol-
cher Erfahrungen, durch den zum 1. Januar
2005 eingeführten Europass-Mobilitäts-
nachweis, dazu beitragen wird, die Haltung
der Arbeitgeber zu ändern, und sie dadurch
besser schätzen lernen, was es bedeutet,
wenn ein Bewerber an Praktika und Aus-
tauschprojekten im Ausland teilgenom-
men hat. 

(1) Von der nationalen Agentur Leonardo da Vinci zur Verfügung
gestellte Daten
(2) Bericht über die Auswertung der Ergebnisse aus Mobilitätsprojekten für
Studierende, die im Rahmen des Leonardo-da-Vinci-Programms 2001-
2002 organisiert, vom Fonds für Zusammenarbeit in Auftrag gegeben und
vom Meinungsforschungsinstitut „PBS Sopot“ vorbereitet wurden, War-
schau 2004 (in maschinenschriftlicher Form); Bericht über die Auswertung
der Ergebnisse aus Mobilitätsprojekten für junge Arbeitnehmer und Ar-
beitsuchende, die im Rahmen des Leonardo-da-Vinci-Programms 2001-
2002 organisiert, vom Fonds für Zusammenarbeit in Auftrag gegeben und
vom Meinungsforschungsinstitut „PBS Sopot“ vorbereitet wurden, War-
schau 2005 (in maschinenschriftlicher Form).

Mehr Informationen: www.leonardo.org.pl 

Quelle: Agnieszka Luck, Task Force für allgemeine und berufliche
Bildung und Humanressourcen, Fonds für Zusammenarbeit
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Welchen Nutzen haben Mobilitätsprojekte? 

Berufspläne verfeinern, Sprachkenntnisse
verbessern, eine Spezialisierung im Ausland
durch Praxiserwerb vor Ort beginnen oder
einfach Erfahrung gewinnen – ein FIT-Aus-
landspraktikum innerhalb der Europäischen
Union kann für alle Praktikumsbewerber hilf-
reich sein.

Hauptziel des FIT-Projekts ist es, Arbeit-
suchenden eine dreimonatige praktische Ar-
beitserfahrung in einem Unternehmen eines
Mitgliedslandes der Europäischen Union zu
bieten. Durch ein FIT-Praktikum sollen Prak-
tikanten ihren Unternehmergeist, ihre fach-
lichen und sprachlichen Kompetenzen und
ihre Anpassungsfähigkeit an unterschiedli-
che Unternehmenskulturen entwickeln.

Die Bewerber suchen sich ein Unterneh-
men, in dem sie das Praktikum absolvieren
können. Die Berater für internationale Mo-
bilität des Forem können ihnen hierzu Tipps
geben. Das Praktikum ist einer beruflichen
Ausbildungsmaßnahme gleichgestellt, und

die Praktikanten erhalten 1000 Euro pro Mo-
nat.

Die Mobilitätsberater haben die Aufgabe,
die Bewerber gemäß den FIT-Kriterien aus-
zuwählen;
sich um die verschiedenen Formalitäten und
behördlichen Vorgaben zu kümmern: Ab-
schluss der Verträge, Befreiungsanträge, Ver-
sicherungen, Auszahlung der Stipendien;
die Begleitung des Praktikums mit Hilfe
des lokalen Unternehmensverantwortlichen
zu organisieren, der die Praktikanten gege-
benenfalls direkt unterstützt.

Weitere Informationen: FOREM - Bereich Internationale Mobilität

Quelle: FOREM/Sigrid DIEU, Abteilung für internationale Beziehungen
Sigrid.dieu@forem.be
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Wallonien – FIT-Programm – Forem
International Traineeship

Neue Ausbildungsorganisation und -programme

Als Mittel gegen die geringe Beschulung in Portugal setzt
die Regierung auf ein diversifiziertes Lehrangebot. Im Rah-
men der Initiative Novas Oportunidades (Neue Chancen) sol-
len zugleich schulische und berufliche Abschlüsse verliehen
werden. Ziel des Aktionsprogramms unter Beteiligung des
Bildungsministeriums und des Ministeriums für Arbeit und
Soziale Solidarität ist eine bessere Qualifizierung für eine
Million Portugiesen bis zum Jahr 2010.

Im Mittelpunkt des Qualifizierungsprogramms stehen
zwei Kernideen: Ein neuartiges Angebot für Jugendliche
und eine neue Chance für Erwachsene. Das neue Angebot
für Jugendliche besteht in der Einführung von Kursen, die
mit einer doppelten, nämlich mit einer schulischen und
einer beruflichen Qualifikation abschließen. Dabei geht man
von einer zwölfjährigen Schulzeit als Qualifizierungsmini-
mum für alle Jugendliche aus und versucht dabei zugleich,
die hohen Wiederholungs- und Abbrecherquoten zu redu-
zieren. 

Für die Erwachsenen bedeutet dies die wirksame Wieder-
auffrischung ihrer Qualifikationen mit Hilfe der Mobilisie-
rung und der Verstärkung der unterschiedlichen Instrumente
der Arbeitnehmerweiterbildung. Dabei geht es vor allem um
die weitere Konsolidierung der Maßnahmen zur Anerken-
nung bzw. Anrechnung von Kompetenzen zusammen mit
einer besseren Verteilung von allgemeinen und beruf-
lichen Bildungsangeboten, die an die Erfordernisse der ar-
beitenden Bevölkerung angepasst sind.

Das Bildungsministerium hat durch den Ausbau des Netz-
werks der Zentren für Anerkennung, Zertifizierung und An-
rechnung von Kompetenzen (RVCC) zur Verbesserung der

Qualifizierung der Portugiesen beigetragen. Das Netzwerk
unterhält derzeit 98 Zentren, von denen 34 im betrieblichen
Umfeld angesiedelt sind. Eines der Ziele des Ministeriums
besteht darin, durch den Ausbau und die Konsolidierung
dieser Zentren, die sich vor allem an Schulverwaltungszen-
tren und Sekundarschulen befinden, eine wirksame und pas-
sende Antwort auf die Erfordernisse der Erwachsenen zu
geben, die sich die im Laufe ihres Lebens in unterschied-
licher Weise erworbenen Kompetenzen zertifizieren lassen
wollen. Hierfür ist das Verfahren zur Anerkennung, Zertifi-
zierung und Anrechnung von Kompetenzen ab diesem Jahr
bis zur Ebene des zwölften Schuljahres ausgedehnt worden.
Durch die Eröffnung von 400 neuen Zentren bis zum Jahr
2010 wird das Netz der Zertifizierungs- und Validierungs-
zentren zudem eine neue Typologie von Einrichtungen um-
fassen.

Die Einsatzbereitschaft des Systems von Schlüsselkom-
petenzen auf Sekundarschulebene beruht auf derselben
Funktionsweise, die bereits auf anderen Unterrichtsebe-
nen existiert, wobei die Vorbereitung der vor Ort tätigen
Teams durch die Generaldirektion für Berufsbildung ge-
währleistet wird.

Portugal hat in den letzten 30 Jahren in allen Schulstu-
fen enorme Anstrengungen zur Qualifizierung der Bevöl-
kerung unternommen und auf diese Weise versucht, den
Rückstand aufzuholen, den das Land im Vergleich zum Groß-
teil der EU- und OECD-Länder hat. Dennoch weist Portugal
noch immer eine geringe Beschulungsrate auf. Dies betrifft
sowohl die älteren Generationen als auch die Jugend: 45
Prozent der Jugendlichen zwischen 18 und 24 Jahren be-

finden sich nicht in Ausbildung und haben einen Schulab-
schluss unterhalb der Sekundarschule. 

Als Ziel wird der allgemeine Besuch der Sekundarschule
angestrebt. Zugleich gilt dies als unverzichtbare Vorausset-
zung, um den Entwicklungsanforderungen der Wissens-
gesellschaft zu genügen.

Die Ausdehnung der Zertifizierungs- und Validierungs-
zentren auf die Sekundarschulen wird dadurch erleichtert,
dass diese Einrichtungen über einen Lehrkörper verfügen,
der mit den Lehrplänen dieser Schulstufe vertraut ist. Es wird
daher lediglich erforderlich sein, zusätzliche Bildungsmaß-
nahmen über den Einsatz der spezifischen Instrumente
des Zertifizierungs- und Validierungsverfahrens anzubieten.

Für die Initiative „Neue Chancen“ bedarf es einer brei-
ten Mobilisierung unterschiedlicher Akteure der portugiesi-
schen Gesellschaft. Die Unternehmen sollen daran in be-
sonderer Weise teilhaben, da sie eine wirtschaftliche und
soziale Schlüsselrolle einnehmen. Ziel ist es, durch gemein-
sames Handeln Synergien zu schaffen, um die Qualifizie-
rung der Mitarbeiter in den Unternehmen durch Maßnah-
men der Anerkennung, Anrechnung und Zertifizierung von
Kompetenzen und unterschiedlicher Ausbildungswege zu
unterstützen, um so die von der Regierung definierten Qua-
lifizierungsziele zu erreichen.

Weitere Informationen: 
http://www.dgfv.min-edu.pt
www.novasoportunidades.gov.pt

Quelle: CID / Direccão de Estudos, Estatística e Planeamento (DGEEP) 
Fátima Hora (fatima.hora@dgeep.mtss.gov.pt)
Claúdia Arriegas (claudia.arriegas@dgeep.mtss.gov.pt)
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Initiative „Neue Chancen“
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Berufliche Weiterbildung

Unzureichende Führungskompetenzen in
KMU stellen, wie die OECD-Arbeitsgruppe
für KMU feststellt, weltweit ein akutes Pro-
blem dar. In Irland gibt es mehr als 200 000
KMU. Zumeist sind es Kleinstunternehmen,
die von den Besitzern geleitet werden. Der
Erfolg von KMU hängt in erster Linie von der
Qualität ihrer Leitung ab. Dies geht aus ei-
nem kürzlich erschienenen Bericht hervor,
der sich auf eine Beratungsstudie einer Ex-
pertengruppe (1) stützt. In dieser Studie wer-
den Berichte der OECD, des Vereinigten Kö-
nigreichs, der EU und Irlands ausgewertet
und Schlussfolgerungen aus Gesprächen mit
KMU-Vertretern, Partnerorganisationen von
KMU und Ausbildern im Bereich der Unter-
nehmensführung gezogen. 

Der Bericht hebt hervor, dass es nicht leicht
ist, dem Ausbildungsbedarf der KMU-Ma-
nager Rechnung zu tragen, und man in vie-
len Ländern mit ihrer Leistung unzufrieden
ist. Die Überwindung der Kompetenzdefizi-
te irischer KMU-Leiter sollte daher ein wich-
tiges politisches Ziel sein. In einer Umfrage
unter Organisationen, die Schulungen für

KMU anbieten, wurden sieben Hindernisse
für die Aus- und Weiterbildung von Füh-
rungskräften ermittelt, die auf einer Skala
von 1-5 bewertet wurden (1=höchster Wert,
5=niedrigster Wert). 

Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass
Führungskompetenzen vor allem deshalb
nicht hinreichend vermittelt werden, weil das
derzeitige Weiterbildungsangebot in den Au-
gen der KMU-Leiter kein angemessenes Preis-
Leistungs-Verhältnis aufweist. Den Grund
hierfür sehen die Berater darin, dass sowohl
Qualität als auch Relevanz der Weiterbil-
dungsangebote nicht auf den tatsächlichen

Bedarf der KMU-Manager zugeschnitten sind.
Notwendig ist folglich eine deutliche Erwei-
terung der Angebotspalette, beispielsweise
durch Peerlearning, Mentoring und Kurz-
lehrgänge zur Vermittlung von Grundfertig-
keiten. 

Des Weiteren wurde festgestellt, dass der
Umfang der staatlichen Leistungen für KMU
starken Schwankungen unterliegt und dass
die staatlichen Stellen und Behörden ihre Tä-
tigkeit nach Ansicht der KMU nicht hinrei-
chend koordinieren und abstimmen. Die Ex-
pertengruppe schlägt die Schaffung eines
Koordinierungsausschusses oder -forums
durch das Ministerium für Unternehmen,
Handel und Beschäftigung vor. 

Im Bericht sind eine Reihe Maßnahmen
aufgeführt, die dem Weiterbildungsbedarf
im Bereich der Unternehmensführung Rech-
nung tragen. Beispielsweise soll eine gut zu-
gängliche Informationsschnittstelle einge-
richtet werden, die Kursangebote und an-
dere Bildungsdienstleistungen für Füh-
rungskräfte verzeichnet. Weitere Maßnah-
men sind die Schaffung von Anreizen für Bil-

dungsanbieter (einschließlich der Hochschulen),
Qualifikationslücken zu schließen, sowie die
Publizierung von Fallstudien irischer KMU,
aus denen hervorgeht, dass sich Weiterbil-
dung für Führungskräfte lohnt. Viele der vor-
geschlagenen Maßnahmen werden bereits
umgesetzt, im Bericht wird jedoch auch
die Frage gestellt, ob dies ausreicht. 

Gegenwärtig führen staatliche Stellen,
KMU-Verbände und Ausbilder im Bereich der
Unternehmensführung bereits gemeinsame
Initiativen zur Weiterbildung von Führungs-
kräften durch. Zu erwarten sind weitere In-
itiativen, die einige der in dem Bericht an-
geführten Bedürfnisse aufgreifen. 

(1) SME Management Development in Ireland / Expert Group on Future
Skill Needs. Dublin, 2006. Bericht erhältlich bei: Forfás Secretariat,
Wilton Park House, Wilton Place, IRL-Dublin 2. Tel. (353-1) 6073116,
www.skillsireland.ie

Quelle: FÁS
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Verbesserung von Führungskompetenzen in KMU

Das FOREM, das wallonische Amt für Be-
rufsbildung und Beschäftigung, hat einen
Aktionsplan zur Erfassung und Beseitigung
des Arbeitskräftemangels aufgelegt. Ziel:
konkrete Bedarfsdeckung der Unterneh-
men und bessere Beratung der Arbeitsu-
chenden.

Wie kommt es, dass die Unternehmen
für einige angebotene Stellen keine kom-
petenten Bewerber finden, während es in
Wallonien doch mehr als 260 000 Arbeits-
lose gibt?

Zur Beantwortung dieser Frage hat das
FOREM, das im Auftrag der wallonischen
Regierung einen integrierten Plan zur Be-
kämpfung des Arbeitskräftemangels auf-
stellen soll, einen Aktionsplan ins Leben ge-
rufen, um auf den Bedarf der Unternehmen
konkret zu reagieren und die Menschen bei
ihrer Arbeitsuche besser zu beraten.

Erfassung und Beseitigung des Ar-
beitskräftemangels sind die beiden Schlüs-
selwörter. Der Aktionsplan hat 4 Zielrich-
tungen:
ñ Bestimmung und systematische Erfassung
der Berufe mit künftigem Arbeitskräftemangel:
Das FOREM wird 40 Berufe in 4 Jahren unter-
suchen, d. h. 10 Berufe pro Jahr. 
ñ Umsetzung der Ergebnisse in konkrete
Aktionen in jeder Regionaldirektion. 
ñ Entwicklung und Einrichtung von Aus-
bildungen zur umgehenden und dauerhaf-
ten Beseitigung des festgestellten Arbeits-
kräftemangels: Mit dem Vorrangigen Ak-
tionsplan für 2006-2009 sollen 17 000 zu-

sätzliche Ausbildungsmaßnahmen angebo-
ten werden. 
ñ Konkrete Begleitung der Arbeitsuchen-
den und Schaffung einer engeren Verbin-
dung zu den Unternehmen, die kompeten-
tes Personal suchen. 

Wie wird dieser Plan konkret umgesetzt?
ñ Für jeden Beruf oder jede Berufsgrup-
pe wird eine Bestandsaufnahme gemacht,
bei der die Ursachen, die Orte und der Um-
fang des Arbeitskräftemangels ermittelt
werden. 
ñ Einer der Gründe für die Schwierigkeiten
bei der Einstellung ist die Diskrepanz zwi-
schen den erworbenen Kompetenzen der
Arbeitsuchenden und den von den Arbeit-
gebern gesuchten Kompetenzen. Damit sich
diese Kompetenzen besser entsprechen, de-
finiert das FOREM in Zusammenarbeit mit
der Branche die für den Beruf charakteristi-
schen Tätigkeiten, Kompetenzen und An-
forderungen. Im Rahmen dieser Zusammen-
arbeit werden ein Referenzsystem Beschäf-
tigung-Beruf und ein Referenzsystem für das
Kompetenz-Screening der Arbeitsuchenden
erstellt. 
ñ Arbeitsuchende, die in dem angestreb-
ten Beruf arbeiten möchten, werden aufge-
fordert, an einem „Screening“ ihrer Kompe-
tenzen teilzunehmen. Dabei soll überprüft
werden, ob die erforderlichen Kompetenzen
auf dem Arbeitsmarkt verfügbar sind. Nach
Abschluss des Screenings kann sich der Ar-
beitsuchende beruflich einordnen: Entweder

verfügt er über die erforderlichen Kompe-
tenzen und kann sich sofort auf ein Stellen-
angebot bewerben, oder er benötigt eine er-
gänzende Ausbildung oder er verfügt nicht
über die im entsprechenden Bereich unbe-
dingt notwendigen Kompetenzen. 
ñ Bei den Arbeitgebern werden in Part-
nerschaft mit der Branche Aktionen durch-
geführt, um die Stellen bekanntzumachen,
die in den jeweiligen Berufen als schwer be-
setzbar gelten. Die Einstellungsberater des
FOREM nehmen zusammen mit den Unter-
nehmen unter Berücksichtigung des Refe-
renzsystems Beschäftigung-Beruf eine Stel-
lenanalyse vor. Die Angebote werden über
die verschiedenen Kanäle des FOREM be-
kannt gemacht und ergänzend hierzu in der
Presse im Rahmen einer Partnerschaft mit
Sud Presse veröffentlicht. 

Durch den Abgleich der im Screening er-
mittelten Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt
mit dem Angebot der Arbeitgeber kann der
tatsächliche Arbeitskräftemangel objektiv be-
stimmt werden. Das FOREM entwickelt einen
Aktionsplan, um dem Arbeitskräftemangel
abzuhelfen. Das können Ausbildungsmaß-
nahmen, begleitende Beratung der Unter-
nehmen, Anpassung des Plans für Ausbil-
dung und Eingliederung (Plan Formation In-
sertion PFI), aber auch ganz einfach eine Kon-
taktaufnahme sein, wenn es sich herausstellt,
dass die wallonische Arbeitskraft die erfor-
derlichen Kompetenzen besitzt.

Um diese Aktion bekanntzumachen, wur-
den Partnerschaften mit der Presse einge-

gangen. So erscheint jeweils an einem Sams-
tag im Monat in den Zeitungen der wallo-
nischen Gruppe Sud Presse eine Sonder-
beilage über Berufe mit Arbeitskräfteman-
gel. Das sind Informationsseiten über den
Beruf, die Anforderungen für den Beruf, die
entsprechenden bestehenden Ausbildungs-
gänge und die Berufsaussichten. Parallel da-
zu werden auch viele Stellenangebote für
diesen Beruf veröffentlicht. Im Radio sind ei-
ne Reihe von Info-Spots sowie eine Sonder-
sendung über den Beruf des Monats auf Vi-
vacité in der Sendung „Appelez, on est là“
an dem Montag nach dem Erscheinen der
Informationsseiten in den Ausgaben von Sud
Presse zu hören. 

Weitere Informationen über die behandelten Berufe:
www.leforem.be/informer/trv_belgique/trvbelgique_JobFocus_Metiers.htm

Quelle: FOREM/Sigrid Dieu, Abteilung für internationale Beziehungen
Sigrid.dieu@forem.be

BELGIEN

Wallonien – Job Focus – Aktionsplan zur Erfassung und Beseitigung 
des Arbeitskräftemangels

Vier große Druckunternehmen in Kem-
pen haben ihr neues Ausbildungsprojekt vor-
gestellt, das nach ihren eigenen Worten ein-
zigartig ist. Eine vierzehntägige vom flämi-
schen Amt für Beschäftigung und Berufsbil-
dung (VDAB) eingerichtete Ausbildungs-
maßnahme bietet gering qualifizierten Ar-
beitnehmern eines Unternehmens die Mög-
lichkeit, mehr Kompetenzen zu erwerben,

um eine andere Tätigkeit innerhalb des Unter-
nehmens auszuüben. 

Die vier Unternehmen Splichal, Brepols,
Joos und Proost in Turnhout haben dieses
Ausbildungsprojekt ins Leben gerufen. Sie
wurden dabei vom Institut für Ausbildung in
der Druckbranche Grafoc, vom Wirtschafts-
und Sozialrat der Region Serr, vom regiona-
len Ausschuss für sozioökonomische Ab-

stimmung Resoc und von den beiden Ge-
werkschaften, der Confédération des Syn-
dicats chrétiens CSC (Verband der christlichen
Gewerkschaften) und der Fédération Géné-
rale du Travail de Belgique FGTB (Allgemei-
ner belgischer Gewerkschaftsverband) unter-
stützt. Vor einigen Monaten stellte die Dru-
ckerei Proost fest, dass die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer der Endbearbei-

tung, die meisten gering qualifiziert, mehr
Kompetenzen zu besitzen scheinen, als man
dachte. Daher kam sie auf den Gedanken,
diese erworbenen Kenntnisse in einer Aus-
bildungsmaßnahme zu festigen. 

Weitere Informationen: VDAB - http: //www.vdab.be
R. Van Weydeveldt, nationaler Koordinator Refernet
reinald.van.weydeveldt@vdab.be

Quelle: Belga/De Standaard/De Tijd

BELGIEN

Die flämische Druckindustrie startet ein einzigartiges Ausbildungsprojekt
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Qualität der Berufsbildung

Mit guten Ideen zu punkten, hatte sich
Österreich für die Zeit seiner EU-Ratspräsi-
dentschaft von Januar bis Juni 2006 vorge-
nommen und den Bildungsbereich unter das
Motto „Qualität ist das Ziel“ gestellt. Das gilt
nicht zuletzt für die duale Berufsausbildung.
Nach diesem System, das Berufsschule und
betriebliche Lehre kombiniert, werden in Ös-
terreich rund die Hälfte aller Ausbildungs-
plätze angeboten. Umso nachdrücklicher
stellt sich in diesem Bereich die Qualitäts-
frage.

Für die Entwicklung und Sicherung von
Qualität in der dualen Berufsausbildung sind
Information und Kontakte zwischen Be-
rufsschule und Lehrbetrieb von erheblicher
Bedeutung. Das belegen Berufsbildungs-
experten des Institutes für Bildungsforschung
der Wirtschaft (ibw) in ihrer Studie „Opti-
mierung der Kooperation Berufsschule –
Lehrbetrieb“ im Auftrag des österreichischen

Bundesministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur. Die Ergebnisse der Stu-
die präsentierten sie im März 2006 der Fach-
konferenz der Generaldirektoren für Bil-
dung, die sich in Wien entsprechend dem
Bildungsschwerpunkt der österreichischen
EU-Ratspräsidenschaft mit dem Thema „Pä-
dagogische Ansätze zur Verbesserung der
Qualität der Berufsbildung“ beschäftigten.

Gut 300 Lehrbetriebe und knapp 400 Be-
rufsschulen füllten die Fragebögen der Bil-
dungsforscher aus. Zwischen 85 und 90 Pro-
zent der Betriebe äußerten sich zufrieden
mit dem Fachunterricht der Berufsschulen,
in der großen Mehrzahl Betriebe, die sich
von der Berufsschulen gut informiert fühl-
ten. Je besser die Kooperation beider Lern-
orte funktioniert, so ein Ergebnis der Stu-
die, desto höher ist die Zufriedenheit beider
Ausbildungspartner und in der Konsequenz
auch das Ausbildungsniveau. Dagegen sind

Betriebe, die sich schlecht informiert fühlen,
meist auch mit dem fachtheoretischen und
fachpraktischen Berufsschulunterricht ihrer
Lehrlinge unzufrieden. Wie aber lassen sich
ausreichende Kontakte und Informationen
beider Partner sicherstellen?

Persönliche Kontakte zwischen Ausbildern
und Lehrern sowie eine betriebsnahe Weiter-
bildung für Berufsschullehrer haben die Au-
toren der Studie als Qualität sichernde Schlüs-
selvariablen ausgemacht. Ihre Erhebung zeigt,
dass es dafür bereits gute Beispiele gibt,
etwa Firmenpraktika, Einladungen zu Ver-
anstaltungen und Schulungen in den Unter-
nehmen.

Die Größe eines Lehrbetriebes spielt bei
Ausprägung und Intensität der Zusammen-
arbeit allerdings eine wichtige Rolle. Wäh-
rend große Betriebe mit Ausbildungsabtei-
lungen und hauptamtlichen Ausbildungs-
verantwortlichen über erhebliche Ressourcen

für die „Beziehungsarbeit“ mit der Berufs-
schule verfügen, brauchen Kleinbetriebe
„Mittler“, die den Kontakt herstellen und da-
für sorgen, dass Austausch und der Infor-
mationsfluss nicht ins Stocken geraten oder
gar versiegen. Die Innungen und Fachver-
bände in den regionalen Wirtschaftskam-
mern sind dabei gefragt.

Erst wenn eine tragfähige Beziehungs-
ebene entstanden und die Qualifikation der
beteiligten Akteure gesichert ist, lassen sich
verschiedene Informationsinstrumente und
Kooperationsmodelle einsetzen, von Tagen
der offenen Tür in Berufsschulen über ge-
mischte Arbeitsgemeinschaften bis hin zu
Exkursionen, Mitteilungen und Gesprä-
chen über die Entwicklung der Jugendlichen
in der Ausbildung.

Quelle: BMBWK/ibw/Cedefop/sk
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Auf den Kontakt kommt es an
Je effektiver die Beziehungsarbeit der Partner in der dualen Berufsausbildung, desto höher die Ausbildungsqualität

Die Entwicklung eines Qualitätssystems
für die berufliche Bildung im europäischen
Kontext wurde im Jahresbericht 2005 des
Ministeriums für Arbeit und Sozialpolitik über
den gegenwärtigen Stand und die Entwick-
lungsperspektiven der Berufsbildungsmaß-
nahmen untersucht. Grundlage des Jahres-
berichts waren die Berichte der Regionen
und Provinzen sowie die Beiträge des Isfol.

Der Jahresbericht erlaubt eine quantitati-
ve und qualitative Analyse des Berufsbil-
dungssystems. Zur Beurteilung seiner Qua-
lität werden zunächst die Überlegungen zur
europäischen Politik und dann die Lage im
Land untersucht.

Auf europäischer Ebene führte die Quali-
tätssicherung im Rahmen des Lissabon-
Prozesses zur Einsetzung der „Facharbeits-
gruppe Qualität in der Berufsbildung“ und
Einführung eines Europäischen Qualitätssi-
cherungsrahmens (Common European Qua-
lity Assurance Framework) als Instrument zur
Verbesserung der Qualität der Berufsbildung
und ihrer Einrichtungen. 

Italien hat sich an diesen Arbeiten auch
im Rahmen des neuen europäischen Netz-
werkes zur Qualitätssicherung in Bildung und
Ausbildung aktiv beteiligt und ein zentral
festgelegtes Akkreditierungsinstrument ein-
geführt. In den anderen europäischen Län-

dern müssen Ausbildungseinrichtungen da-
gegen ihr Qualitätssicherungssystem über-
prüfen lassen, wobei sie aber das Modell und
die Instrumente zur Qualitätssicherung frei
wählen können. 

Die Qualität ist seit kurzem von erstran-
giger Bedeutung. Dazu hat unter anderem
das Gesetz 53/2003 (1) beigetragen, nach
dem das Nationale Institut für die Beurtei-
lung von Bildung und Ausbildung (INVALSI)
(2) nunmehr auch die Berufsbildung in Zu-
sammenarbeit mit den Regionen, die seit der
Verfassungsreform aus dem Jahre 2001 für
die Berufsbildung allein zuständig sind, be-
werten soll.

Schon seit 2001 gibt es erste Qualitäts-
zertifizierungen in der Berufsbildung: die Be-
rufsbildungseinrichtungen haben sich bei ih-
rem Angebot auf einige Qualitätsmindest-
standards nach ISO 9000:2000 geeinigt.

Die verschiedenen in Europa genutzten
Qualitätsmanagementinstrumente (EFQM,
TQM, OECD) waren bisher in Italien wenig
verbreitet, sind jetzt jedoch auch hier ein
wichtiger Bezugspunkt. 

Die Beurteilung der Prozesse sowie der
pädagogischen und didaktischen Beziehun-
gen wie auch die Kompetenzstandards der
Akteure beim Qualitätsmanagement des Be-
rufsbildungsangebots müssen noch ver-

bessert werden. Eine hierfür gut geeignete
Methode ist die Selbstbeurteilung als Ver-
fahren, um die Beziehungen zwischen den
verschiedenen Erfolgsfaktoren in der Be-
rufsbildung transparent zu machen. Die Selbst-
beurteilung erfolgt neben einer externen Be-
urteilung der Berufsbildungseinrichtung, die
im Zuge der Akkreditierung und/oder Zerti-
fizierung durch die zuständige Behörde vor-
genommen wird.

Bei der Qualitätsbeurteilung haben die
Ausbildungs- und Lernerfolge, die ja die wich-
tigsten Indikatoren für die Qualität des Aus-
bildungsangebots sind, den höchsten Stel-
lenwert.

Zur Beurteilung der Lernerfolge gibt es
zwei vorherrschende Stoßrichtungen: eine
objektive Beurteilung (in Form von Tests und
Fragebögen) und eine Beurteilung auf der
Grundlage beschreibender Methoden.

Um zu einem Berufsbildungssystem zu ge-
langen, das für Europa 2010 gerüstet ist,
müssen noch die Methoden, Anwendungs-
instrumente und Aufgaben der verschiede-
nen Akteure festgelegt werden.

Das ISFOL hat ein Qualitätsbeurteilungs-
modell für die regionalen Berufsbildungs-
systeme entwickelt, das im nördlichen Mittel-
italien, in Kampanien und Sardinien erprobt
wurde. Dieses Modell stützt sich auf die De-

finition von Qualitätsdimensionen (strate-
gische Bereiche der Berufsbildung, z.B. Wirk-
samkeit der Kommunikation, Effizienz der
Überwachung, Entsprechung zwischen der
Ausbildungsplanung und dem Bedarf vor
Ort, Ausbildungsergebnisse und Auswir-
kungen auf die Welt der Arbeit). 

Die ersten Ergebnisse, die bei der Erpro-
bung dieses Modells erzielt wurden, zeigen,
dass trotz schwieriger kontextueller Bedin-
gungen in einigen Regionen allgemein ei-
ne ständige Verbesserung aller Faktoren, die
in der Berufsbildung zusammenspielen, fest-
stellbar ist. Auch wenn einige Regionen noch
keinen systematischen Ansatz verfolgen, hat
die Berufsbildung auch hier ein ziemlich gu-
tes Qualitätsniveau erreicht.

(1) Gesetz Nr. 53 vom 28. März 2003 „Delega al Governo per la defini-
zione delle norme generali sull’istruzione e dei livelli essenziali delle pres-
tazioni in materia di istruzione e formazione professionale“ [Ermächtigung
der Regierung zur Festlegung allgemeiner Bestimmungen über die Bildung
und die wesentliche Leistungsebenen in Bildung und Ausbildung], Amts-
blatt der italienischen Republik, allgemeine Reihe Nr. 77 vom 2. April 2003,
S. 6 ff. www.istruzione.it/normativa/2004/legge53.shtml
(2) www.invalsi.it

Weitere Informationen unter: www.welfare.gov.it

Quelle: Alessandra Pedone -ISFOL, ReferNet Italy
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Qualität der Berufsbildung im Lissabon-Prozess

Sprachliche Fähigkeiten gehören zu den
Schlüsselkompetenzen der europäischen
Wissensgesellschaft. Österreich hat dazu
während seiner EU-Ratspräsidentschaft im
ersten Halbjahr 2006 Akzente gesetzt, in
dem es unter anderem die Umsetzung des
Kommissionsvorschlags zu Entwicklung ei-
nes europäischen Indikators für Sprach-
kompetenz forcierte. Wie stark der Fremd-
sprachenbedarf auch im eigenen Land aus-
geprägt ist und wie wichtig Mehrsprachig-
keit für Mobilität und Beschäftigungsfähig-
keit sind, zeigt eine Untersuchung im Rah-
men der „go international“-Initiative des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Ar-
beit (BMWA) und der Wirtschaftskammer
Österreich (WKÖ).

Das Institut für Bildungsforschung der
Wirtschaft (ibw) hat in einer Unterneh-
mensbefragung zu Ausbildungsqualität und
Weiterbildung zum ersten Mal österreich-
weit und branchenübergreifend den Fremd-

sprachenbedarf und die vorhandenen Kom-
petenzen erhoben. Bei der Befragung von
mehr als 2000 Unternehmen stellte sich her-
aus, dass Englisch inzwischen allen ande-
ren Sprachen der EU-Mitgliedstaaten den
Rang abgelaufen hat. Ohne Englisch geht
in der Arbeitswelt so gut wie nichts mehr.
Gefragt ist in erster Linie die Sprechfähig-
keit, die schriftliche Korrespondenz ist zwei-
trangig.

Angesichts der starken internationalen
Verflechtungen vieler Branchen sind Eng-
lischkenntnisse in den Unternehmen un-
verzichtbar geworden, bestätigten mehr als
80 % der befragten Betriebe. Neben dem
Dienstleistungssektor gilt das vor allem für
die Bereiche Technik, EDV und Software und
betrifft nicht mehr nur oberes und mittle-
res Management, sondern zunehmend auch
Sekretariatsmitarbeiter und Fachkräfte in
der Produktion. „Wer sich in der Sprache
der Handelspartner bewegen kann, hat im

Business oft die Nase vorn“, weiß Sabine
Archan, ibw-Projektleiterin und Studien-
autorin.

Sprachen öffnen Türen, nicht zuletzt die
zu einem Arbeitsplatz. Sprachkenntnisse sind
immer häufiger ein Kriterium der Mitarbei-
terauswahl. Die Hälfte der befragten Betrie-
be legt dabei Wert auf Fremdsprachen, für
rund 25 % spielen sie sogar eine entschei-
dende Rolle. Mehr als 60 % der Unterneh-
men gaben für die nächsten Jahre einen stei-
genden Fremdsprachenbedarf an. Abgese-
hen von Englisch verstärken die zahlreichen
Wirtschaftsbeziehungen Österreichs mit dem
Nachbarn Italien auch die Nachfrage nach
Italienischkenntnissen. Auf dem Vormarsch
sind außerdem die osteuropäischen Spra-
chen. Bisher meist noch die Ausnahme, at-
testieren viele Betriebe den Sprachen Tsche-
chisch, Ungarisch, Slowenisch und Slowa-
kisch in den nächsten Jahren einen deut-
lichen Bedeutungszuwachs. 

Die sprachliche Ausbildung in Österreich
kann sich nach Einschätzung der Unterneh-
men sehen lassen, besonders gut schneiden
in ihrer Bewertung Universitäten und Fach-
hochschulen mit wirtschaftlicher Ausrich-
tung ab. Verbesserungspotenzial sehen die
Betriebe allerdings in der mündlichen Kom-
munikation. Sie ist in den Unternehmen be-
deutend wichtiger als das Verfassen von Tex-
ten. In 70 % der befragten Firmen müssen
Mitarbeiter direkt persönlich mit ausländi-
schen Kunden, Lieferanten oder Partnerfir-
men verhandeln. „Mehr sprechen, weniger
schreiben“ lautet deshalb das Credo der
österreichischen Wirtschaft. Mehr als die
Hälfte der befragten Unternehmen bietet ih-
ren Mitarbeitern Möglichkeiten zur fremd-
sprachlichen Weiterbildung an, bevorzugt
dabei: Sprachkurse unter der Leitung von
Muttersprachlern und Einzeltrainings.

Quelle: WKO/BMWA/ibw/Cedefop/sk
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Fremdsprachen öffnen Türen
Erste österreichweite und branchenübergreifende Erhebung ergab wachsenden Bedarf an Sprachkenntnissen. Immer öfter sind sie entscheidendes Kriterium bei der
Personalauswahl.
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Bildungspolitik

Unter dem Titel „Die Berufsbildungspolitik in Lettland vor
dem Hintergrund der Lissabon-Strategie“ fand am 6. April
2006 in Riga ein Forum statt, das gemeinsam von der na-
tionalen lettischen Agentur für die Förderung der Berufs-
bildung (PIAA) und der Botschaft des Vereinigten König-
reichs in Lettland veranstaltet wurde.

Das Forum, in dessen Mittelpunkt die Wechselwirkungen
zwischen der Bildungspolitik und der wirtschaftlichen Ent-
wicklung standen, zielte darauf ab, einen kontinuierlichen
Dialog zwischen Brancheneinrichtungen und Pädagogen
einzuleiten und den Beitrag der Berufsbildung zur Umset-
zung der Lissabon-Strategie und des nationalen lettischen
Lissabon-Programms zu erörtern.

An der Veranstaltung nahmen unter anderem Vertreter
von Branchenverbänden und Unternehmen, Wirtschafts-
wissenschaftler, bildungspolitische Planer und Experten so-
wohl aus Lettland wie auch aus dem Vereinigten Königreich
teil, darunter die lettische Bildungsministerin Ina Druviete
und der für internationale Forschungs- und Strategiefragen
zuständige Sachverständige der Behörde für berufliche
Befähigungsnachweise und Curricula (Qualifications and
Curriculum Authority) des Vereinigten Königreichs, Tom Le-
ney.

In ihrer Eröffnungsansprache sagte die Leiterin der PIAA,
Dita Traidas: „Die Humanressourcenentwicklung wird im Zei-
traum von 2007 bis 2013 Investitionsmittel in noch nie da
gewesener Höhe aus den Strukturfonds der EU beziehen
können. Deshalb sind die Aufnahme eines Dialogs und das
Streben nach einem allseitigen Einvernehmen über den Bei-
trag der Bildungspolitik zur Schaffung einer wissensbasier-
ten Volkswirtschaft heute sogar noch wichtiger als im Jah-
re 2000, als sich Europa auf die Lissabon-Strategie geeinigt
hat.“ Der Botschafter des Vereinigten Königreichs in Lett-
land, Ian Bond, pflichtete den Äußerungen von Frau Traidas
in zahlreichen Punkten bei.

Im Laufe des Forums referierten Bildungs-, Wirtschafts-
und Branchenexperten über die Rolle des Bildungswesens
bei der Entwicklung einer wissensbasierten und wettbe-
werbsfähigen Volkswirtschaft und debattierten über die
Wechselwirkungen zwischen Berufsbildung und Wirt-
schaftstätigkeit, Strategien zur Investitionsförderung und
notwendige Verbesserungen bei der Planung und Durch-
führung von Bildungsmaßnahmen. Übergreifendes Ziel die-
ser hochrangigen Veranstaltung war die Erreichung eines
allseitigen Einvernehmens darüber, was getan werden muss,
damit Bildungsreformen nicht lediglich eine lose Anein-
anderreihung von Politikdokumenten, Strategien, Initiativen
oder Pilotprojekten bleiben, sondern vielmehr in einen kon-
solidierten Aktionsplan zur Herbeiführung von Verände-

rungen münden. Voraussetzung hierfür ist, dass Verbün-
dete und Partner eine gemeinsame Vision entwickeln und
sich über die zu ergreifenden Maßnahmen einig sind. Das
lettische Bildungswesen leidet unter einer mangelnden Ko-
ordination zwischen den verschiedenen Teilbereichen des
Bildungs- und Wirtschaftssystems. Ein einzelner Betrieb kann
nicht dazu gebracht werden, Schülern Praktikumsplätze an-
zubieten, wenn er darin für sich keine Vorteile sieht. Unter-
nehmen können nicht darum ersucht werden, das von Schü-
lern in der Schule Gelernte zu zertifizieren, wenn niemand
zuvor nachgefragt hat, was die Unternehmer für zertifizie-
rungswürdig halten. Und Bildungspolitiker können nicht da-
zu aufgefordert werden, ein Berufsbildungsangebot si-
cherzustellen, das der Dynamik des Arbeitsmarktes gerecht
wird, wenn ihnen keine Analysen, Prognosen oder Schluss-
folgerungen hinsichtlich dieser Dynamik zur Verfügung ste-
hen.

PIAA-Leiterin Dita Traidas weiter: „Anstatt sich über den
Mangel an Ressourcen zu beklagen, die zur Erzielung von
qualitativen Fortschritten benötigt werden, hat das Bil-
dungswesen durch dieses Forum die Chance erhalten,
sich zu einem Bündnis von Bildungsfachleuten, bildungs-
politischen Planern, Entscheidungsträgern und Branchen-
experten zusammenzuschließen, um gemeinschaftlich die
wichtigsten Bereiche zu ermitteln, für die Kraft, Ressourcen
und Anstrengungen aufgewendet werden sollten. Viel zu
lange haben wir jeder für sich allein gewirkt. Wir können es
uns nicht mehr leisten, in dieser Weise fortzufahren. Wir
müssen Branchenexperten, Wirtschaftswissenschaftlern und
Bildungsexperten Gehör schenken und uns darüber Ge-
danken machen, was wir voneinander brauchen, damit ver-

schiedene Systeme nicht isoliert voneinander operieren. ESF-
Investitionen in Menschen und Systeme zur Humanres-
sourcenentwicklung werden nur dann Ergebnisse hervor-
bringen, wenn wir ein wohl durchdachtes, bewusstes Kon-
zept und klare Aufgaben für die Anwendung dieser be-
achtlichen Ressourcen abstecken.“

Weitere Informationen: Agentur für die Förderung der Berufsbildung (PIAA), Lettland:
www.piaa.gov.lv 

Quelle: Inita Blatchford, PIAA-Öffentlichkeitsarbeit 
Tel. (371) 7814326, inita.blacforda@piaa.gov.lv

C
26

E1
D

E

LETTLAND

Forum stärkt Verbindungen zwischen Wirtschaft und Bildungswesen

Der Experte des British Council, Adrian Clark-Morgan, die lettische Mi-
nisterin für Bildung und Wissenschaft, Ina Druviete, und der Botschafter
des Vereinigten Königreichs, Ian Bond, bei der Eröffnung des Forums.
Foto: AFI

Die Leiterin der Agentur für die Förderung der Berufsbildung, Dita
Traidas, eröffnet das Forum.
Foto: AFI

Die Experten des Forums: die Leiterin der Agentur für die Förderung
der Berufsbildung, Dita Traidas, der Sachverständige der Behörde für be-
rufliche Befähigungsnachweise und Curricula des Vereinigten Königreichs,
Tom Leney, das Mitglied des Verbands der Maschinenbau- und Metall
verarbeitenden Industrie Lettlands, Baiba Medne, und der geschäftsfüh-
rende Direktor des lettischen Forstwirtschaftsverbands, Harijs Jordans.
Foto: AFI

Berufsbildung

Im Dezember 2005 hat die Regierung die grundlegen-
den Voraussetzungen für die Einrichtung von integrierten
Ausbildungszentren geschaffen. Diese Zentren sind zwar
bereits im Gesetz über Qualifikationen und berufliche Bil-
dung Nr. 5/2002 vorgesehen, doch waren bislang weder ih-
re Merkmale und Aufgaben noch eine Klassifizierung und
Normen für ihre Tätigkeit im Detail ausgearbeitet worden.

Die integrierten Ausbildungszentren bieten das gesamte
Spektrum der im nationalen Verzeichnis der beruflichen Qua-
lifikationen aufgeführten Berufsbildungsgänge an, die mit
Berufsausbildungsabschlüssen und Berufsbefähigungs-
zeugnissen abschließen.

Das Angebot dieser Zentren basiert auf Modulen, ist fle-
xibel angelegt und ermöglicht den Zugang zu den beste-
henden Subsystemen, um den bildungsbezogenen Anfor-
derungen des Produktionssektors wie auch den individuel-
len Erfordernissen und persönlichen Erwartungen an einen
beruflichen Aufstieg Rechnung zu tragen. Zu diesem Zweck
ist in den Zentren die Beteiligung der wichtigsten Sozial-
partner in den autonomen Regionen vorgesehen.

Die Bildungsmaßnahmen der Zentren umfassen berufli-
che Erstbildung, Eingliederung in den Arbeitsmarkt und
Wiedereingliederung von Arbeitnehmern sowie Weiterbil-
dung der erwerbstätigen Bevölkerung.

Ferner beinhaltet das Angebot der integrierten Ausbil-
dungszentren berufsbezogene Information und Beratung
sowie gegebenenfalls Evaluierung von Kompetenzen, die
durch nicht formales Lernen und durch Berufserfahrung er-
worben wurden, und zwar im Rahmen des nationalen
Systems für Qualifikationen und berufliche Bildung.

Die integrierten Ausbildungszentren können sowohl öf-
fentlich als auch privat geführt sein. Neugründungen sind
ebenso möglich wie Umwandlungen bereits bestehender
Zentren. Die Bildungsbehörde benötigt für die Umwand-
lung ihrer Ausbildungszentren in integrierte Ausbildungs-
zentren die Genehmigung der Arbeitsverwaltung. Um-
gekehrt muss die Arbeitsverwaltung auch die Genehmi-
gung der Bildungsbehörde einholen, wenn sie ihre Ein-
richtungen zu integrierten Ausbildungszentren umgestal-
ten möchte.

Die integrierten Ausbildungszentren sind innerhalb des
von der jeweils zuständigen Stelle vorgegebenen Rahmens
hinsichtlich Organisation, Curricula, Finanz- und Perso-
nalverwaltung unabhängig. Sie erstellen ein Arbeitspro-
gramm für das Zentrum, in dem die Organisation, die Ver-
waltungsabläufe, die Curricula, die Unterrichtspläne und
der Plan für die Betreuung der Teilnehmer festgelegt wer-
den sollen.

Zur Gewährleistung der Qualität der im Arbeitsprogramm
enthaltenen Maßnahmen wird in jedem Zentrum ein Sys-
tem zur kontinuierlichen Optimierung eingeführt, wobei die
Qualitätskriterien und Indikatoren in Beziehung zu den Zie-
len des Programms stehen und zumindest der Prozentsatz
der in den Arbeitsmarkt eingegliederten Schüler und Nut-
zer sowie der Grad der Zufriedenheit der Schüler und Nut-
zer gemessen werden sollen.

Die Bildungsbehörden und Arbeitsverwaltungen des
Staats und der autonomen Regionen erstellen im Rah-
men ihrer Zuständigkeit und in Zusammenarbeit mit den
wichtigsten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden ein
gemeinsames Planungsmodell für die Dauer eines oder
mehrerer Jahre, das für das Netz der in ihrem Gebiet lie-
genden integrierten Ausbildungszentren gelten soll. In dem
Planungsmodell werden die Besonderheiten des regiona-
len und sektoralen Arbeitsmarkts berücksichtigt sowie
die jährlichen Leitlinien, die in den für den jeweiligen Tä-
tigkeitsbereich anwendbaren nationalen Aktionsplänen für
Beschäftigung (dies sind zurzeit die nationalen Reformplä-
ne) vorgegeben werden.

Quelle: Servicio Público de Empleo Estatal (INEM), Nationales Institut für Beschäftigung
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Integrierte Ausbildungszentren



11cedefopinfo 2/2006

Die strukturelle Weiterentwicklung be-
ruflicher Bildung hat sich die deutsche Bil-
dungsministerin Annette Schavan auf die
Fahnen geschrieben. Im Visier hat sie dabei
eine umfassende Modernisierung, die unter
anderem auf eine erhöhte Durchlässigkeit
zwischen beruflicher Bildung und Hoch-
schulbildung abzielt. Bei der Vorlage des Be-
rufsbildungsberichtes 2006 mahnte die
Ministerin gemeinsame Strategien für Ver-
änderungen an, die notwendig seien, um
den wirtschaftlichen und demografischen
Wandel zu bewältigen.

Der Berufsbildungsbericht belegt zwar,
dass die duale Berufsausbildung nach wie
vor dem größten Teil der Jugendlichen das
Tor zu einer qualifizierten Berufsausbildung
öffnet. Doch trotz Ausbildungspakt und staat-
licher Unterstützung sank 2005 der Anteil
der neu abgeschlossenen Ausbildungsver-
träge unter den Schulabgängern mit 58 Pro-
zent zum ersten Mal unter die 60-Prozent-
Marke. Anfang der neunziger Jahre hatte er
noch deutlich über 70 Prozent gelegen.

Gegenläufige Entwicklungen
Während die Zahl der Schulabgänger mit

948 200 auf einen neuen Höchststand klet-
terte, verringerte sich das Angebot an Lehr-
stellen 2005 gegenüber dem Vorjahr um
23 600 bzw. 4 % auf 562 800. Am stärks-
ten schlägt der Rückgang im Handwerk
durch. Hier sank die Zahl der neu ab-
geschlossenen Ausbildungsverträge um
11 300 bzw. 6,7 %. Allerdings sei die Zahl
der Erwerbstätigen im Handwerk von 1995
bis 2004 ebenfalls erheblich zurückgegan-
gen, und zwar um 1,7 auf 4,6 Millionen, wie
der viertelparitätisch besetzte Hauptausschuss
des Bundesinstitutes für Berufsbildung (BIBB)
in seiner Stellungnahme anmerkt.

Staatliche Unterstützung bei der Berufs-
ausbildung sei auch weiterhin erforderlich,
das gelte nicht zuletzt für die Integration be-
hinderter Jugendlicher, die Berufsorientie-
rung und die Berufsvorbereitung, betont der
Hauptausschuss. Wie weit indessen die Mei-
nungen in dem Gremium, das die Bundes-
regierung in Grundsatzfragen der Berufsbil-
dung berät, auseinandergehen, zeigen die
Minderheitsvoten der Sozialpartner.

Arbeitgeber sehen Erfolgskurs
Ihren mit der Bundesregierung geschlos-

senen Ausbildungspakt sehen die Arbeitge-
ber auch im zweiten Jahr eindeutig auf Er-
folgskurs. Dass man angesichts eines Ver-
lustes von 1,5 Millionen Beschäftigungsver-
hältnissen in den vergangenen drei Jahren
dennoch ein leichtes Plus bei den betrieb-
lichen Ausbildungsverträgen verzeichnete,
gehe auf das Konto des Ausbildungspaktes.
Er allein könne allerdings keinen dauerhaf-
ten Durchbruch zu mehr Beschäftigung und
damit mehr Ausbildung bewirken, stellten
die Arbeitgeber klar.

Transferkonzept zur Berufsorientierung
In den Schulen müsse die Verbesserung

der Ausbildungsreife oberste Priorität be-
kommen. Die Unternehmen böten dabei seit
langem Unterstützung durch Angebote
der Berufsorientierung. Unter dem Motto
„Der Ausbildungspakt beginnt in der Schu-
le“ gebe es inzwischen eine Sammlung er-
probter Instrumente zur Berufsorientierung,
darunter Kooperationen zwischen Schulen
und Unternehmen, Betriebspraktika und
Mentorenprogramme. Eine spezielle Ar-
beitsgruppe innerhalb des Ausbildungspak-
tes habe ein Transferkonzept zur festen Ver-
ankerung der Berufsorientierung im Schu-
lalltag entwickelt und stelle diesen Hand-
lungsleitfaden Schulen, Betrieben, Arbeits-

agenturen und anderen Akteuren zur Ver-
fügung.

Nachdem das novellierte Berufsbildungs-
gesetz die Chancen zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen für die duale Ausbil-
dung nicht genutzt habe, gelte es nun nach-
zubessern. „Insbesondere muss der Spiel-
raum zur stärkeren Flexibilisierung der Aus-
bildungsvergütung bei nicht tarifgebunde-
nen Vertragspartnern gesetzlich erweitert
werden“, fordern die Arbeitgeber. Sie be-
trachten die Höhe der Ausbildungsvergü-
tungen von im Durchschnitt 600 Euro als
„massives Ausbildungshemmnis“ und plä-
dieren insgesamt für einen Abbau gesetz-
licher Regelungen in der beruflichen Bildung.

Mehr Flexibilität wünschen sich die Ar-
beitgeber auch für die Ausbildungsordnun-
gen. Sie sprechen sich für weitere zweijäh-
rige Berufe aus, für die sie Potenzial im Dienst-
leistungssektor sehen, und für Kombina-
tionen von Berufen, in denen eine zweijäh-
rige Lehre auf eine nachfolgende dreijähri-
ge Ausbildung anrechnungsfähig ist. Beruf-
liche Weiterbildung wollen sie auf keinen Fall
zur „4. Säule“ des Bildungssystems ausge-
baut sehen. Vielmehr sei den Herausforde-
rungen der Zukunft nur mit einem flexi-
blen Weiterbildungssystem „ohne Regulie-
rung und Verrechtlichung“ zu begegnen.

Arbeitnehmer fordern Paradigmenwechsel
Nach Auffassung der Arbeitnehmergrup-

pe im BIBB-Hauptausschuss allerdings hat
der Ausbildungspakt keineswegs gehalten,

was er versprochen hatte. Auch 2005 hät-
ten nicht alle Bewerber einen Ausbildungs-
platz bekommen, nicht einmal mehr ein Vier-
tel der Betriebe schließe Ausbildungsverträ-
ge ab. „Politik und Wirtschaft nehmen die
Realität des Ausbildungsmarktes nicht zur
Kenntnis“, so die Arbeitnehmervertreter mit
Blick auf eine Untersuchung des Instituts der
deutschen Wirtschaft Danach habe der Aus-
bildungspakt die große Mehrheit der Betriebe
kalt gelassen, 71 % von ihnen hätten weder
mehr Lehrstellen angeboten noch Strei-
chungen rückgängig gemacht. Ohne expli-
zit von „Ausbildungsplatzabgabe“ zu spre-
chen, fordern die Arbeitnehmer ein Finan-
zierungssystem, das für mehr Gerechtig-
keit zwischen ausbildenden und nicht aus-
bildenden Betrieben sorgt.

Politik und Wirtschaft setzten auf Zeit, da
die Zahl der Schulabgänger ab 2008 sinke.
Doch das ändere nichts an der hohen Zahl
der noch unversorgten Altbewerber.

Den Mangel an Ausbildungsverträgen ha-
be die Entwicklung neuer und die Moder-
nisierung bestehender Berufe nicht behe-
ben können. Stattdessen sei das wachsen-
de Tempo der Modernisierung häufig zu Las-
ten der Qualität gegangen. Deshalb, so die
Arbeitnehmervertreter, sei es Zeit für ei-
nen „Paradigmenwechsel“, um mehr Ruhe
und Überlegung in die Neuordnungsakti-
vitäten zu bringen und sie stärker unter qua-
litativen Aspekten zu betrachten. Das gelte
nicht zuletzt für die zweijährigen Berufe, de-
ren Einführung unter Missachtung des Kon-

sensprinzips keineswegs zu mehr Lehrstel-
len geführt habe. Die Arbeitnehmer warnen
in diesem Zusammenhang vor einer „Zer-
gliederung“ von Berufen, die weitere Bar-
rieren im Berufsbildungssystem aufbaue und
die international angestrebte Durchlässig-
keit erschwere.

Modellversuche als Zukunftsschmiede
Während zweijährige und theoriegemin-

derte Ausbildungen nach Einschätzung der
Arbeitnehmer in die berufsbildungspoliti-
sche Sackgasse führen, sehen sie in Mo-
dellversuchen die „Zukunftsschmiede der Be-
rufsbildung“. Als wichtige Impulsgeber für
Innovationen und die Weiterentwicklung
des dualen Systems müssten sie ausge-
baut werden.

In der beruflichen Weiterbildung halten
die Arbeitnehmervertreter im Gegensatz zu
den Arbeitgebern einheitliche Regelungen
für geboten. Der Anspruch, Ältere verstärkt
an Weiterbildung zu beteiligen, stehe in kras-
sem Widerspruch zur Praxis, Zersplitterung,
Undurchschaubarkeit und fehlende Vernet-
zung stünden lebenslangem Lernen entge-
gen. Angesichts einer rückläufigen unter-
nehmensfinanzierten Weiterbildung seien
Bundesregelungen erforderlich, die ein Recht
auf Weiterbildung festschreiben, gleiche Rah-
menbedingungen herstellen und anerkann-
te Qualifikationsstandards benennen.

Quelle: BMBF/BIBB/Cedefop/sk
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Beschäftigungsentwicklung läuft dem Ausbildungspakt davon
Berufsbildungsbericht 2006 weist Tiefststand beim Übergang von der Schule in die Berufsausbildung aus / 
Bildungsministerin Annette Schavan setzt auf umfassende Modernisierung beruflicher Bildung

Unter dem Titel Slovakia’s achievements
and challenges on the road to a knowledge-
based economy (Errungenschaften und Her-
ausforderungen der Slowakei auf dem Weg
zu einer wissensbasierten Wirtschaft) fand
am 11. April 2006 in Bratislava eine Konfe-
renz statt, an der auch José Manuel Barro-
so, Präsident der Europäischen Kommission,
und J ‘an Figell, Mitglied der Europäischen
Kommission zuständig für Bildung, Kultur
und Mehrsprachigkeit, teilnahmen. 

Neben den von europäischen Spitzen-
politikern bekräftigten Prioritäten – Wissen,
Unternehmen, Arbeitsplätze und Energie –
nannte Barroso zwei Zahlen, die von den Teil-
nehmern mit besonderer Aufmerksamkeit
aufgenommen wurden: 1. der mögliche Nut-
zen für die Slowakei aus den Kohäsionsfonds
in den Jahren 2007-2013 entspricht 4 % des
BIP der Slowakei, und 2. das wiederholt be-
tonte Engagement der slowakischen Regie-
rung, die Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung auf 1,8 % des BIP bis 2010 zu er-
höhen (die jahrelang unter 0,6 % des BIP la-
gen). Makroökonomische Reformen haben
bereits zu wirtschaftlichem Wachstum und
einem Rückgang des Staatsdefizits geführt,
aber in Bezug auf den Aufbau einer wis-
sensbasierten Gesellschaft bleibt die Slowa-
kei immer noch hinter anderen EU-Län-
dern zurück. 

Interessanterweise kam der erste An-
stoß zu dieser Konferenz von der Amerika-
nischen Handelskammer in der Slowakischen
Republik. Im vergangenen Sommer hatte die
Kammer bei seinen Mitgliedern eine Um-
frage durchgeführt, um Meinungen zur Wett-
bewerbsstrategie des Landes für den Zei-
traum bis 2010 zu sammeln, d. h. zur na-
tionalen Lissabon-Strategie und dem damit
zusammenhängenden Minerva-Programm
(vgl. Cedefop Info 1/2006). Aus dieser Um-
frage ergaben sich folgende, für den Wett-
bewerb entscheidende Bereiche und Maß-
nahmen: Verbesserungen bei der Gesetzes-

durchsetzung und Beurteilung der Rück-
koppelungseffekte, Exzellenzzentren, Le-
benslanges Lernen, Fremdsprachenunter-
richt, Einsatz von IKT im Bildungsbereich, ar-
beitsmarktnahe Ausbildung sowie verstärk-
te Umstellung der öffentlichen Auftragsver-
gabe und sonstiger Maßnahmen auf elektro-
nische Medien.

An der zusammen mit der Vertretung der
Europäischen Kommission in der Slowaki-
schen Republik und dem slowakischen Fi-
nanzministerium organisierten Konferenz
nahmen über 200 Personen teil, einschließ-
lich offizieller Vertreter von 22 Ländern, Jour-
nalisten, Minister der slowakischen Regie-
rung, Vertreter der politischen Parteien, Per-
sonen aus Hochschule und Wirtschaft sowie
aus Denkfabriken und Nichtregierungsor-
ganisationen. 

Die Stimmung auf der Konferenz wurde
durch die Anwesenheit von Anton Jura, Prä-
sident des nationalen slowakischen Arbeit-
geberverbandes RUZ, angeheizt, der das slo-
wakische Bildungssystem scharf kritisierte.
Bei der anschließenden Debatte zeigte sich,
wie notwendig es ist, wieder einen Dialog
zwischen den Bereichen Bildung und Wirt-
schaft einzuleiten und die Reform der ersten
Jahre des neues Jahrtausends (insbesonde-
re im Bereich der beruflichen Bildung) neu
zu überdenken, dies vor allem in Bezug auf
die Beziehungen zwischen öffentlichen und
privaten Einrichtungen. Aber es war auch
von positiven Beispielen die Rede. So zeigt
etwa die Erfolgsgeschichte des Anti-Virus-
Unternehmens ESET, dass in der Slowakei
IKT und andere hoch technologisierte Berei-
che entwickelt werden können, wenn das
Land die entsprechende politische Infra-
struktur zur Verfügung stellt. 

Die Frage der beruflichen Bildung in der
Slowakei allerdings wurde auf der Konferenz
nicht zufrieden stellend beantwortet. Wenn
die Unternehmen keine steuerlichen oder
anderweitigen Vorteile haben, wie kann dann

erwartet werden, dass sie in die Aus- oder
Weiterbildung ihrer Mitarbeiter investieren?
Wenn sich an der derzeitigen Situation nichts
ändert, werden mangelnde Investitionen in
Berufsschulen und der Mangel an qualifi-
ziertem Lehrpersonal wohl weiterhin an der
Tagesordnung sein. 

Nach Angaben des diesjährigen Berichts
der Economist Intelligence Unit unter dem
Titel Foresight 2020: Economic, industry and
corporate trends (Aussichten bis 2020: Trends
in Wirtschaft, Industrie und Unternehmen)
ist in der Slowakei für 2006-2010 und 2011-
2020 ein reales BIP-Wachstum von 5,3 %
bzw. 3,5 % zu erwarten (im Vergleich da-
zu liegt die EU-15 bei 2,0 % bzw. 2,0 %).
Das hört sich gut an. Allerdings hat Estland
schon gezeigt, dass eine bessere Kombina-
tion politischer Maßnahmen ein noch stär-
keres BIP-Wachstum bewirken kann. 

Im Vorfeld zu den Parlamentswahlen im
Juni 2006 wurden umfangreiche Mittel zum
Aufbau einer wissensbasierten Wirtschaft
versprochen. Tatsächlich jedoch wird dieses
Geld unabhängig vom Wahlausgang zur Ver-
fügung stehen. Es wird sich zeigen, ob die
zusätzlichen Mittel weise investiert werden. 

Quelle und weitere Informationen: 
Juraj Vantuch, Nationale slowakische Beobachtungsstelle für berufliche
Bildung, E-Mail: sno@netax.sk, Homepage: www.siov.sk
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Auf dem Weg zu einer wissensbasierten Wirtschaft

Mikulá‰ Dzurinda, Premierminister der Slowakei, und
José Manuel Barroso, Präsident der Europäischen
Kommission
Foto: Presseagentur SITA
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Mit einer „neuen Kultur der Ausbildung“
will die Bundesregierung in Deutschland die
Zukunft der Beschäftigung sichern. Den
Grundstein dazu soll ein von Bildungsminis-
terin Annette Schavan berufener „Innova-
tionskreis für berufliche Bildung“ legen. Das
mit hochrangigen Repräsentanten aus Poli-
tik und Wissenschaft, Wirtschaftsverbänden
und Gewerkschaften, Unternehmerpersön-
lichkeiten und Vertretern innovativer Be-
rufsbildungspraxis besetzte Gremium hat sich
im April konstituiert. Die Expertengruppe will
die zentralen Herausforderungen für die In-
novation im deutschen Berufsbildungssys-
tem identifizieren und konkrete Handlungs-
optionen zur strukturellen Verbesserung der
beruflichen Bildung erarbeiten.

Die „Denkfabrik für die Weiterentwick-
lung des Flaggschiffs unseres Bildungssys-
tems“, wie die Bildungsministerin den Inno-
vationskreis nannte, beschäftigt sich mit vier
Themenschwerpunkten. Unter dem Stich-
wort „Modernisierung“ geht es um neue Qua-
lifikationsanforderungen durch wirtschaftli-
che Strukturveränderungen, um eine neue
Ausbildungskultur in Wachstumsbereichen
und forschungsnahen Branchen und gestufte
Ausbildungen. Das Thema „Übergangsma-
nagement“ umfasst die Verbesserung der
Kooperationsstrukturen von Berufsschule

und betrieblicher Ausbildung, Strukturver-
besserungen in der Benachteiligtenförde-
rung, eine höhere Ausbildungsbeteiligung
von Migranten und die Nachqualifizierung
junger Erwachsener. Der Bereich „Weiterbil-
dung/Durchlässigkeit“ thematisiert die Ver-
zahnung von beruflicher Aus- und Weiter-
bildung sowie die Durchlässigkeit beruflicher
Bildung zum Hochschulbereich. Unter dem
Oberbegriff „europäische Öffnung“ beschäftigt
sich der Innovationskreis mit dem nationa-
len und dem europäischen Qualifikations-
rahmen, dem Leistungspunktesystem in der
beruflichen Bildung und Berufskonzepten.

Themenspezifische Arbeitsgruppen, in die
neben Innovationskreismitgliedern weitere
Expertinnen und Experten eingebunden sind,
ergänzen die Beratungen, die bis zum Som-
mer 2007 abgeschlossen sein sollen. Die we-
sentlichen Arbeitsergebnisse will das Bil-
dungsministerium anschließend in einer gro-
ßen Fachkonferenz präsentieren und die Vor-
schläge des Innovationskreises noch in der
laufenden Legislaturperiode bis 2009 um-
setzen.

Quelle: BMBF/Cedefop/sk

DEUTSCHLAND

Denkfabrik für Innovationen in der
Berufsbildung eröffnet
Hochkarätig besetzter Arbeitskreis erarbeitet Strategien zur strukturellen Ver-
besserung beruflicher Bildung.

Mit einem Pilotprojekt im Rahmen der
Qualitätsinitiative Berufsbildung (QIBB) will
Österreich Maßstäbe setzen: Es geht um die
Entwicklung von Bildungsstandards im be-
rufsbildenden Schulwesen. Damit betreten
die Berufsbildungsexperten Neuland, denn
anders als im Bereich der allgemeinen Bil-
dung gibt es für die berufliche Fachbildung
noch keine anerkannten Ansätze für die Ent-
wicklung von Standards. Auf diesem Gebiet
will Österreich die Vorreiterrolle übernehmen
und in den nächsten Jahren für allgemein-
bildende und berufsspezifische Kerngegen-
stände Bildungsstandards erarbeiten.

Spezielle Arbeitsgruppen arbeiten seit dem
vergangenen Jahr an der Entwicklung von
Bildungsstandards für die berufsbildenden
höheren Schulen (BHS) und konzentrierten
sich dabei in einem ersten Schritt auf die
Gegenstände Deutsch, Angewandte Ma-
thematik, Englisch, Wirtschaft und Recht, In-
formatik und Naturwissenschaften. An-
schließend konstituierten sich weitere Ar-
beitsgruppen, die Bildungsstandards für die
berufsspezifischen Gegenstände an den BHS
entwickeln und dabei eng mit Österreichs
Nachbarstaaten und anderen Mitgliedern
der EU zusammenarbeiten. 

In ersten Diskussion zeigte sich, dass die
Fachleute lösungs- und handlungsorientier-

te Kompetenzmodelle in der Lehrlingsaus-
bildung für wesentlich sinnvoller halten als
gegenstandsbezogene Standards. Die Ar-
beitsgruppen gehen deshalb von einem be-
rufsfeldbezogenen Kompetenzmodell für die
komplette, durch Ausbildung vermittelte
Fachbildung aus, dessen Komplexität mit ei-
nem gegenstandsbezogenen Modell nicht
vergleichbar ist. Es geht darum, Breite und
Methodenvielfalt, elementare Kompetenzen
und ihr Zusammenwirken jeweils für ein be-
stimmtes Berufsfeld zu erfassen. Entspre-
chend anspruchsvoll ist auch die Evalua-
tion der Lernergebnisse; sie braucht nicht
nur eine Methodik, Instrumente und Krite-
rien, sondern muss auch festlegen, wann
das Ausbildungsziel als erreicht gilt.

Das ehrgeizige Projekt erfordert erheb-
lichen personellen und finanziellen Aufwand.
Die Österreicher wollen deshalb bei der Stan-
dardentwicklung mit möglichst vielen Part-
nern in der Europäischen Union zu-
sammenarbeiten.

Quelle: BMBWK/Cedefop/sk
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Kompetenzmodell setzt 
neue Maßstäbe 
Mit der Entwicklung von Bildungsstandards im berufsbildenden Schulwesen will
Österreich eine Vorreiterrolle übernehmen.

Mit der Unterzeichnung des Vereinba-
rungsprotokolls des Ministeriums für Bildung,
Hochschulen und Forschung, des Ministeri-
ums für Arbeit und Sozialpolitik und der So-
zialpartner (von Arbeitgeberseite der italie-
nische Arbeitgeberverband Confindustria
und der Verband der Textil- und Modeun-
ternehmen und von Arbeitnehmerseite die
Gewerkschaften CGIL, CISL und UIL) im März
2006 erhielt der integrierte Ausbildungsplan
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der
Textil-, Bekleidungs- und Modebranche grü-
nes Licht. Im vergangen Jahr wurde bereits
der integrierte Ausbildungsplan für die Schuh-
industrie aufgelegt, und jetzt werden bei-
de Programme in enger Verbindung mitein-
ander weiterentwickelt. 

Die Durchführung der in den beiden Pro-
tokollen unter Arbeitsförderungsmaßnah-
men vorgesehenen integrierten Ausbil-
dungspläne wird vom Bildungsministerium

in Zusammenarbeit mit dem Arbeitsminis-
terium unterstützt. 

Der Ausbildungsplan sieht Maßnahmen
für Jugendliche vor, die in allgemein- oder
berufsbildender Ausbildung sind oder ein
Gymnasium besuchen, und für Erwachsene,
die im Arbeitsleben stehen. Die Maßnahmen
für Erwachsene werden im Rahmen der
beruflichen Weiterbildung angeboten. Ziel
des integrierten Ausbildungsplans ist die Qua-
lifizierung Jugendlicher und Erwachsener,
um den Transfer technologischer Innovation
und angewandter Produktinnovationsfor-
schung zu fördern, der zur Einführung von
Ergänzungssystemen zwischen den Unter-
nehmen führen wird. 

Die wichtigsten Industriepole der Textil-
branche liegen in den Regionen Kampanien,
Emilia-Romagna, Apulien, Toskana, Umbrien
und Venetien.

Die Regionen führen ihre regionalen Maß-

nahmenpläne unter Einbindung der Unter-
nehmen, Sozialpartner, Schulen, Berufsbil-
dungseinrichtungen, Universitäten und For-
schungszentren durch.

Unter Leitung der Regionen können auch
begleitende Maßnahmen umgesetzt wer-
den, z. B.: Schaffung von Netzwerken zwi-
schen Ausbildungseinrichtungen und For-
schungszentren, Ausarbeitung von Hand-
büchern zur Beratung und Orientierung, Pro-
jekte zum Wechsel zwischen Schule und Ar-
beit (Lehrlingsausbildung und Praktika), Fest-
stellung des Ausbildungsbedarfs.

In der Schuhindustrie wurden bereits vor-
bereitende Maßnahmen für die Durchfüh-
rung des integrierten Ausbildungsplans ge-
troffen.

Die Untersuchung des Ausbildungsbedarfs
der Unternehmen und Industriestandorte ist
bereits erfolgt, und nach Rücksprache mit
den Ausbildungseinrichtungen und einigen

Bezugspersonen in den Unternehmen ver-
schiedener Industriepole wurden auch die
kritischen Berufsprofile ermittelt. 

Unter Berücksichtigung der Veränderun-
gen und des damit einhergehenden neuen
Kompetenzbedarfs wurde für jeden Pro-
duktionsbereich und für jedes ermittelte stra-
tegische Berufsprofil ein Kompetenzmodell
ausgearbeitet. Als neue Kompetenzen wer-
den fachliche, fachübergreifende und Grund-
kompetenzen verlangt.

Die an verschiedenen Standorten der Schuh-
industrie erzielten Ergebnisse werden mit
den Ergebnissen in der Textilbranche ver-
glichen. Auf dieser Grundlage sollen dann
allgemeine Leitlinien für die Planung neuer
Ausbildungsgänge festgelegt werden.

Weitere Informationen unter: www.istruzione.it

Quelle: Alessandra Pedone - ISFOL ReferNet Italien
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Integrierter Ausbildungsplan für die Textilbranche

Berufliche Erstausbildung

Die neuen Programme für die berufliche Bildung in Slo-
wenien setzen eine Reihe neuer Konzepte um. Vor allem
beinhalten sie kompetenzbasierte Lern- und Unterrichts-
methoden, wobei das Hauptziel darin besteht, das Poten-
zial der Schüler zu entwickeln und ihnen bei der Anwen-
dung ihres Wissens und ihrer Kompetenzen in der Praxis zu
helfen. 

Der modulare Aufbau der Programme ist ein weiteres
neues Element, wobei die Pflichtmodule sich auf transver-
sale Kompetenzen (unternehmerische Initiative, Kommuni-
kationsfähigkeit, Qualitätsbewusstsein) konzentrieren, wäh-
rend die Wahlfächer spezielle Kompetenzen in den einzel-
nen Fachgebieten vermitteln. 

Alle Programme sind Bestandteil des Nationalen Rahmens
für Bildungsprogramme, der einen ganzheitlichen Lernan-
satz favorisiert. Vorgegeben sind nicht mehr die zu absol-
vierenden Unterrichtszeiten, sondern die zu erreichenden
Lernziele. Jede Schule erstellt und verwendet ihren eigenen
Lehrplan, der sich sowohl am Nationalen Rahmen als auch

an der Arbeit ihrer eigenen Lehrer orientiert. Dabei geht
es darum, die durch den Nationalen Rahmen festgelegten
Zielsetzungen in der für eine bestimmte Schule bestmög-
lichen Weise umzusetzen. Die Evaluierung der dabei ge-
wonnenen  Erkenntnisse ist ein wichtiger Bestandteil dieser
Bemühungen. 

Für die Lehrer erbrachten die neuen Verfahrensweisen
mehr Teamwork, mehr Zusammenarbeit mit Kollegen, grö-
ßere gegenseitige Lerneffekte und mehr Selbstvertrauen.
Die erste Evaluierung belegt, dass das neue Konzept nach
Auffassung der Lehrer sinnvoll ist und die neuen Bildungs-
programme dem Lernen förderlicher sind. Im Folgenden ei-
nige typische Antworten aus den Umfragen zur Lehrerz-
ufriedenheit: 

„Dank dieses Programms haben die Schüler mehr Erfol-
ge zu verzeichnen, aber auch die Lehrer – was ihre per-
sönliche Fortentwicklung, ein besseres Verhältnis zu ihren
Schülern und eine Verbesserung ihres Unterrichts anbe-
langt.“

„Wir (Lehrer) fangen gerade erst mit der Zusammenarbeit
an. Bisher kam es nur selten und ungeplant zu Teamwork.
Ich bin nun motiviert, darüber nachzudenken, was Schüler
dieser Jahrgangsstufe wirklich brauchen. Früher habe ich
solche Entscheidungen den für die Lehrpläne verantwort-
lichen Institutionen überlassen, jetzt aber überprüfe ich mei-
nen eigenen Unterrichtsplan im Hinblick auf andere Fä-
cher und bestimmte Schüler. Auf diese Weise kann ich mei-
ne Unterrichtsziele präziser vorbereiten und sie mit denen
anderer Lehrer abstimmen.“

„Ich bin mit den Veränderungen zufrieden. Dieses Unter-
richtskonzept verbindet die verschiedenen Arten von Lern-
prozessen sehr viel enger und intensiver miteinander.“

Weitere Informationen: Slava Pevec Grm, M.A, Stellvertretende Direktorin, CPI - Zentrum für
Berufsbildung der Republik Slowenien, Ob železnici 16, 1000 Ljubljana, Slowenien, Tel. (386)
5864217, slava.pevec-grm@cpi.si 

Quelle: ReferNet Slowenien

SLOWENIEN 

Lehrer zeigen sich mit neuen Ansätzen im Bildungswesen zufrieden 
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Ende Februar 2006 veröffentlichte die bri-
tische Regierung das Weißbuch Further Edu-
cation: Raising Skills, Improving Life Chan-
ces („Weiterführende Bildung: Qualifika-
tionsniveaus anheben, Lebenschancen ver-
bessern“) (1). Sie reagierte damit auf den im
November 2005 veröffentlichten Bericht von
Sir Andrew Foster über die zukünftige Rol-
le weiterführender Bildungseinrichtungen
(siehe Cedefop Info 1/2006). Grundlagen
des Weißbuchs sind die jüngsten Reformen
der Sekundarstufe II, die Strategie für 14- bis
19-Jährige, die Skills Strategy (Strategie zur
Qualifikationsförderung, siehe Cedefop In-
fo 2/2005), das Programm „Success for All“
sowie die „Agenda for Change“ des Learning
and Skills Council (Rat für Bildung und Qua-
lifikationen).

Nur wenn das System der weiterführen-
den Bildung reformiert wird, kann es die
Grundprobleme der Ausbildung im heutigen
Wirtschaftsleben lösen. Zahlreiche Arbeit-
geber im Vereinigten Königreich berichten
über Schwierigkeiten bei der Suche nach an-
gemessen qualifizierten Mitarbeitern. Viele
Erwachsene verfügen nicht über grundle-
gende Lese-, Schreib- und Rechenfähigkei-
ten, und die Zahl der Jugendlichen mit einer
ISCED-Qualifikation der Stufe 3 ist im Ver-
einigten Königreich nach wie vor geringer
als in Frankreich und Deutschland. 

Das Weißbuch zeigt eine Reihe von Maß-
nahmen auf. Künftig haben 19- bis 25-
Jährige Anspruch auf kostenlose Bildung bis
zu ihrem ersten Abschluss der Stufe 3 (gegen-
wärtig liegt die obere Altersgrenze bei 19

Jahren). Damit erhalten diejenigen, die be-
reits mit 16 Jahren ohne Abschluss oder mit
nur geringen Qualifikationen die Schule ver-
lassen haben, eine zweite Chance, aner-
kannte Abschlüsse kostenlos nachzuholen.
Personen dieser Altersgruppe, deren Ein-
kommen unter einer bestimmten Grenze
liegt, können außerdem eine Ausbildungs-
förderung beantragen. Für Lernende, die ei-
ne Qualifikation der Bildungsstufe 3 in ei-
nem Sektor mit erheblichem Fachkräfte-
mangel anstreben, richtet der Staat Bil-
dungskonten ein. Diese Personen können
dann zwischen verschiedenen Ausbildern
wählen, deren Leistung vom Staat finanziert
wird. 

Die Ausbildungsanbieter stehen vor zwei
Hauptaufgaben: Sie müssen die von den Ar-
beitgebern benannten Qualifikationsdefizi-
te beheben und sich vorrangig um diejeni-
gen Lernenden bemühen, die am meisten
vom Erwerb neuer Qualifikationen profitie-
ren. Darüber hinaus sind Verbesserungen im
Bereich der Qualität erforderlich. Das Weiß-
buch stellt vier neue Programme vor, mit de-
nen weiterführenden Bildungseinrichtungen
das Anwerben guter Lehrkräfte ermöglicht
werden soll. Bildungsanbietern, die ihr An-
gebot nicht innerhalb einer angemessenen
Zeitspanne verbessern, wird die finanzielle
Unterstützung entzogen, wohingegen An-
bietern mit besonders guten Leistungen ein
höheres Maß an Autonomie eingeräumt wird. 

Auch die Arbeitgeber müssen viel stärker
in die Entwicklung neuer Qualifikationen und
Lehrgänge einbezogen werden. Ein Vorbild

hierfür sind die erfolgreichen Centres of Vo-
cational Excellence (2). Künftig werden auch
die National Skills Academies (Kompetenz-
akademien) mit Arbeitgebern und führen-
den beruflichen Bildungseinrichtungen zu-
sammenarbeiten, um auf nationaler Ebene
eine qualitativ hochwertige Ausbildung von
Fachkräften zu gewährleisten.

Der britische Gewerkschaftsdachverband
TUC begrüßte das Weißbuch, insbesondere
die stärkere Orientierung der weiterführen-
den Bildung an der Wirtschaft, die Aner-
kennung der Rolle der Gewerkschaften und
die Bereitschaft zum Dialog mit dem Minis-
terium für Bildung und Qualifikationserwerb
über die Schaffung eines gemeinsamen Bil-
dungsfonds. Ebenso begrüßt wurden die
neuen Bildungskonten, der Anspruch der 19-
bis 25-Jährigen auf einen Abschluss der Stu-
fe 3 sowie Maßnahmen, die Anliegen der
Women and Work Commission (Ausschuss
für Frauen und Arbeit) aufgreifen. 

Nach Meinung des TUC sind allerdings
verstärkte Bemühungen erforderlich, um zu
gewährleisten, dass die Arbeitgeber einen
Teil der Bildungskosten ihrer Mitarbeiter über-
nehmen und dass die gesellschaftspolitische
Rolle der weiterführenden Bildungseinrich-
tungen unangefochten bleibt. Die Gewerk-
schaften weisen auf das Lohngefälle gegen-
über vergleichbaren Berufen hin, das es weiter-
führenden Bildungseinrichtungen erschwert,
hoch qualifizierte Mitarbeiter zu gewinnen
und zu halten, und das die Ziele der Regie-
rung zu untergraben droht. Ferner verlan-
gen die Gewerkschaften ein Mitspracherecht

bei strukturellen Änderungen des Bildungs-
und Qualifikationssystems, um die Belange
der Arbeitnehmer und Lernenden jederzeit
vertreten zu können.

Das Chartered Management Institute be-
grüßte im Namen der Arbeitgeber, dass sich
das Weißbuch auf wirtschaftlich verwertba-
re Qualifikationen konzentriert und eine stär-
kere Einbeziehung der Arbeitgeber anmahnt,
äußerte jedoch auch die Befürchtung, dass
eine weitere Ausbildungsförderung für Ju-
gendliche auf Kosten der Qualifizierungs-
maßnahmen für Erwachsene erfolgen könn-
te. Die Institutssprecherin Petra Cook erklärte:
„Es ist enttäuschend, dass der neue Anspruch
auf kostenlose Bildung bis zu den A-Levels
nur für Personen bis einschließlich 25 Jahre
gilt. Obwohl achtzig Prozent der Personen,
die im Jahr 2015 erwerbsfähig sein werden,
bereits jetzt einer Beschäftigung nachgehen,
enthält das Weißbuch kaum Aussagen über
die Förderung von Weiter- und Neuqualifi-
zierungen.“

(1) Weiterführende Bildungseinrichtungen bieten Ausbildungsgänge,
Kurse und Bildungsabschlüsse für Personen ab 16 Jahre an.
(2) Von Arbeitgebern geführte Schulungseinrichtungen, die
Fachausbildungen in bestimmten Beschäftigungssektoren wie zum
Beispiel dem Baugewerbe anbieten.
Weitere Informationen: 
Online-Ausgabe des Weißbuches: www.dfes.gov.uk/publications/furthe-
reducation/

Quelle: ReferNet, Vereinigtes Königreich
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Weißbuch zur weiterführenden Bildung skizziert notwendige Reformen 

Bei ihrer Einführung vor gut anderthalb
Jahren noch als Warteschleife ohne Per-
spektive oder gar Lehrstellenkiller verdäch-
tigt, hat sich die Einstiegsqualifizierung Ju-
gendlicher (EQJ) inzwischen zum Erfolgs-
projekt gemausert. Das belegt der dritte
Zwischenbericht der Gesellschaft für Inno-
vationsforschung und Beratung (GIB), die
das Sonderprogramm im Auftrag der Bundes-
regierung wissenschaftlich begleitet. Dem-
nach erreicht das Programm nicht nur sein
Hauptziel, jungen Bewerbern mit erschwer-
ten Vermittlungsperspektiven zu einem Aus-
bildungsplatz zu verhelfen, sondern führt
auch zur Gewinnung neuer Ausbildungsbe-
triebe.

Dabei startete das Sonderprogramm im
Rahmen des Ausbildungspaktes zunächst
eher schwach. Zwar boten die Betriebe so-
gar erheblich mehr als die jährlich zuge-
sagten 25 000 Plätze für maximal einjähri-
ge Praktika an, deren Vergütung die öffent-
liche Hand mit 192 Euro pro Monat und Prak-
tikant sowie 102 Euro für die Sozialversi-
cherung der Jugendlichen subventioniert.
Doch die jungen Kandidaten übten sich in
Zurückhaltung. Im ersten Jahr konnten ge-
rade einmal 17 500 Plätze besetzt werden.
Inzwischen hat sich das Blatt gewendet.
Bis Ende Februar zählte die GIB bereits 23
500 Praktikanten, der Deutsche Industrie-
und Handelskammertag gab ihre Zahl Mit-
te April 2006 sogar mit 29 300 an.

Offenbar hat sich herumgesprochen, dass
Jugendliche, die eine Einstiegsqualifizierung
absolviert haben, deutlich bessere Chancen
auf eine Lehrstelle haben. Das GIB befrag-

te 1500 Lehrstellenbewerber, die Hälfte von
ihnen Teilnehmer des EQJ-Programms, zu ih-
rer beruflichen Entwicklung. Dabei stellte
sich heraus, dass von den EQJ-Teilnehmern
anschließend 61 % eine Ausbildung beka-
men, und zwar zu 90,4 % eine betriebliche.
Unter den anders oder gar nicht geförder-
ten Jugendlichen lag die Übergangsquote
um 40 % niedriger.

Positiv wirkt sich das EQJ-Programm der
Analyse zufolge auch auf das Ausbildungs-
verhalten der Betriebe aus. Von den 341
Unternehmen, die auf die GIB-Fragen ant-
worteten, bildeten 23 % vor ihrer Teilnah-
me an dem Programm gar nicht aus. Nach-
dem sie einen EQJ-Praktikanten im Betrieb
gehabt hatten, wandelte sich fast jeder drit-
te der ehemaligen Nichtausbilder zum Aus-
bildungsbetrieb. Diejenigen Unternehmen,
die zuvor schon ausbildeten, verhielten sich
unterschiedlich: Knapp 30 % reduzierten ih-
re Ausbildungsquote, 54 % erhöhten sie,
die übrigen ließen sie unverändert. Unter
dem Strich stieg die durchschnittliche Aus-
bildungsquote der schon zuvor ausbilden-
den Unternehmen innerhalb eines Jahres um
0,8 %, das bedeutet pro Betrieb mehr als ei-
ne Lehrstelle zusätzlich.

Quelle: BMAS/GIB/DIHT/Cedefop/sk
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Immer mehr Einsteiger trauen sich
EQJ-Programm entwickelt sich nach ersten Analysen zum Erfolgsprojekt für Lehr-
stellenbewerber und Betriebe

Da Zypern eine kleine, offene Volkswirt-
schaft mit begrenzten natürlichen Ressourcen
ist, sind die Humanressourcen ihr wichtigs-
ter Produktionsfaktor. Ihre Entwicklung ge-
nießt daher hohe Priorität. Die wichtigsten
politischen Prioritäten für Zypern sind ge-
mäß dem Nationalen Lissabon-Programm im
Bereich der allgemeinen und beruflichen Bil-
dung folgende:

Ständige Verbesserung des E-Learning
auf allen Bildungsebenen 

Das E-Learning wurde bereits im zyprio-
tischen Bildungssystem eingeführt, doch wer-
den derzeit noch intensivere Bemühungen
zur Ausweitung des Angebots unternom-
men, die aus dem Europäischen Sozialfonds
kofinanziert werden. Der Erwerb des Zeug-
nisses über den Europäischen Computer-
führerschein (ECDL) wird nun sowohl bei
Lehrern wie bei Schülern gefördert. Für Se-
kundarschullehrer gehören die ersten vier
Kernmodule künftig zum Pflichtprogramm;
weitere Module können wahlweise belegt
werden. Ziel ist, dass bis 2007 65 % aller Se-
kundarschullehrer die Pflichtmodule absol-
viert haben. Für Schüler wird Informations-
technologie in der Sekundarstufe I zum Pflicht-
fach, wobei die Lehrpläne auf die ECDL-Prü-
fungen abgestimmt sind. Ab Beginn des
Schuljahrs 2006-2007 werden die IKT-Kom-
petenzen der Schüler der dritten Klasse in
der Sekundarstufe I (Alterstufe: 15 Jahre) ge-
mäß dem ECDL zertifiziert. 

Verbesserung der Möglichkeiten für ein
Universitätstudium   

Die Eröffnung der Offenen Universität Zy-
pern (Open University of Cyprus) bis Sep-
tember 2006 und der Technischen Univer-
sität Zypern (Technological University of Cy-
prus) bis September 2007 sowie die Grün-
dung neuer Fachbereiche an der Universität

Zypern werden die Chancen zur Absolvie-
rung eines Universitätsstudiums erheblich
verbessern. Außerdem wurde mit Inkraft-
treten der entsprechenden gesetzlichen Rah-
menvorschriften im Juli 2005 die Möglich-
keit zur Gründung privater Universitäten ge-
schaffen.

Maßnahmen für eine bessere Abstim-
mung zwischen Qualifikationen und Ar-
beitsmarkt 

Der Europäische Sozialfonds wird Maß-
nahmen zur Verbesserung der Qualität, At-
traktivität und Organisation der fachbezo-
genen und beruflichen Sekundarschulbil-
dung sowie zur Modernisierung des Lehr-
lingsausbildungssystems kofinanzieren. Au-
ßerdem wird der Fonds Programme für Er-
werbslose, nicht erwerbstätige Frauen und
Schulabgänger fördern. Darüber hinaus wer-
den zwei neue Systeme eingeführt: ein
Bewertungs- und Zertifizierungssystem für
Ausbildungsanbieter und – in zwei Phasen
(2006-2013) – ein berufliches Qualifika-
tionssystem für eine breite Vielfalt von Be-
rufen. 

Entwicklung einer umfassenden Strate-
gie für das lebenslange Lernen 

Die Erarbeitung einer umfassenden Stra-
tegie für das lebenslange Lernen bis Ende
2006 wird geeignete Maßnahmen für die
Abstimmung zwischen Erstausbildung und
ständiger Weiterbildung bereitstellen. Zum
ersten Mal werden die Qualifikationsstan-
dards kompetenzbasiert sein. 

Weitere Informationen:
Yiannis Mourouzides, Research and Planning Directorate
Human Resource Development Authority (HRDA), Nicosia. 
Tel. (357) 22 39 03 67, y.mourouzides@hrdauth.org.cy
www.refernet.org.cy

Quelle: HRDA/ReferNet Zypern
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Mehr Zugangsmöglichkeiten zu IKT-
Kompetenzen und tertiären Bildungs-
abschlüssen 
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Lebenslanges Lernen

Im April 2006 wurde eine neue nationa-
le Behörde geschaffen, die Behörde für die
Verbesserung der Qualität im Bereich des le-
benslangen Lernens (Quality Improvement
Agency for Lifelong Learning, QIA). Ihre Auf-
gabe ist es, die Kampagne zur Qualitätsver-
besserung voranzutreiben. Das heißt, die Teil-
nahme an allgemeinen und beruflichen Weiter-
bildungsmaßnahmen zu erhöhen und die
Standards und Leistungen in diesem Bereich
zu verbessern. Die damalige Ministerin für
Bildung und Qualifikationen erklärte dazu:
„Fortgesetzte Aktivitäten zur Verbesserung
der Qualität in diesem Sektor sind von we-
sentlicher Bedeutung, wenn wir den Be-
dürfnissen von Lernenden und Arbeitgebern
Rechnung tragen und die wirtschaftliche
Wettbewerbsfähigkeit des Vereinigten Kö-
nigreichs in den kommenden Jahren sicher-
stellen wollen.“

Die QIA bietet Rat und Unterstützung, um
Colleges und Ausbildungsanbietern bei
der Bereitstellung qualitativ hochwertiger all-
gemeiner und beruflicher Bildungsprogram-
me zu helfen. Sie arbeitet außerdem mit ei-
ner Reihe von Organisationen wie dem Netz-

werk Skills for Business („Kompetenzen für
die Wirtschaft“) zusammen, um eine neue
nationale Strategie zur Qualitätsverbesse-
rung (Quality Improvement Strategy, QIS) für
die Weiterbildung zu entwickeln. Diese soll
die Ausbildung fachlich hoch qualifizierter
Arbeitskräfte fördern, Informationen über
das Leistungsniveau von Ausbildungsanbie-
tern veröffentlichen, um Verbesserungen
voranzutreiben und Lernenden und Arbeit-
gebern wohlfundierte Entscheidungen zu
ermöglichen, sowie Nachweise über Qua-
lität und Standards bereitstellen. 

Die QIA baut auf den Grundsätzen und
der strategischen Arbeit der Behörde für Bil-
dung- und Qualifikationserwerb (Learning
and Skills Development Agency, LSDA) auf,
deren Forschungs-, Ausbildungs- und Bera-
tungstätigkeit unter der Ägide des Netzwerks
für Lernen und Kompetenzen (Learning and
Skills Network, LSN) www.lsneducation.org.uk/,
fortgeführt wird, einer privaten Organisation
mit gemeinnützigem Status. 

Die QIA ist eine NDPD (1) mit einem durch
die Minister der Regierung ernannten Vor-
stand. Sie ist nun Alleinauftraggeberin für

alle Dienstleistungen, Produkte und Quali-
tätsverbesserungsprogramme im Bereich Ler-
nen und Qualifikationen. Außerdem werden
derzeit viele Programme zur Verbesserung
der Erwachsenenbildung der Verantwortung
der QIA unterstellt. Die QIA wird mit dem
Rat für Bildung und Qualifikationen (Lear-
ning and Skills Council), der sich auf die Qua-
litätssicherung konzentrieren wird, und mit
der Aufsichtsbehörde für Erwachsenenbil-
dung (Adult Learning Inspectorate) zu-
sammenarbeiten, deren Hauptaufgabe die
Qualitätsbeurteilung sein wird. Dies wird Grö-
ßenvorteile erbringen und mehr Kohärenz
bei der Planung und Durchführung von Qua-
litätsverbesserungsprogrammen ermöglichen.

Im ersten Jahr (2006-2007) wird die QIA
folgende Dienstleistungen anbieten: 
ñ einen Beratungsservice, der auch eine
Abteilung für „Soforthilfe“ umfassen wird,
die sich für hervorragende Qualität enga-
giert 
ñ Qualitätsrahmenvorgaben zur Verbesse-
rung von Anbietern und Dienstleistungen 
ñ „Train to Gain“, ein Programm zur Unter-
stützung von Colleges und Ausbildungsan-

bietern, um diesen eine effiziente Zu-
sammenarbeit mit den Arbeitgebern zu er-
möglichen 
ñ Eine Website zum neuesten Stand des
Fachgebiets (the learning exchange), welche
Anbietern allgemeiner und beruflicher Bil-
dungsmaßnahmen beim Austausch emp-
fehlenswerter Verfahrensweisen helfen soll:
http://learningexchange.qia.org.uk/

Exzellenz- und Innovationsprogramme wie
Beacons and STARs (Auszeichnungen für her-
ausragende Leistungen im Bereich der all-
gemeinen und beruflichen Fortbildung), die
Förderung von Schlüsselkompetenzen, Qua-
litätsprogramme für die Ausbildung von
jugendlichen Straftätern und das Förder-
programm für die berufliche Bildung von 14-
bis 19-Jährigen werden künftig ebenfalls von
der QIA in Auftrag gegeben werden.

(1) NDPD: „Executive Non-Departmental Public Body“ – öffentlich-
rechtliche Körperschaft, die bestimmte öffentliche Dienstleistungen
erbringt und nicht der Weisungsbefugnis von Ministern unterliegt. 
Weitere Informationen: QIA Media Office über
Media.enquiry@gia.gsi.gov.uk, oder per Telefon unter 
(44-5511) 43 77 65

Quelle: ReferNet Vereinigtes Königreich

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Neue Behörde befasst sich mit der Qualität der Ausbildung nach dem 16. Lebensjahr 

Berufsberatung

Chances - Der Aufbau eines Berufsberatungsdienstes,
mit dem der Ausgrenzung junger Menschen entgegenge-
wirkt werden soll, erfolgt im Rahmen eines dreijährigen Pro-
jekts (ESF/EQUAL), das vom finnischen Zentralamt für Unter-
richtswesen koordiniert und in enger Zusammenarbeit mit
den Partnerorganisationen umgesetzt wird: dem Institut für
Bildungsforschung und der Abteilung Lehrkräfteausbildung
der Universität Jyväskylä, dem Berufsbildungsinstitut Jyväs-
kylä und der Universität Joensuu.

Grundlage des Projekts ist die zunehmende Interaktion
zwischen verschiedenen Ebenen (persönlich, organisatorisch,
institutionell, lokal, regional, national und europäisch), die
zu einer systemischen Veränderung der Art und Weise füh-
ren soll, in der Beratungsdienste für gefährdete Jugendliche
erbracht werden – d. h. Jugendliche außerhalb des forma-
len Bildungssystems oder durch soziale Ausgrenzung be-
drohte Jugendliche, Lernende mit besonderen Erfordernis-
sen und ethnische Minderheiten. Das Projekt zielt darauf ab,
sektorübergreifende Beratungsdienste anzubieten und In-
strumente zu schaffen, die der Ausgrenzung Jugendlicher
aus dem Arbeitsmarkt entgegenwirken. Außerdem sollen
in diesem Projekt neue Ausbildungsmodelle und gute prak-
tische Lösungen entwickelt werden, die sich national an-
wenden lassen und international für ein breiteres Publikum
von Interesse sind. 

Das Projekt Chances fördert das Erkennen und Ver-
stehen individueller Erfordernisse aus einer geschlech-
ter- und kulturspezifischen Perspektive. Dabei soll die Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Forschung, Ausbildung,
Entwicklung und Experiment zur Entwicklung der the-
matischen Inhalte, Modelle und guten praktischen Lö-
sungen die Qualität der Beratung verbessern und die Kom-

petenz der Berater ausbauen. Hauptzielgruppen des Pro-
jekts sind die Mitarbeiter von Bildungseinrichtungen
und die Fachleute in den verschiedenen Verwaltungsbe-
reichen, in den Unternehmen und in der Industrie. Die
wichtigsten Ergebnisse des Projekts Chances sind u. a.
zwei Veröffentlichungen, Forschungsberichte, Seminare
und Ausbildungsprogramme sowie Beratungsmetho-
den, -modelle und -instrumente. 

Choices: Zusammenarbeit zwischen den europäischen
EQUAL-Projekten

Im Rahmen der Partnerschaft Choices kooperiert das fin-
nische Projekt Chances mit dänischen, italienischen und spa-
nischen Projekten, die über das Programm EQUAL finanziert
werden. Choices-Partner tauschen ihre Fachkenntnisse im
Bereich der multikulturellen und geschlechterspezifischen
Beratung aus. Außerdem sollen in der Partnerschaft Me-
thoden für die Beratung ausgrenzungsgefährdeter Jugend-
licher und für die Förderung der Gleichstellung zwischen
Männern und Frauen im Arbeitsmarkt entwickelt werden.
Koordiniert wird die europäische Choices-Kooperation von
der finnischen Bildungsbehörde. 

Die Choices-Kooperation hat folgende Ziele: 
ñ Ermittlung von Unterschieden und Ähnlichkeiten in der
Stellung jugendlicher Minderheiten im Arbeitsmarkt der be-
teiligten Länder, 
ñ Vergleich und Analyse der Beratungsmethoden für Grup-
pen mit speziellen Bedürfnissen, 
ñ Entwicklung von Beratungsmethoden, mit denen Jun-
gen und Mädchen zu einer Berufswahl ermutigt werden
können, die nicht der herkömmlichen geschlechterspezifi-
schen Aufteilung folgt, und 

ñ regionale Verbreitung der Erfahrungen und Ergebnisse
aus der transnationalen Zusammenarbeit. 

Zu den konkreten Ergebnissen der europäischen Choices-
Kooperation zählen Forschungsberichte, Leitfäden für gute
praktische Lösungen, Newsletter, Expertentreffen und ein
thematisches Seminar zur Verbreitung der Ergebnisse.

Weitere Informationen zum Projekt Chances und zur Kooperation Choices erhalten Sie bei: 
Herrn Mika Launikari, Finnisches Zentralamt für Unterrichtswesen, Tel. (358-9) 7747 7289
E-Mail: mika.launikari@oph.fi
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Beratungsdienste zur Vermeidung von Ausgrenzung 

Kurz notiert

Anfang 2006 startete das Institut für Bildungsinforma-
tionen eine Pilotfassung des EDU.CZ-Portals (www.edu.cz)
mit Informationen über das tschechische Schulsystem. Das
vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport geneh-
migte Portal ist Teil der internationalen Initiative European
Schoolnet (www.eun.org), die europäische Länder mit dem
Ziel zusammenbringt, Lehr- und Lernmethoden auf der
Grundlage von Informations- und Kommunikationstech-
nologien zu entwickeln. Das Schulenportal bietet Infor-
mationen vorwiegend auf Tschechisch, einige grundle-

gende Informationen werden auch auf Englisch zur Ver-
fügung gestellt. 

Das neue Schulenportal bietet zuverlässige Informatio-
nen über Schule und Bildung sowie eine Reihe von nütz-
lichen Links zu anderen Informationsquellen im Internet. Die
Informationen sind nach Zielgruppen unterteilt: Grund- und
Sekundarschüler, Studenten, Lehr- und Schulpersonal, Schul-
leiter, Eltern, Wissenschaftler, öffentliche Verwaltung sowie
Medien. So finden beispielsweise Schulleiter verschiedene
Erlasse und Verordnungen für den Schulbereich, Eltern und

Schüler hingegen werden sich für das Schulenverzeichnis
interessieren. Die Benutzer des Portals können sich ferner
an Diskussionen zu verschiedenen Themen beteiligen.

In den nächsten Monaten werden neue Funktionen hin-
zukommen, insbesondere im Bereich Kommunikation. Das
Portal wird im September voll betriebsbereit sein, und im
Herbst wird mit den Arbeiten im Bereich Lernen begonnen.

Weitere Informationen: Tschechisches Institut für Bildungsinformationen (UIV): www.uiv.cz

Quelle: UIV/Jitka Pilbauerov,ápilbauer@uiv.cz

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

Schulenportal für ein breites Zielpublikum 

Der Fachverstand für die Untersuchung und Entwick-
lung der Beratungsdienste im Chances-Konsortium wird
von den Partnerorganisationen mit ihren Unterprojekten
eingebracht: 
ñ Institut für Bildungsforschung: Bereitstellung von Bera-
tungsdiensten in einer vernetzten und berufsübergreifen-
den Kooperation zur Unterstützung von durch soziale Aus-
grenzung gefährdeten Lernenden;
ñ Abteilung Lehrkräfteausbildung: Berufsübergreifende
Zusammenarbeit zur Förderung der Integration von Im-
migranten in das Arbeitsleben; 
ñ Berufsbildungsinstitut Jyväskylä: Entwicklung einer Be-
rufsberatung für Jugendliche mit besonderen Bedürfnis-
sen;
ñ Universität Joensuu: Erlernen von Partnerschaft in Be-
ratungsprozessen unter Berücksichtigung geschlechter-
spezifischer Aspekte.

Finnland führt in der zweiten Jahreshälfte 2006 den Vorsitz im Rat der Europäischen Union. Informationen sind von der Website des Ratsvorsitzes in englischer und
französischer Sprache abrufbar: http://www.eu2006.fi (EN), http://www.ue2006.fi (FR)
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Im November 2005 verabschiedete die estnische Regie-
rung die Strategie für Lebenslanges Lernen 2005-2008. Die-
se Strategie war ursprünglich auf der Basis von Vorschlägen
einer Sachverständigengruppe unter der Schirmherrschaft
des Bildungsministers formuliert worden und enthält eben-
falls Beiträge vom Rat für Erwachsenenbildung, von ande-
ren Ministerien und von den Sozialpartnern. 

Kerngedanke der estnischen Strategie ist, dass der Lern-
prozess nicht mit Abschluss der Schule endet, sondern das
ganze Leben hindurch fortdauert. Die Strategie konzen-
triert sich auf den Erwerb von Bildungsinhalten, die über
die formale Bildung hinausgehen. Hierzu sollen Bil-
dungsangebote für Erwachsene entwickelt und Lösungen
zur Beseitigung von Problemen und Engpässen im Bereich
der allgemeinen und beruflichen Bildung angeboten wer-
den.

Zur Verbesserung der Bildungsmöglichkeiten für Er-
wachsene legt die Strategie entsprechende Ziele, Richtwer-
te und Indikatoren fest. Ein solcher Indikator ist die Bereit-
stellung von Bildungsangeboten. Laut der Eurostat-Ar-
beitsmarktstudie 2005 nehmen 5,9 % der estnischen Be-
völkerung zwischen 25 und 64 Jahren an Bildungsmaß-
nahmen teil, während der Durchschnittswert für die 25 Mit-

gliedstaaten bei 10,8 % liegt. Besonders hoch ist der Anteil
in den benachbarten skandinavischen Ländern: 24,8 % in
Finnland, 34,7 % in Schweden und 27,6 % in Dänemark.
Estland hat sich das Ziel gesetzt, den Anteil der Erwachse-
nen, die am lebenslangen Lernen teilnehmen, bis 2008 auf
10 % zu erhöhen. 

Neben dem allgemeinen Ziel – die Möglichkeiten für und
die Motivation von Erwachsenen zur Teilnahme am lebens-
langen Lernen zu verbessern – beinhaltet die Strategie fol-
gende weitere Ziele:
ñ Bereitstellung flexibler Angebote für lebenslanges Ler-
nen für alle Erwachsenen, einschließlich für Menschen mit
speziellen Bedürfnissen;
ñ Einrichtung eines transparenten Finanzierungssystems;
ñ Bereitstellung von Angeboten für Nicht-Esten zum Er-
lernen sowohl der estnischen Sprache als auch ihrer Mut-
tersprache;
ñ Entwicklung und Umsetzung eines Qualitätssicherungs-
systems für die Erwachsenenbildung;
ñ Einrichtung einer Datenbank für Lern- und Bildungsan-
gebote für Erwachsene;
ñ Entwicklung eines Berufsqualifikationssystems für Ar-
beitnehmer;

ñ Ausarbeitung eines Instruments für die Bewertung und
Anerkennung früherer Lern- und Arbeitserfahrungen.

Betrachtet man die aktuelle Situation im Hinblick auf die
in der Strategie gesetzten Ziele, hat Estland sicherlich
noch einen weiten Weg vor sich; dennoch konnten durch
die Strategie bereits Ergebnisse erzielt werden. Es wurde viel
getan, um vielfältige und flexible Bildungsmöglichkeiten für
Erwachsene anzubieten. Außerdem wurde bereits mit der
Umsetzung bestimmter Aktivitäten begonnen, wie der An-
erkennung früherer Lernerfahrungen und der Entwicklung
eines Berufsqualifikationssystems, mit zusätzlicher Finan-
zierung durch den Europäischen Sozialfonds (ESF). Derzeit
werden Schritte ergriffen zur Einrichtung eines transparen-
ten Finanzierungssystems und zur Sicherung der Qualität
der Erwachsenenbildung. Je mehr Esten die angebotenen
Möglichkeiten in Anspruch nehmen, desto höher sind die
Chancen des Landes, die im Hinblick auf lebenslanges Ler-
nen gesteckten Ziele zu erreichen. 

Quelle: Anita Orav, Estnische Nationale Beobachtungsstelle, Stiftung für die Entwicklung des
lebenslangen Lernens (Innove)
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Regierung legt Ziele für lebenslanges Lernen fest

Ein Konsortium aus elf Einrichtungen hat unter Aufsicht
des Ministeriums für Beschäftigung und Arbeit mit der Um-
setzung des Projekts Entwicklung und Anwendung ak-
tueller Methoden der Erwachsenenbildung begonnen. Als
eine Maßnahme des operationellen Programms zur Ent-
wicklung der Humanressourcen (HRD OP) befasst sich die-
ses Projekt im Rahmen des nationalen Entwicklungsplans
mit der Umsetzung von Programmen zur Modernisierung
der Erwachsenenbildung und zur Schaffung besserer Mög-
lichkeiten für das lebenslange Lernen. Die Laufzeit des Pro-
jekts beträgt zweieinhalb Jahre. 

Federführend im Konsortium ist das Nationale Institut für
die Erwachsenenbildung (Nemzeti Felnöttképzési Intézet, NFI).
Zu den Mitgliedern gehören der öffentliche Arbeitsvermitt-
lungsdienst (ÁFSZ) und die neun regionalen Zentren für be-
rufliche Bildung, die Anfang der neunziger Jahre vom Mi-
nisterium für Arbeit gegründet und als Erwachsenenbil-
dungseinrichtungen finanziert worden sind.

Das Programm ist in drei Hauptbereiche gegliedert:

Entwicklung von Programmen und Lehrmaterial
Darunter fallen sich ergänzende Programme aus den

Bereichen Beurteilung der Vorbildung, allgemein bilden-
der Förderunterricht, berufliche Orientierung und Um-
orientierung, Arbeitsplatzsuche und psychische Gesund-
heit sowie reine Lernprogramme und das Lehrmaterial.
Umgesetzt werden diese Programme alle in derselben
Weise, nämlich über das Netz der regionalen Zentren für
die berufliche Bildung.

In diesem Zusammenhang werden Ausbildungsprogramme
für berufliche Qualifikationen entwickelt, die auf dem Ar-
beitsmarkt gefragt sind. Für die besonderen Erfordernisse
der Erwachsenenbildung werden voraussichtlich mehr als
200 modulare Pakete mit Lehrmaterial entwickelt (darunter
25 für das E-Learning). Die Ausbildungsprogramme und das
Materialsystem werden geprüft, korrigiert, verbessert und
weiter ausgearbeitet, teilweise in experimentellen Pilot-
gruppen erprobt und kontrolliert und nach den erforder-
lichen Korrekturen verbreitet.

Schulung der Lehrkräfte: ein Fortbildungsmodell
Eine Vorbedingung für die Anwendung aktueller Ausbil-

dungsprogramme ist, dass Lehrer und Ausbilder zu ihrer
Nutzung befähigt sind. Deshalb muss die Lehrerausbildung
neue Bestandteile einschließen.  Das Hauptgewicht der Ent-
wicklung liegt auf der Ausarbeitung und Piloterprobung ei-
ner eigenständigen Fortbildung für Lehrer und Ausbilder,
die außerhalb des Schulsystems in der Erwachsenenbildung
tätig sind.

Inhalte des Fortbildungsprogramms sind hauptsächlich
die Richtlinien der Europäischen Union zur Erwachsenen-
bildung, ihre Anpassung an die Verhältnisse der verschie-
denen Mitgliedstaaten sowie theoretische und praktische
Kenntnisse in der Entwicklung von Lehrprogrammen und
-material.

Bereitstellung eines Informationssystems 
Mit diesem Programmbestandteil soll Folgendes erreicht

werden: Förderung der Beschäftigung, erhöhte Kosteneffi-
zienz der Fortbildung, besserer Zugriff auf Informationen
zur Erwachsenenbildung, Ausbau des Fernunterrichts und
Entwicklung der Infrastruktur. 

Aktuelle Informationen und Funktionen für die Suche
nach Anbietern, Programmen und Teilnehmerquoten ste-
hen allen Akteuren der Erwachsenenbildung zur Verfügung,
wobei die Zugriffsrechte in verschiedenen Stufen vergeben
werden.

Die Datenbank, die im Rahmen des Programms entwi-
ckelt wird, enthält folgende Informationen:
ñ ein Verzeichnis der Einrichtungen für die Erwachsenen-
bildung, 
ñ Informationen zu den verfügbaren Ausbildungspro-
grammen und -kursen, 
ñ Informationen zum Ablauf der Ausbildung (auf Grund-
lage des nationalen Programms für die Erhebung statisti-
scher Daten Országos statisztikai adatgyıütési program, OSAP),
und 
ñ verschiedene Dienste für potenzielle Nutzer. 

Quelle: Nationales Institut für die Erwachsenenbildung Nemzeti
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Konsortium fördert vorrangig aktuelle Methoden der Erwachsenenbildung 

Im Rahmen des grenzübergreifenden Projekts „Interreg III“
haben die Regionen Wallonien und Champagne-Ardenne
am 8. Juni in Lessive ein Seminar zum Thema „kooperatives
Arbeiten“ veranstaltet. 

Auf dieser Veranstaltung stellten die Mitarbeiter des Work-
shops für kooperative Fernarbeit, alle Praktikanten diverser
Organsationen (FOREM Charleroi, GRETA Ardennes und AF-
PA Champagne-Ardenne), einem Publikum aus potenziellen
Arbeitgebern, Fernlehre-Spezialisten, Ausbildern usw. die Er-
gebnisse und Methoden ihrer Arbeit vor. In einer 16-seitigen
Broschüre sind die Hauptergebnisse einer Befragung von
Unternehmen beiderseits der Grenze zum Thema „koope-
ratives Arbeiten in Unternehmen“ zusammengefasst. 

Abschließend wurde jedem Beteiligten ein Europass-Mo-
bilität verliehen. Dies ist ein neuartiges europäisches Zerti-
fikat, in dem Kompetenzen und Qualifikationen in ver-
ständlicher und standardisierter Form erfasst werden und
das in nicht weniger als 32 europäischen Ländern (den EU-
Mitgliedstaaten, den EWR-Ländern und den EU-Beitritts-
kandidaten) anerkannt wird und zur Förderung der Mobi-
lität beitragen soll.

Das FOREM ist damit die erste Stelle der Region Wallo-
nien, die den Europass-Mobilität verleiht. 

Weitere Informationen: www.europass.cedefop.europa.eu 
Kontakt: andree.hougardy@forem.be und marianne.hennaut@forem.be

Quelle: Sigrid Dieu, ReferNet Belgien
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Europass-Mobilität: eine Premiere beim FOREM
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Spezielle Zielgruppen

Menschen, die mit Jugendlichen (von 15 bis 19 Jahren)
arbeiten, insbesondere mit benachteiligten Jugendlichen
oder mit Jugendlichen, die negative Schulerfahrungen ge-
macht haben, merken, dass in Bildung und Ausbildung al-
ternative Ansätze gefragt sind. Außerdem müssen die Stär-
ken der Jugendlichen erkannt und sodann als Grundlage für
die Entwicklung einer positiven Lehr- und Lernmethode ver-
wendet werden. 

Das Projekt Sabien (1) ist eine länderübergreifende Part-
nerschaft, in der Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen
aus sieben europäischen Ländern vertreten sind. Sabien för-
dert die Schaffung neuer Ausbildungseinheiten, mit de-
nen eine Verbindung zwischen grundlegenden sozialen Fä-
higkeiten und unternehmerischen Kompetenzen für Ju-
gendliche hergestellt wird, die eine Lehre, ein reformpäda-
gogisches Programm oder eine Berufsausbildung absolvie-
ren. Bei der Förderung von Jugendlichen und der Entwick-
lung ihrer sozialen und unternehmerischen (zwischen-
menschlichen) Fähigkeiten verfolgt SABIEN das Ziel, die Qua-
lität und Relevanz der Unterrichtsmaterialien und Ausbil-
dungsmethoden für einen auf soziale Aspekte ausgerichte-
ten Unterricht zu untersuchen.  

Ziele der Ausbildungseinheiten
Das Hauptziel besteht in der Entwicklung neuer Unter-

richtsmaterialien oder in der Aktualisierung der vorhande-
nen Materialien für Jugendliche, die an reformpädagogi-
schen Programmen teilnehmen. Sieben Themen, nämlich
aktive Staatsbürgerschaft, Kommunikation, kulturelle Sen-
sibilisierung, Umwelt, Gesundheit, Arbeitsmarkt und Grund-
kompetenzen, werden in den Einheiten über Sozial-, Ge-
meinschafts- und Grundkompetenzen zur Steigerung der

persönlichen Kreativität in Verbindung mit Unternehmer-
geist behandelt, wodurch die Motivation und das Selbst-
wertgefühl der Jugendlichen erhöht werden. Die Einhei-
ten wurden entworfen, um die Jugendlichen dazu zu brin-
gen, mehr Eigenverantwortung zu übernehmen und mehr
Kreativität unter Beweis zu stellen, indem sie ihre persön-
lichen unternehmerischen Fähigkeiten verbessern.

Die Ausbildungseinheiten sollen interaktiver gestaltet sein
als viele derzeitige Ausbildungsmaterialien. Ferner bieten
die Einheiten den Jugendlichen die Möglichkeit, ihre grund-
legenden IKT-Kompetenzen anzuwenden und einzusetzen,
indem die wirkungsvolle Verwendung der IKT-Mittel in
den Ausbildungsmaterialien optimiert wird. Frühere euro-
päische Studien und Projekte haben ergeben, dass Jugend-
liche auf kreative Lernsituationen angemessen reagieren,
und dass Computer und Software noch nicht in dem Maße
genutzt wurden, dass sie zu einem innovativen oder moti-
vierenden Lernmedium geworden sind.

Länderübergreifende Partnerschaft
Die Projektpartner – Belgien, Deutschland, Griechenland,

Nordirland, Österreich, Polen und Portugal – bringen ihre
unterschiedlichen Erfahrungen bei der Zusammenarbeit mit
Jugendlichen im Alter von 15 bis 20 Jahren ein, die sich meis-
tens von den herkömmlichen oder vorherrschenden Lehr-
plänen gelöst oder befreit haben. 

Zu Beginn legten die Partner drei wesentliche Abschnit-
te für ihre Tätigkeit fest:
ñ Ermittlung des Kompetenzbedarfs: Bestimmung der
Schlüsselkompetenzen und inhaltlich relevanten Themen für
eine Ausbildungseinheit,
ñ Entwicklung eines auf die Sozial-, Gemeinschafts- und

Grundkompetenzen ausgerichteten Pakets von Ausbil-
dungseinheiten,
ñ Pilotprojekt und Evaluierung der Ausbildungseinheiten
mit Jugendlichen und Ausbildern/Projektverantwortlichen.

Die Ergebnisse der ersten beiden Tätigkeitsabschnitte wer-
den nachstehend vorgestellt. 

Ermittlung des Kompetenzbedarfs:
In den sieben Partnerländern wurden die notwendigen

Kompetenzen ermittelt, und zwar nicht nur mit den Aus-
bildern und Verantwortlichen, die mit Jugendlichen arbei-
ten, sondern auch mit den Jugendlichen selbst. Der auf Kom-
petenzen basierende Ansatz unter Einbeziehung der Ju-
gendlichen wurde aufbauend auf den Ergebnissen eines frü-
heren europäischen Projekts (2) entwickelt, bei dem ein „un-
ternehmerisches Profil“ beschrieben wurde, das auf dem
Grundsatz beruht, dass Selbststeuerung und Kreativität die
grundlegenden Voraussetzungen für Unternehmergeist sind.

(1) Projekt SABIEN (Successful Apprenticeship Building on ICT and Entrepreneurial Needs)
kofinanziert durch das europäische Programm Leonardo da Vinci
(2) Projekt MEET/STEP (konfinanziert durch das Programm EQUAL)
Weitere @Informationen: www.sabien.org
Ansprechpartner bei Syntra: 
Bart Meysmans Stellvertretender Direktor Syntra Flandern
bart.meysmans@syntravlaanderen.be
Ben Bruyndonckx Projektkoordinator Syntra Flandern
ben.bruyndonckx@syntravlaanderen.be

Quelle: Syntra Vlaanderen 
www.syntra.be

In den letzten beiden Jahren führte die Organisation für
berufliche Bildung und Ausbildung (OEEK) in Zusammenar-
beit mit den Ministerien für Bildung und Justiz ein Programm
zur Erleichterung der Wiedereingliederung junger Straftäter
durch. Zwei Institute für Berufsausbildung (IEK), die beide
Absolventen der Sekundarstufe I bis zum ISCED-Niveau 3
ausbilden, waren in den vergangenen achtzehn Monaten
in Justizvollzugsanstalten tätig – in der Jugendstrafanstalt
Avlona und in der Frauenabteilung des Korydallos-Ge-
fängnisses. In beiden Fällen war das Echo bei den Strafge-
fangenen zufriedenstellend und bewies, dass Menschen am
Rande der Gesellschaft den Wunsch haben, sich wieder in
die Gesellschaft einzugliedern. 

Der betreffende Ministerialbeschluss, der im Juli 2005 ver-
kündet wurde, war das Ergebnis einer Kooperation zwischen
der OEEK und den Ministerien. Angeboten werden Ausbil-
dungsgänge zur „Gehilfin für Konfektionsfertigung“ (IEK Ko-
rydallos) und zum „Hilfskoch“ (IEK Avlona). Es wurde be-
schlossen, dass die für jeden Auszubildenden anfallenden
Gebühren, die sich auf 150 Euro pro Semester belaufen,
vom Justizministerium beglichen werden.

Der Ausbildungsgang in Avlona begann im Herbstse-
mester 2005 mit zwölf Auszubildenden, die insgesamt 224
Ausbildungsstunden zu absolvieren hatten. 54 % der Aus-
bildung fand in einer Lehrwerkstatt statt, der Rest bestand
in theoretischem Unterricht im Klassenzimmer. Letzterer um-
fasste die Fächer Lebensmittelqualität, Grundlagen der Tou-
rismusgesetzgebung, Gesundheits- und Sicherheitskunde
sowie technische Einrichtungen. Außerdem erhielten die
Auszubildenden Unterricht in praktischer Arithmetik und
Computer-Nutzung. Während des ersten Semesters, das im
Februar 2006 endete, wurden sie von sechs Ausbildern be-
treut. Von den anfänglich zwölf Auszubildenden sind im
zweiten Semester noch sechs übrig geblieben; die ande-
ren wurden entweder aus der Haft entlassen oder hatten im
ersten Semester nicht die erforderliche Zahl von Ausbil-
dungsstunden absolviert. Im zweiten Semester ist mehr Zeit
für die praktische Ausbildung in der Lehrwerkstatt vorge-
sehen (60 %) als im ersten Semester. Der theoretische Unter-
richt umfasst Grundlagen des Hotelmanagements und der
Kalkulation und Buchführung sowie Vorratshaltung. Auch
der Mathematikunterricht und die Computerschulungen

werden im zweiten Semester fortgesetzt. Im Ausbildungs-
gang „Gehilfin für Konfektionsfertigung“ im Korydallos-Ge-
fängnis liegt der Schwerpunkt im zweiten Semester eben-
falls auf der praktischen Ausbildung in der Lehrwerkstatt
(70 % der Ausbildungszeit). Von den anfangs fünfzehn Teil-
nehmerinnen setzen im zweiten Semester noch neun ihre
Ausbildung fort. Im ersten Semester wurden acht Ausbilder
eingesetzt, im zweiten Semester sind es zehn. Der Unter-
richt findet drei Mal wöchentlich statt. 

Mit diesen Ausbildungsgängen hat die OEEK Straftä-
tern eine Brücke zu einer erfolgreichen gesellschaftlichen
Wiedereingliederung gebaut. Wir erwarten die ersten Ab-
solventen am Ende des laufenden Semesters und hoffen auf
eine hohe Erfolgsquote. 

Quelle: OEEK
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Ausbildungsgänge für Strafgefangene in der Praxis erprobt 

Neue Förderstrukturen setzen auf individuelle Quali-
fizierungsplanungen und kontinuierliche Bildungsbe-
gleitung

Das Bildungsministerium will die Benachteiligtenförde-
rung noch in diesem Jahr umbauen, um Jugendlichen mit
schlechten Startchancen eine Perspektive zu geben. Das kün-
digte Bildungsministerin Annette Schavan im Berufsbil-
dungsmagazin „position“ der Industrie- und Handelskam-
mern an. „Wir werden praktisch begabten Jugendlichen nicht
gerecht, wenn man sie einfach weiter zur Schule gehen lässt,
wir brauchen individuelle Angebote“, erklärte die Ministe-
rin.

„Höchste Dringlichkeit“ bescheinigt die Bund-Länder-Kom-
mission (BLK) für Bildungsplanung und Forschungsförde-
rung der Förderung benachteiligter Jugendlicher angesichts
aktueller Zahlen. Danach verlässt jeder zehnte Jugendliche
die Schule ohne Abschluss, 15 Prozent der 20- bis 29-Jäh-
rigen haben keine abgeschlossene Berufsausbildung, bei zu-
gewanderten Jugendlichen gilt das für mehr als jeden drit-

ten. Die BLK hat die Umsetzung ihrer schon vor vier Jahren
herausgegebenen Handlungsempfehlungen für eine bes-
sere Kooperation in der Benachteiligtenförderung jetzt über-
prüfen lassen, mit ernüchterndem Ergebnis.

Die Übersichtlichkeit der Förderstrukturen lasse „immer
noch sehr zu wünschen übrig“, heißt es in der Studie. Die
Vielzahl an Einzelprojekten, Bündelungsprogrammen und
Kooperationsvereinbarungen, die sich zum Teil überschnit-
ten, ließen übergreifende Strukturen kaum erkennen, so die
Analyse. Nicht zusätzliche, sondern Absicherung und ge-
zielterer Einsatz der bestehenden Förderaktivitäten sei das
Gebot der Stunde. Notwendig seien eine bessere Bünde-
lung, eine bessere Abstimmung und mehr Transparenz.

Zu ähnlichen Ergebnissen ist auch die Modellversuchs-
reihe „Entwicklungsinitiative: Neue Förderstrukturen für Ju-
gendliche mit besonderem Förderbedarf“ in Kooperation
mit der Bundesagentur für Arbeit gekommen. Sie hat dort
jetzt zu einem neuen Fachkonzept geführt, zu dessen Kern-
elementen die Individualisierung von Förder- und Qualifi-

zierungsverläufen gehört. Die individuelle Qualifizie-
rungsplanung baut auf einer Eignungsanalyse auf, eine
kontinuierliche Bildungsbegleitung soll das vereinbarte
Qualifizierungsziel sicherstellen. Vorhandene Angebote der
Berufsbildungsvorbereitungen, Erstausbildung und Nach-
qualifizierung sind besser aufeinander abzustimmen.
Von kooperativen, binnendifferenzierten und betriebsna-
hen Qualifizierungsangeboten versprechen sich die Ak-
teure für benachteiligte Jugendliche eine bessere berufli-
che Handlungsfähigkeit und damit eine höhere Eingliede-
rungschance.

Quelle: BLK/Bundesagentur für Arbeit/BMBF/BIBB/Cedefop/sk
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Jedem Benachteiligten das Seine
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Stärkung des Unternehmergeistes bei Jugendlichen durch attraktive 
Ausbildungsinstrumente
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Der Nationale Beirat für wirtschaftliche und soziale An-
gelegenheiten (National Economic and Social Council, NESC)
hat in seinen Strategiepapieren der vergangenen Jahre ei-
nen Rahmen für die nationalen Partnerschafts- bzw. Lohn-
abkommen erarbeitet. Der jüngste dieser Strategieberich-
te ist im Dezember 2005 (1) erschienen. Er entwirft eine Per-
spektive für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent-
wicklung Irlands in den kommenden Jahren und bietet ei-
nen Analyserahmen für zahlreiche Bereiche der Politik, dar-
unter auch die allgemeine und berufliche Bildung. 

Nach Ansicht des Beirats wurde der Aufbau eines effek-
tiven nationalen Ausbildungssystems bislang durch Finan-
zierungsstreitigkeiten verzögert, inzwischen stellt er jedoch
eine „dringende wirtschaftliche und gesellschaftliche Not-
wendigkeit“ dar. Ein solches System würde seiner Ein-
schätzung nach die Qualifikationen der Beschäftigten im öf-
fentlichen, privaten und gemeinnützigen Sektor anheben
und die Beschäftigungsfähigkeit steigern. Es würde in ho-
hem Maße an externen Benchmarking-Standards gemessen
und in die Zukunft weisen. 

In Form von Pilotprojekten oder Experimenten wurden
wichtige politische Initiativen ergriffen, die nun, so der
Beirat, zu umfassenden Problemlösungen herangezogen
werden können. Mit diesen Initiativen wurden die Schlüs-
selelemente eines effektiven Systems vorgegeben: ein na-
tionaler Qualifikationsrahmen, Ausbildungsnetzwerke un-
ter Leitung der Unternehmen, die Ermittlung des Qualifika-
tionsbedarfs, die Weiterbildung gering qualifizierter Arbeit-

nehmer und eine deutliche Erhöhung der Mittel für berufs-
begleitende Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen. 

Insbesondere fordert der NESC eine stärkere Konzentra-
tion auf die Personenkreise, die über ein niedriges Qualifi-
kationsniveau verfügen oder von Entlassung bedroht sind.
Im Falle dieser Gruppen sollte der Staat die Kosten für Aus-
bildung und Freistellung von der Arbeit in vollem Umfang
übernehmen. Auch ist die Einführung von Bildungsgut-
scheinen für diejenigen, die den für eine berufliche Fach-
ausbildung erforderlichen Schulabschluss (Level 3 des Na-
tional Vocational Certificate) nicht erreicht haben, in Erwä-
gung zu ziehen. Für sämtliche Bevölkerungsgruppen sind
unverzüglich langfristige Finanzierungsinstrumente und ein
umfassendes Beratungssystem für die berufliche Aus- und
Weiterbildung zu schaffen. 

Empfohlen wird ein System zur Ermittlung des Qualifika-
tionsbedarfs im öffentlichen und gemeinnützigen Sektor in
Anlehnung an die Tätigkeit der Sachverständigengruppe für
den zukünftigen Qualifikationsbedarf (Expert Group on Fu-
ture Skills Needs, EGFSN) im privaten Sektor. Gemäß den
Empfehlungen des Berichts zum Arbeitsplatz der Zukunft,
den das Nationale Zentrum für Partnerschaft und Leistung
(National Centre for Partnership and Performance) erstellt
hat, sollte die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und
Bildungsanbietern durch die Ermittlung und Verbreitung von
bewährten Verfahrensweisen gefördert werden.

Die Regierung sollte eine Gesamtstrategie zur beruflichen
Bildung vorlegen, damit die staatlichen Stellen und Agen-

turen ihre Tätigkeit koordinieren können. Die irische Aus-
bildungs- und Beschäftigungsbehörde FÁS befürwortet in
ihrem Strategiepapier für die Jahre 2006-2009 ein umfas-
sendes Konzept zur Weiterentwicklung der Beschäftigten
und Qualifikationen im gesamten Bildungs- und Ausbil-
dungssystem (siehe Cedefop Info 3/2005). 

In Bezug auf die Hochschulbildung empfiehlt der Beirat,
dass Teilzeitstudierende, die beschäftigungsrelevante Bil-
dungsgänge auf tertiärer Ebene absolvieren, von Studien-
gebühren befreit werden und Anspruch auf Studienbeihil-
fen haben sollten. Nach Ansicht des Beirats ist bis zum Jahr
2015 noch ein Anstieg der Eintrittsquote in die Hochschu-
len auf 65 % möglich, allerdings rechnet er damit, dass sich
das rasche Wachstum allmählich dem Ende zuneigt. „Not-
wendig ist eine Verlagerung des Schwerpunkts auf die
Gewährleistung qualitativ hochwertiger und systematischer
beschäftigungsrelevanter und beruflicher Ausbildungspro-
gramme für dasjenige Drittel der jungen Menschen, das kein
Hochschulstudium aufnimmt, und auf die Bereitstellung ge-
eigneter Zugangsmöglichkeiten für Erwachsene jeden Al-
ters, die eine Hochschulausbildung beginnen oder fortset-
zen möchten.“

(1) NESC Strategy 2006: People, Productivity and Purpose / National Economic and Social Council.
Dublin, 2006.
(2) www.nesc.ie/dynamic/docs/Main%20Report.pdf

Quelle: ReferNet Irland 
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Zukunftsweisende Vorschläge des Nationalen Beirats 
für wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 

Sozialpartner

Am 2. Mai stellte Schatzkanzler Gordon Brown in An-
wesenheit führender Vertreter der Gewerkschaft, des
Bildungswesens sowie der Arbeitgeber „Unionlearn“
vor, die neue betriebliche Bildungsinitiative des briti-
schen Gewerkschaftsdachverbandes TUC.

Auf der Veranstaltung, die aus diesem Anlass stattfand,
traten der Schatzkanzler, Bildungsministerin Ruth Kelly und
der Generalsekretär des TUC, Brendan Barber, als Redner
auf. Dem Ereignis wohnten mehr als 500 führende Vertre-
ter der Gewerkschaften, Arbeitgeber, Universitäten und Bil-
dungseinrichtungen bei. Anwesend waren ferner Lernende
und Vertreter von Organisationen, die bereits an gewerk-
schaftlich geförderten Bildungsprogrammen teilnehmen.

Unionlearn wird auf der Ebene der sechs englischen TUC-
Regionen umgesetzt. In Schottland wird separat eine ähn-
liche Initiative durchgeführt. Das Programm ergänzt ande-
re gewerkschaftliche Projekte und dient zur Unterstützung
des englandweiten Netzes aus Lernzentren, die in weiter-
führenden Bildungseinrichtungen, Betrieben und Gewerk-
schaftsbüros untergebracht sind. Darüber hinaus besteht
die Möglichkeit des Online-Lernens über die Homepage
www.unionlearn.org.uk.

Unionlearn bietet in ganz England Unterstützung und Be-
ratung in den Bereichen lebenslanges Lernen und Perso-
nalentwicklung. Es leistet einen wichtigen Beitrag zur Er-
füllung der Ziele, die in der staatlichen Strategie zur Förde-
rung von Kompetenzen und Qualifikationen (Skills Strate-

gy) niedergelegt sind (siehe Cedefop Info 1/2006). Der
Schwerpunkt des Programms besteht darin, den sieben Milli-
onen Erwachsenen in England, die über keinerlei Grund-
fertigkeiten verfügen, Lese-, Schreib- und Rechenfähigkei-
ten zu vermitteln und ihnen einen Bildungsabschluss der
Stufe 2 (ISCED-Stufe 2/3) zu ermöglichen. Ein weiterer Schwer-
punkt ist die kontinuierliche berufliche Weiterbildung. Fer-
ner zielt die Initiative darauf ab, die Arbeitgeber zu einem
stärkeren Engagement in der Weiterbildung zu motivieren
und den Gewerkschaften neue Mitglieder zuzuführen.

Als Partnerschaftsprojekt des Ministeriums für Bildung
und Qualifikationserwerb und des TUC erhält Unionlearn ei-
ne staatliche Anschubfinanzierung in Höhe von 4,5 Millio-
nen Pfund Sterling (6,3 Millionen Euro). Ab April 2007 über-
nimmt Unionlearn die Verwaltung des Union Learning Fund,
dessen Mittel in Höhe von derzeit 14 Millionen Pfund Ster-
ling (19,6 Millionen Euro) gegenwärtig vom Rat für Bildung
und Qualifikationen (Learning and Skills Council) verwaltet
werden, einer englischen Planungs- und Finanzierungsbe-
hörde für die Bildung der Über-16-Jährigen.

Unionlearn spielt außerdem eine führende Rolle bei der
Unterstützung der betrieblichen Gewerkschaftsvertreter für
Angelegenheiten des Lernens (Union Learning Represen-
tatives, ULRs), die seit 2002 sowohl einen gesetzlichen
Anspruch auf bezahlte Freistellung für notwendige Weiter-
bildungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der Ausübung
ihrer Aufgaben als auch auf bezahlte Freistellung zur ei-

gentlichen Ausübung dieser Aufgaben haben. Ihre wich-
tigste Aufgabe besteht darin, auf Bildungsmöglichkeiten
hinzuweisen und Arbeitnehmer bei der Wahl geeigneter
Kurse zu unterstützen. Derzeit gibt es im Vereinigten Kö-
nigreich 14 000 ausgebildete Gewerkschaftsvertreter für
Lernangelegenheiten. Ziel von Unionlearn ist es, diese Zahl
bis zum Jahre 2010 auf 22 000 zu erhöhen und jedes Jahr
250 000 Arbeitnehmer in Bildungsprogramme zu vermit-
teln.

Liz Smith, Direktorin von Unionlearn, erklärte: „Unionle-
arn schafft eine neue Partnerschaft zwischen Gewerkschaften
und Arbeitgebern im Bereich Qualifikationen. Der einzelne
Arbeitnehmer erhält die Möglichkeit, neue Qualifikationen
zu erwerben und sich neue Ziele zu setzen. Die Arbeitgeber
werden sich von den Vorteilen einer besser ausgebildeten
Arbeitnehmerschaft und einer höheren Produktivität über-
zeugen können. Mit Unionlearn rücken die Gewerkschaf-
ten ins Zentrum der Qualifikationsentwicklung.“

Weitere Informationen:
Medienbeauftragter: Andrew Pakes, Tel. (44-7980) 551212, apakes@tuc.org.uk oder Mike Power,
Tel. (44-7900) 914322, mpower@tuc.org.uk. Ein Prospekt von Unionlearn sowie Fallstudien zum
Lernen am Arbeitsplatz sind auf Anfrage erhältlich. Für weitere Informationen und Interviewanfra-
gen stehen Andrew Pakes, Tel. (44-7980) 55122, apakes@tuc.org.uk, oder Mike Power mpo-
wer@tuc.org.uk, Tel. (44-7900) 914322, zur Verfügung.

Quelle: ReferNet Vereinigtes Königreich
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Gewerkschaftsbund bringt betriebliche Bildungsinitiative auf den Weg

Berufsbildung in Österreich:
Kurzbeschreibung

Cedefop Panorama series
5163
Sprachen: de, en, fr

Kat.-Nr.: TI-74-06-338-DE-C
Kostenlos auf Anfrage beim
Cedefop

Blickpunkt Berufsbildung: 
Österreich

Faltblatt 8017
Sprachen: de, en, fr

Kat.-Nr.: TI-75-06-324-DE-D
Kostenlos auf Anfrage beim
Cedefop

ICT skills certification in
Europe

Cedefop Dossier series 6013
Sprache: en

Kat.-Nr.: TI-75-06-421-EN-C
Kostenlos auf Anfrage beim
Cedefop

European approaches to cre-
dit (transfer) systems in VET

Cedefop Dossier series 6014
Sprache: en

Kat.-Nr.: TI-70-05-722-EN-C
Kostenlos auf Anfrage beim
Cedefop

Innovative practices in the
field of training and related
professional development is-
sues

Cedefop Panorama series 5158
Sprachen: en/fr

Kat.-Nr.: TI-72-05-176-2A-C
Kostenlos auf Anfrage beim
Cedefop

Ermittlung von
Qualifikationserfordernis-
sen in der Nanotechnologie

Cedefop Panorama series
5170
Sprachen: de, en

Kat.-Nr.: TI-73-06-631-DE-C
Kostenlos auf Anfrage beim
Cedefop

Cedefop-Publikationen



Wie der soziale Dialog zur Bewältigung
von Umstrukturierungsprozesse beitra-
gen kann

Umstrukturierung ist in der europäischen
Wirtschaft nicht gerade ein neues Phäno-
men, doch bis vor Kurzem wurde sie in er-
ster Linie durch die interne Logik von Unter-
nehmensstrategien bestimmt. Seit den 1990er
Jahren hingegen hat die grenzüberschrei-
tende Aktivität von Unternehmen – so-
wohl innerhalb als auch außerhalb des Eu-
ropäischen Binnenmarktes – ebenfalls zur
Umstrukturierung beigetragen, und zwar in
Form von Auslagerung, Offshoring oder Be-
triebsverlagerungen (1).

Natürlich wurde diese neue Dimension
Gegenstand von Forschungsarbeiten, Lite-
raturbesprechungen und Diskussionen über
die Entwicklung des postfordistischen Pa-
radigmas (2). Darüber hinaus aber hat sie
auch gezeigt, wie notwendig es ist, dass eu-
ropäische und internationale Organisationen
die Umstrukturierungsprozesse selbst flan-
kieren und begleiten. Es handelt sich dabei
um ein Phänomen, das bereits vielfache und
komplexe Folgen hervorgebracht hat.

Die ständigen und schnellen Veränderun-
gen, die durch technologische Innovation und
harten Wettbewerb zwischen Unternehmen
in einem zunehmend globalisierten Markt
entstehen, haben Begriffe wie „digitale Pro-
duktion“, „Automation“ und „Flexibilität“ her-
vorgebracht (3), die heute von großer Be-
deutung sind. Auf lange Sicht sollen diese
Faktoren für Wohlstand und neue Chancen
sorgen, aber es gibt auch ein ernstzuneh-
mendes Risiko, dass sie zu einer größeren
sozialen Ungleichheit führen könnten. Kurz-
fristig könnten sie Neuordnungen sowohl
für die Wirtschaft als auch für die Beschäf-
tigten erzwingen, indem sie Arbeit durch Ka-
pital (darunter auch Informationskapital) er-
setzen und neue Formen der Arbeitsorgani-
sation schaffen.

Diese Veränderungen müssen der soziale
Dialog und die Zusammenarbeit aller Wirt-
schaftsteilnehmer abfedern. Indem man sich
darauf einigt, in welcher Form die Sozialpartner
hier eingreifen können, kann man auf einen
gewissen Ausgleich zwischen den Interes-
sen der Unternehmen und denen der Be-
schäftigten hinwirken. Die Herausforderung
an die Sozialpartner besteht also darin, die er-
forderlichen Voraussetzungen zu schaffen,
um Arbeitgeber und Arbeitnehmer dabei zu
unterstützen, sich den Veränderungen in best-
möglicher Weise anzupassen. In den letzten
Jahren sind die Europäische Kommission und
die europäischen Sozialpartner verstärkt der
Frage nachgegangen, was diese Trends für
die europäischen Volkswirtschaften und den
sozialen Zusammenhalt insgesamt bedeuten.
Diverse Papiere der Sozialpartner, Mitteilun-
gen der Europäischen Kommission sowie Stel-
lungnahmen des Europäischen Sozialaus-
schusses haben alle-samt betont, wie wichtig
es ist, den Umstrukturierungsprozess durch
den sozialen Dialog zu flankieren (4).

Klar ist, dass das Bestehen der Sozialpartner
darauf, Aus- und Weiterbildung in Tarifver-
einbarungen einzubeziehen, dazu beitragen
kann, die Kompetenzen und Qualifikationen
der Erwerbstätigen auszubilden und aufzu-
frischen; dies kommt sowohl neu entste-
henden wirtschaftlichen Sektoren als auch
den Arbeitnehmern zugute, die ihre Berufs-
erfahrung in anderen Wirtschaftsbereichen
einsetzen wollen. Die Förderung des le-
benslangen Lernens bei Arbeitnehmern und
Arbeitgebern sollte zumindest einige der
traumatischsten Folgen der Umstrukturie-
rung abmildern.

Wie man aus den Erfahrungen der Sozial-
partner und anderer Interessengruppen ler-
nen kann: die Ergebnisse eines Seminars und
einer Peerlearning-Veranstaltung.ã

Angesichts der eben beschriebenen Her-
ausforderungen organisierte das Cedefop in
Zusammenarbeit mit der portugiesischen
Sektion des Europäischen Zentralverban-
des der öffentlichen Wirtschaft (APOCEEP)
und dem portugiesischen Institut für Be-
schäftigung und Berufsbildung (IEFP) eine
gemeinsame Veranstaltung, die vom 27. bis
31. März 2006 in Lissabon stattfand. 

Ihr Hauptziel bestand darin, die Sozial-
partner auf eine aktivere Beteiligung bei der
Bewältigung des Umstrukturierungsprozes-
ses vorzubereiten und ihnen durch ein struk-
turiertes Voneinander-Lernen (Peerlearning)
zu ermöglichen, ihre Erfahrungen über wirt-
schaftliche Sektoren und Unternehmen aus-
zutauschen, die eine Umstrukturierung und
Betriebsverlagerung vorgenommen haben.
Außerdem sollte untersucht werden, welche
Rolle Aus- und Weiterbildung in diesem Pro-
zess spielen können.

Das am ersten Tag abgehaltene Seminar
(5) untersuchte unterschiedliche Seiten des
sozialen Dialogs im Umgang mit dem in-
dustriellen Wandel in Europa und in Portu-
gal, darunter der Aus- und Weiterbildung
als einem Mittel der Beschäftigungsförde-
rung. Vertreter des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes (EGB) und des Europäischen
Dachverbands der Wirtschaft (UNICE) lie-
ferten Beiträge über die Ziele und Heraus-
forderungen des sozialen Dialogs bei dem
Versuch, die Lissabon-Strategie zu unter-
stützen.

Die Fortbildung alternder Erwerbstätiger
einerseits und die notwendige Eingliederung
junger Menschen in den Arbeitsmarkt an-
dererseits bilden die beiden Hauptaufgaben
der europäischen Sozialpartner in den nächs-
ten Jahren (6). Unterdessen spielt das le-
benslange Lernen in den Diskussionen und
Evaluationen der Lissabon-Strategie eine im-
mer größere Rolle: Es ist ein entscheidender
Faktor für die Entwicklung der Beschäfti-
gungsfähigkeit, der von beiden Sozialpart-
nerseiten gleichermaßen anerkannt wird.

Die folgenden drei Tage der Veranstaltung
(29., 30. und 31. März) waren dem Peer-
learning gewidmet. Dies gründete sich auf
den Austausch von Erfahrungen, welche die
Beteiligten mit verschiedenen Aspekten der
Umstrukturierung gemacht haben. Zunächst
wurden Gruppen nach Ländern und Wirt-
schaftssektoren gebildet, wobei die derzeit
gängige Tradition des sozialen Dialogs und
die gegenwärtigen Auswirkungen der Um-
strukturierungsprozesse in bestimmten Sek-
toren berücksichtigt wurden. Die ausge-
wählten Sektoren (Autoindustrie, Banken,
Textilbranche und Informationstechnologie)
sind allesamt von – unterschiedlich weit fort-
geschrittenen – Veränderungen betroffen,
je nachdem, welche Bedeutung sie in der je-
weiligen Volkswirtschaft haben.

Die an den Sitzungen teilnehmenden Ak-
teure und Experten brachten ihre Sorge dar-
über zum Ausdruck, wie sich die Verände-
rungen in den einzelnen Sektoren in den letz-
ten Jahren auf die Beschäftigung ausgewirkt
haben. Einen ersten Überblick über die Aus-
wirkungen der Umstrukturierung auf die sek-
torale Beschäftigung in Europa gibt Grafik 1.

Wie die Grafik zeigt, hatte nur der IT-Sek-
tor eine positive Beschäftigungsbilanz im
Zeitraum von 2003 bis 2006: Die Anzahl
der neu eingerichteten Stellen beträgt hier
19 730. Demgegenüber wurden 15 782 Stel-
len abgebaut. In den anderen Sektoren hat-
te die Umstrukturierung einen insgesamt ne-
gativen Effekt auf die Beschäftigung.

Der Bereich der Finanzdienstleistungen
und die Textilbranche wurden besonders stark
durch den Wandel betroffen, aus unter-
schiedlichen Gründen. Finanzdienste neigen
in verstärktem Maße zu Fusionen, und die
Auswirkungen neuer Technologien auf die

interne Arbeitsorganisation und den Kun-
dendienst waren beträchtlich. Die Textil-
branche war dagegen einem harten Kon-
kurrenzkampf seitens anderer Volkswirt-
schaften – besonders asiatischer – ausge-
setzt. Diese waren aufgrund der allmählichen
Deregulierung in der Lage, billiger als die eu-
ropäischen Hersteller zu produzieren und zu
exportieren. Darüber hinaus wird die euro-
päische Textilbranche durch einen unzu-
länglichen Schutz gegen unlautere Wettbe-
werbsmethoden (wie die Nachahmung ita-
lienischer Markenwaren durch Konkurren-
ten, die zu niedrigen Kosten produzieren)
und durch die Auslagerung und Verlegung
der Produktion in andere Länder geschwächt
(im Falle der portugiesischen Textilindustrie).

In der europäischen Autoindustrie haben
die Umstrukturierungen zwei bedeutende
Formen angenommen: die Verlagerung

der Produktionsstandorte in osteuropäische
Länder und die schwindende Wettbewerbs-
fähigkeit europäischer Autos auf dem Welt-
markt angesichts der Produktionskapazität
der asiatischen Automobilhersteller.

Grafik 2 gibt Aufschluss über den ge-
planten Stellenabbau und die geplante Ein-
richtung neuer Stellen in den einzelnen Län-
dern. Einige der oben aufgezeigten Trends
lassen sich in der Beschäftigungsbilanz der
einzelnen Länder bzw. im Ländervergleich
beobachten.

Bewältigung der Folgen: Was bedeutet
die Umstrukturierung für den sozialen Dia-
log in Bezug auf das lebenslange Lernen? 

Im Laufe der Veranstaltung wurden viele
Fragen und Hypothesen darüber aufgewor-
fen, welchen Weg wir zu beschreiten haben,
um mit den neuen Herausforderungen fer-
tig zu werden. Dabei ging es insbesondere
darum, wie man die Sozialpartner darin unter-
stützen kann, die Aus- und Weiterbildung
als eine Methode zur Bewältigung der Um-
strukturierungsfolgen zu fördern. Einige
Schlussfolgerungen und Reflektionen der
Peerlearning-Veranstaltung in Lissabon er-
möglichen es uns, Handlungsrichtlinien zu
formulieren.
ñ Globalisierung ist ein unumkehrbares wirt-
schaftliches Phänomen, das von der Inter-
nationalisierung der Arbeiterschaft und ih-
res Wissensfundus begleitet wird. Aus die-
sem Grund ist – so eine der wichtigsten
Schlussfolgerungen – die Entwicklung des
sozialen Dialogs ein Schlüsselinstrument zur
Bewältigung der negativen Folgen der Um-
strukturierung, denn er mildert die Auswir-
kungen der Globalisierung für beide Seiten,
Unternehmen und Arbeitnehmer, ab. 

Außerdem ist klar, dass das Paradigma
„Arbeit“ selbst einem schnellen Wandel unter-
worfen ist. „Flexibilität“ ist zu einem Schlüs-

selbegriff für das Verständnis der neuen Pro-
duktionsanforderungen geworden, und zwar
sowohl für Arbeitgeber als auch für Arbeit-
nehmer. Ausgehend von der Annahme, dass
die Flexibilität dabei ist, zu einer strukturel-
len Dimension der Arbeit zu werden, sollte
diese in besserer Weise in die Verhandlun-
gen zwischen den Sozialpartnern einbezo-
gen werden, insbesondere auf der Ebene der
Sektoren und der Firmen. So rückte der
Begriff der „Flexibilität unter Wahrung der
Arbeitssicherheit“ im Verlauf der Veranstal-
tung zunehmend in den Mittelpunkt der Dis-
kussionen. Es ist notwendig, Arbeitgeber und
Gewerkschaften entsprechend zu schulen,
so dass sie erfolgreich über diese Themen
verhandeln können. Darüber hinaus ist zwi-
schen „interner Flexibilität“ (z. B. innerhalb
der Firma) und „externer Flexibilität“ (außer-
halb der Firma) zu unterscheiden. Interne Fle-

xibilität, was bedeutet, bestimmte Flexibili-
tätsvorgaben einzuführen und für eine ent-
sprechende Schulung zu sorgen, ist akzep-
tabel. Dies gilt jedoch nicht für externe Fle-
xibilität, die in Wirklichkeit nichts anderes als
ein beschönigender Ausdruck für die Kün-
digung von Mitarbeitern zur Lösung eines
strukturellen Problems ist.

Flexibilität sollte daher auf der Grundla-
ge der Prinzipien Fairness und Sicherheit neu
definiert werden. Dadurch würde sie nicht
nur zu einem Instrument, um Prozesse der
Umstrukturierung und ihre Folgen in posi-
tiver Weise zu bewältigen, sondern auch zu
einer guten Grundlage für die Entwicklung
von Personalplanungsstrategien. Um dies zu
erreichen, wäre eine Stärkung des sozialen
Dialogs in einem Klima des gegenseitigen
Vertrauens für alle Beteiligten erforderlich.
Dies ist eine Herausforderung an die Ge-
werkschaften und diejenigen Arbeitgeber,
die gewillt sind, ökonomisches Wachstum
auf eine entsprechende Personalpolitik zu
gründen. Für solch einen sozialen Dialog wä-
re es allerdings erforderlich, dass alle betei-
ligten Parteien ihre Einstellungen ändern: Der
Dialog würde zu einem Motivationsinstru-
ment für die Hauptakteure in den Unter-
nehmen, sich aufeinander zu zu bewegen.
Deshalb ist, wie gesagt, die Entwicklung von
entsprechenden Fähigkeiten der Verhand-
lungsführung eine der wichtigsten Heraus-
forderungen für beide Seiten der Sozial-
partnerschaft.
ñ Im Hinblick auf die politischen und wirt-
schaftlichen Folgen wird der Erfolg oder der
Misserfolg der wieder aufgenommenen Lis-
sabon- Strategie für Wachstum und Be-
schäftigung eine bedeutende Rolle für die
Umstrukturierung in Europa spielen; dies gilt
insbesondere für den weiteren Ausbau des
Binnenmarktes. Wissen und Innovation sind

Grafik 1: Auswirkungen der Umstrukturierung auf die Beschäftigung im Bereich Finanzdienstleistungen, der Kfz-
Branche, der Textil- und Lederindustrie sowie der Informationstechnologie (Januar 2003 bus Dezember 2006).

Quelle: EMCC-Monitor der Umstrukturierung in Europa (Eurofound). Beobachtungszeitraum: 1.1.2003 bis 31.12.2006. Stellen-
abbau erfasst bis 31.12.2006, und Cedefop (eigene Erstellung).
Anmerkung: Im angegeben Zeitraum belief sich die Zahl der geplanten Stellenstreichungen auf 874 888, die Zahl der geplanten
neu einzurichtenden Stellen dagegen auf 421 675. Die Gesamtzahl der ausgewerteten Erhebungsbögen beträgt 4 679. Weitere
Anmerkungen zur Methodik sind abrufbar unter: www.erm.emcc.eurofound.eu.int/erm/index.php?template=help
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Die Ecke der Studienbesuche

für die wirtschaftliche Umstrukturierung von
zentraler Bedeutung. Das gleiche gilt aber
auch für die Stärkung des europäischen Ge-
sellschaftsmodells. Es bedarf einer geeigne-
ten Innovationsstrategie, wenn Europa „vom
Fleck kommen“ will, und Innovation sollte
wiederum gleichbedeutend mit einer grö-
ßeren Investition in Aus- und Weiterbildung

sein. Doch abgesehen vom technologischen
Wandel sind Aus- und Weiterbildung auch
ein Mittel, um der zunehmenden Ungleich-
heit vorzubeugen. 

Obgleich die industrielle Umstrukturie-
rung vor allem ein wirtschaftliches und ge-
sellschaftliches Phänomen ist, hat sie doch
auch bedeutende „kulturelle“ Auswirkungen.
In der Regel heißt Umstrukturierung, dass
sich Organisationen und Personen an neue
und unerwartete Situationen anpassen müs-
sen. Der Erfolg oder Misserfolg solcher Initia-

tiven hängt in starkem Maße vom jeweiligen
persönlichen, unternehmerischen und na-
tionalen Umfeld ab.
ñ Die Teilnehmer betonten, dass über ei-
nen stärkeren gesetzlichen Rahmen zur Re-
gulierung von Marktpraktiken in Europa nach-
gedacht werden müsse, um die europäische
Wirtschaft vor unlauterem Wettbewerb aus
anderen Volkswirtschaften zu schützen - ins-
besondere in so bedeutenden Sektoren wie
der Textilindustrie. Ein weiteres wichtiges
strategisches Werkzeug für die Anpassung
ist eine stärkere soziale Verantwortung der
Gesellschaft, wofür die Einbeziehung aller
Akteure, darunter auch öffentlicher Stellen,
erforderlich ist. Hierbei sollten europäische
Betriebsräte eine Rolle spielen.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist die Rolle der
Sozialpartner in Bereichen wie der gesell-
schaftlichen Integration von Jugendlichen,
dem Aufbau von Bürgernetzwerken oder
der Vorbereitung und Unterstützung von Ar-
beitnehmern in Bezug auf die Aufnahme
anderer Tätigkeiten (Outplacement) von gro-
ßer Bedeutung. Außerdem ist es sinnvoll,
die Erfahrungen, die das Europa der 15 mit
dem sozialen Dialog gemacht hat, auf die
neuen Mitgliedstaaten zu übertragen. Die
Entwicklung von Schulungsprogrammen,
die den durch Umstrukturierung und Be-
triebsverlagerungen entstandenen Erfor-
dernissen gerecht werden, ist eine der gro-
ßen Aufgaben des lebenslangen Lernens
und der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Bezie-
hungen. Der soziale Dialog – mit dem Ziel,

das Lernen zu fördern und den Zugang zu
Aus- und Weiterbildung zu erweitern – ist
von strategischer Bedeutung, wenn es da-
rum geht, Arbeitnehmer und Unternehmen
für die Komplexität der internationalen Wirt-
schaft im 21. Jahrhundert fit zu machen.

(1) Das Europäische Zentrum zur Beobachtung des Wandels (EMCC)
verwendet sieben Kategorien zur Klassifizierung der Umstrukturierung
in Europa: Geschäftsausdehnung; interne Umstrukturierung; Konkurs/
Betriebsschließung; Offshoring/Auslagerung; Betriebsverlagerung;
Fusion/Übernahme und Outsourcing.
(2) Eine Literaturübersicht zum Thema Postfordismus findet sich bei:
Coriat, Benjamin (1983,1990 und 1991) und in den Arbeiten von Boyer,
R. and Duran J.P (1993) and Boyer, R. (1997). 
(3) Einige interessante Arbeiten über Flexibilität im Arbeitsumfeld und Trans-
formation der Massenproduktion in flexible Massenproduktion sind re-
zensiert in: Boyer, R. (1986); Sabel, Charles (1985) and Sabel, Charles &
Piore, Michael J. (1984).
(4) Wichtige Quellen sind u.a.: Amtsblatt der Europäischen Union, Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften: KOM (2005) 120 endg., Brüs-
sel, 31.3.2005, und Orientations for reference in managing change and
its social consequences, UNICE-UEAPME-CEEP-EGB, 16.10.2003. 
(5) Der Titel des Seminars lautete: „Sozialer Dialog als Werkzeug zur Be-
wältigung des Wandels“ (28. März 2006). Programm und Präsentatio-
nen der gesamten Aktion sind abrufbar unter: 
http://studyvisits.cedefop.europa.eu/index.asp?cid=3&scid=81&per_id=1405
(6) Zu den Arbeitsleitlinien siehe: Arbeitsprogramm der Europäischen So-
zialpartner, 2003-2005 und 2006-2008 (UNICE-UEAPME-CEEP-EGB).

Weitere Informationen: jose-manuel.galvin@cedefop.europa.eu

Quelle: Cedefop/J. Manuel Galvin Arribas

Ergebnisse einer Peerlearning-Veran-
staltung
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Grafik 2: Rückgang der Beschäftigung durch Umstrukturierung in den einzelnen Ländern 
(Stellenabbau von Januar 2003 bis Dezember 2006)

Quelle: EMCC-Monitor der Umstrukturierung in Europa (Eurofound). Beobachtungszeitraum: 1.1.2003 bis 31.12.2006. Stellenabbau erfasst bis
31.12.2006, und Cedefop (eigene Erstellung).
Anmerkung: Im angegeben Zeitraum belief sich die Zahl der geplanten Stellenstreichungen auf 874 888, die Zahl der geplanten neu
einzurichtenden Stellen dagegen auf 421 675. Die Gesamtzahl der ausgewerteten Erhebungsbögen betrug 4 697. Weitere Anmerkungen zur
Methodik sind abrufbar unter: 
www.erm.emcc.eurofound.eu.int/erm/index.php?template=help
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„Strategien zur Bekämpfung sozialer Aus-
grenzung junger Menschen haben allzu oft
ihr Ziel erreicht, aber ihren Zweck verfehlt.“ (1)

Professor Howard Williamson“

Die Berufsausbildung ist ein entscheiden-
der Schritt auf dem Weg ins Erwachsenen-
alter: Sie öffnet die Tür zur Beschäftigung
und damit zur vollen Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben. Die Statistik zeigt einen
klaren Zusammenhang zwischen mangel-
hafter Ausbildung einerseits und Arbeitslo-
sigkeit, Abhängigkeit und Armut anderer-
seits. Das bedeutet, dass alle Bürger Kennt-
nisse und Fähigkeiten erwerben und durch
lebenslanges Lernen auf dem neuesten Stand
halten müssen – tun sie es nicht, sind sie von
sozialer Ausgrenzung bedroht.

Mit Blick auf die Umsetzung des Ko-
penhagen-Prozesses fordert das Maastricht-
Kommuniqué u. a. dazu auf, das gegensei-
tige Lernen durch Peer Reviews über das
vom Cedefop verwaltete Gemeinschaftliche
Studienbesuchsprogramm zu fördern. Im
Rahmen dieses Programms wurde deshalb
damit begonnen, Peerlearning-Veranstal-
tungen, also Besuche zum Erkenntnisaus-
tausch, zu organisieren, von denen drei
für 2006 vorgesehen sind. Ihr Hauptziel ist
die Förderung der wechselseitigen Wis-
sensweitergabe und, als Resultat, ein ver-
tieftes Verständnis der sozialen Ausgrenzung
junger Menschen. Durch die Studienbesu-
che sollen die Teilnehmer dazu angeregt wer-
den, voneinander zu lernen und sich über
bewährte Verfahrensweisen aus Ländern mit
ähnlichen Problemen zu informieren. So kön-
nen sie ein gemeinsames Verständnis dafür
entwickeln, welche Faktoren für die Ver-
besserung politischer Entscheidungen und
die erfolgreiche Umsetzung von Reformen
von Bedeutung sind.

Der erste Besuch zum Erkenntnisaustausch
wurde vom Cedefop und der Europäischen
Kommission in Zusammenarbeit mit dem
Bundesministerium für Bildung und For-

schung (BMBF) und der deutschen natio-
nalen Verbindungsstelle für das Besuchs-
programm, der InWEnt GmbH vom 6. bis
9. März 2006 in Bonn unter dem Motto „Be-
rufliche Eingliederung benachteiligter Ju-
gendlicher“ veranstaltet; das Hauptgewicht
lag auf Deutschland und den zehn Teil-
nehmerländern (Zypern, Deutschland, Un-
garn, Island, Irland, Lettland, die Niederlan-
de, Norwegen, Polen, Rumänien und das
Vereinigte Königreich). Gegenstand des Tref-
fens, bei dem Vertreter aus Ministerien und
Behörden, praktisch Tätige sowie und von
den Generaldirektoren für Berufsbildung be-
nannte Sachverständige zusammenkamen,
war hauptsächlich die Zusammenstellung
und Analyse aktueller nationaler Strategien
und Initiativen zur Förderung der Integra-
tion benachteiligter Jugendlicher in die Ge-
sellschaft und den Arbeitsmarkt. Durch die
Zusammenstellung und Analyse von natio-
nalen Beispielen für vorbildliche Verfah-
rensweisen sollten die Teilnehmer in die La-
ge versetzt werden, die Ursachen für den
Erfolg oder das Scheitern aktueller Strate-
gien zu erkennen.

Zielgruppe waren benachteiligte junge
Menschen: gering qualifizierte, aus dem Ar-
beitsmarkt und der Gesellschaft ausge-
grenzte Jugendliche aus gefährdeten Grup-
pen. Mehr im Einzelnen standen sozial aus-
gegrenzte Jugendliche, Migranten (insbe-
sondere der zweiten und dritten Genera-
tion), Behinderte, minderjährige Mütter,
Schulabbrecher, jugendliche Straftäter und
junge Menschen mit schwierigem familiä-
ren Hintergrund im Mittelpunkt der Dis-
kussion. Mit den Worten von John Monks,
EGB-Generalsekretär: „Wenn wir Millionen
unqualifizierter junger Menschen ohne Ar-
beit lassen, [...] bremsen wir damit Europas
wirtschaftliches Wachstum.“

Der Erkenntnisaustausch bot Gelegenheit,
die Herausforderungen und Probleme der
Länder bei der Umsetzung vorrangiger Maß-
nahmen zu verstehen und zu bewerten, be-

währte Verfahrensweisen und wirksame Stra-
tegien ausfindig zu machen und neue Da-
ten, Überlegungen und Empfehlungen vor-
zutragen, die von den Teilnehmerländern
weiter verfolgt werden können. Die Gruppe
versuchte Möglichkeiten und Konzepte zu
ermitteln, mit denen sich die Kluft zwischen
benachteiligten und nicht benachteiligten
Jugendlichen schließen lässt, indem man
Schulabbrechern in einem institutionellen
Rahmen eine zweite Chance gibt.

Die Hauptakteure auf nationaler Ebene,
die sich zusammen mit den Sozialpartnern
und/oder den Gemeindediensten um eine

verbesserte berufliche Eingliederung be-
nachteiligter Jugendlicher bemühen, sind in
der Regel die Bildungsministerien (Lettland,
Ungarn, Zypern und Rumänien) oder von
diesen abhängige Einrichtungen. Da Nicht-
regierungsorganisationen (NRO) auf öf-
fentliche und private Mittel nicht oder nur
unter Schwierigkeiten zugreifen können,
bleibt ihre Beteiligung begrenzt. Solche Hin-
dernisse erschweren die Entwicklung priva-
ter Initiativen, die sich um Möglichkeiten zur
Integration benachteiligter Jugendlicher
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Peerlearning-Studienbesuch fördert Erkenntnisaustausch über soziale Eingliederung

EU25 BE CZ DK DE EE EL ES FR IE IT CY LV LT LU HU

Insgesamt 14,9 13,0 6,4 8,5 12,1 14,0 13,3 30,8 12,6 12,3 21,9 18,1 11,9 9,2 12,9 12,3

Staatsangehörige 13,0 11,8 6,3 8,5 9,8 10,3 11,1 28,6 12,0 12,4 - 13,9 11,8 9,2 8,9 12,3

Nichtstaatsangehörige 30,1 28,1 21,0 - 30,5 34,6 40,5 48,6 28,2 10,8 - 44,1 - - 18,2 -

MT NL AT PL PT SI SK FI SE UK BG RO HR TR IS LI NO

Insgesamt 41,2 13,6 9,1 5,5 38,6 4,3 5,8 8,7 8,6 14,0 20,0 20,8 4,8 - 26,3 - 4,6

Staatsangehörige 41,8 13,3 7,2 5,5 38,3 4,3 5,9 8,4 8,3 14,3 20,0 20,8 4,7 - 26,2 - 4,0

Nichtstaatsangehörige - 21,6 22,0 - 45,8 - - - 16,1 10,5 - - - - - - -

Datenquelle: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung), 2005

Zusätzliche Hinweise:
- Felder, für die keine oder keine zuverlässigen Daten vorliegen, sind durch „-“ gekennzeichnet.
- Die Zuverlässigkeit des Anteils Nichtstaatsangehöriger wird für beide Quoten verwendet.
- Wegen der Umsetzung harmonisierter Erhebungskonzepte und -definitionen weisen folgende Zeitreihen Brüche auf: CZ, DK, EL, FR, IE, CY, LU,

HU, AT, SI, SK, FI, SE, IS, NO (2003), BE, LT, MT PL, PT, RO (2004) und ES (2005).
- DE: Daten für 2004
- LU, MT und UK (2005): vorläufige Daten

Weiter auf Seite 20

Anteil von Schulabbrechern nach Staatsangehörigkeit, 2005 (Anteil der 18- bis 24-Jährigen, die le-
diglich über einen Abschluss der Sekundarstufe I verfügen und keine weiterführende Schul- oder Be-
rufsausbildung absolvieren, nach Staatsangehörigkeit, 2005)



20

durch berufliche Bildung bemühen. Dennoch können sol-
che Initiativen ´– von NRO, Ressourcenzentren, Program-
men der zweiten Chance und von Beratungszentren – die
nächste Fachkräftegeneration absichern, indem sie Ju-
gendlichen, deren schulische Leistungen zunächst unge-
nügend sind oder die Lernschwierigkeiten haben, beim Er-
werb der vom Arbeitsmarkt geforderten Qualifikationen
helfen. Hilfsprogramme im Berufsbildungsbereich müssen
also aus benachteiligten Jugendlichen qualifizierte Arbeit-
nehmer machen.

Die Diskussionsteilnehmer der Peerlearning-Veranstaltung
versuchten, Strategien ausfindig zu machen, mit denen sich
die soziale Eingliederung benachteiligter Jugendlicher über
Berufsbildungsmaßnahmen auf allen Ebenen fördern lässt:
national, regional und lokal. Da Beschäftigungschancen
zunehmend von guten beruflichen Qualifikationen abhän-
gen, sind Jugendliche ohne Ausbildung in einer besonders
schwierigen Lage. Ein Ziel der Bildungspolitik ist deshalb, al-
len Jugendlichen Zugang zur Berufsbildung zu gewähren.

Von der Problembeschreibung muss die Politik offen-
sichtlich zur Problemlösung übergehen. Die Umsetzung
von Politik in die Praxis ist aber in allen Ländern eine Her-
ausforderung und wird durch mehrere Faktoren behindert:
das Ausmaß der Berufsbildungsreformen, kulturelle Bar-
rieren und soziale Gegebenheiten, der Mangel an Pro-
grammen, die auf die Erfordernisse Jugendlicher zuge-
schnitten sind, ineffiziente Zusammenarbeit zwischen Schu-
len, Eltern und benachteiligten Jugendlichen, Fehlidentifi-
zierung von Zielgruppenerfordernissen usw. Dabei bleibt
festzuhalten, dass die Probleme in den alten Mitgliedstaaten
hauptsächlich die Umsetzung auf lokaler und regionaler
Ebene betreffen, während ihr Spektrum in den neuen Mit-
gliedstaaten breiter ist. Ganz generell müssen politische
Entscheidungsträger aber dafür sorgen, dass die Förder-
strategien und -instrumente für Jugendliche (Aufgaben-
stellung, Umsetzungsverfahren, Methoden und Systeme)
eindeutig und kohärent sind und dass sie auf regionaler
und lokaler Ebene mit den zuständigen Stellen bzw. Maß-
nahmen abgestimmt werden. Weitere wünschenswerte
Qualitäten sind Strukturierung, Vorhersagbarkeit, Wirk-
samkeit und Zugänglichkeit.

Anlässlich des Erkenntnisaustauschs wurden einige be-
währte Verfahrensweisen vorgestellt, die zur Förderung der
sozialen Integration stärker auf die Berufsbildung setzen. Ei-
ne der wichtigsten ist die weithin bekannte Erfolgsgeschichte
der Justizvollzugsanstalt Wiesbaden. Zu den erfolgreichen
Instrumenten, die im Erkenntnisaustausch gewürdigt wur-
den, gehören die Kompetenzfeststellung (mit der auch die
JVA Wiesbaden arbeitet) und die Netzwerkbildung.

Betreuung gilt als ein Instrument, mit dem junge Straf-
täter, aber auch potenzielle junge Straftäter bzw. von und
Armut, Alkohol, Drogen, Gewalt und Aussichtslosigkeit
betroffene Jugendliche gefördert werden können. In sol-
chen Verhältnissen bleiben viele Jugendliche passiv und se-
hen sich nicht als Akteure ihrer eigenen Lebensgestaltung.
Die wichtigsten hilfreichen Multiplikatoren sind gute Fa-
milienbeziehungen und soziale Netze.

Da Migranten unter den benachteiligten jungen Men-
schen zu den besonders gefährdeten Gruppen gehören,
ist stärker auf ihre Befähigung zu achten. Hierbei kann die
Anwendung effizienterer Instrumente für die Kompe-
tenzfeststellung dem Einzelnen helfen, sich des eigenen
Potenzials bewusst zu werden, und zur Anerkennung die-
ses Potenzials durch das Schulsystem führen.

Die ebenenübergreifende (national, regional und lokal)
Netzwerkbildung, insbesondere zwischen Unternehmen
und Schulen, könnte Unternehmen ermutigen, Jugendliche
durch Bereitstellung einer betrieblichen Ausbildung zu för-
dern.

Um zu diesem Thema mehr Denkanstöße liefern zu kön-
nen, möchten wir Sie als Leser bitten, uns Ihre Kommenta-
re und Anregungen oder Beispiele für bewährte Verfah-
rensweisen zu übermitteln.

Beispiel einer bewährten Verfahrensweise: die
Jugendstrafanstalt Wiesbaden

„In den letzten 20 Jahren sind verschiedene Themen eu-
ropaweit immer wieder aufgetaucht. Dazu gehören die so-
ziale Reproduktion, die Dominanz pathologischer Analysen
und Reaktionen und die Herausforderung, bewährte Ver-
fahrensweisen übergreifend anzuwenden. Wir verlassen uns
beim Umgang mit Benachteiligung zu sehr auf Heldenmut.
Wir müssen die Begriffe ‚Risiko’ und ‚Prävention’ überden-
ken. Wir müssen soziales Kapital aufbauen.“ (2)

Anlässlich des Erkenntnisaustauschs besuchte die Grup-
pe die JVA Wiesbaden. Dort wurde ihr das Pilotprojekt „Neue
Wege der Berufsausbildung für junge Migranten – Verbes-
serung der Wiedereingliederungschancen junger Strafge-
fangener“ vorgestellt. Dieses Projekt läuft von September
2002 bis August 2006. Finanziert wird es vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung (BMBF) und vom Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF). Ziel des Projekts sind Ange-
bote zur beruflichen Qualifizierung der Gefangenen, die ih-
nen nach der Haftentlassung den Eintritt in den Arbeitsmarkt
erleichtern.

In der JVA Wiesbaden sitzen etwa 370 männliche Straf-
gefangene im Alter von 20 bis 24 Jahren ein. Zwischen
50 und 70 % davon sind Ausländer, die sich auf mehr als
40 Nationalitäten verteilen. Ungefähr 46 % haben kei-
nen Hauptschulabschluss, nur 6 % eine abgeschlossene
Berufsausbildung, und gerade einmal 3 % waren vor der
Inhaftierung dauerhaft berufstätig. Darüber hinaus sind
mehr als 40 % drogenabhängig – damit gehören die meis-
ten Strafgefangenen Gruppen an, die durch verschiede-
ne Benachteiligungen aus dem Arbeitsmarkt ausgegrenzt
sind.

Der erste Teil des Projekts besteht aus einer Kompe-
tenzfeststellung, in der die Fähigkeiten und Kenntnisse
der Gefangenen unter besonderer Berücksichtigung der Er-
fahrungen ermittelt werden, die sich aus ihrem kulturellen
Hintergrund ergeben. Diese Feststellung stützt sich auf den
handwerklich-motorischen Test hamet2, einen Schuleig-
nungstest, die Beobachtung des Verhaltens und eine Ein-
zelfallanalyse nach dem MIVEA-Verfahren.

Je nach den Ergebnissen der Kompetenzfeststellung wird
ein persönlicher Entwicklungsplan mit den folgenden Qua-
lifizierungs- und Ausbildungsangeboten erarbeitet:
ñ Der Gefangene kann an verschiedenen Qualifizie-
rungskursen teilnehmen. Neben dem Erwerb von Grund-

fertigkeiten wie Lesen, Schreiben und Rechnen ist der Be-
such von medienpädagogischen und IT-Kursen oder die
Qualifizierung für einen Gabelstaplerführerschein möglich.
Da viele Strafgefangene keine ausreichenden Deutsch-

kenntnisse besitzen, liegt der Schwerpunkt der Qualifizie-
rungskurse im sprachlichen Bereich.
ñ Die Gefangenen können einen Sekundarschulabschluss
erwerben.
ñ Wer einen Hauptschulabschluss besitzt und bestimmte
andere Voraussetzungen erfüllt, kann reguläre Berufsaus-
bildungskurse z. B. zum Elektrotechniker oder im metall-
oder holzverarbeitenden Gewerbe oder im Hotel- und Gast-
stättengewerbe absolvieren. Da die durchschnittliche
Haftdauer 12 Monate beträgt, ist die Verfügbarkeit solcher
Module wichtig: wenn ein Gefangener einen sechsmonati-
gen Berufsausbildungskurs erfolgreich abschließt, kann ihm
die Kammer ein offizielles Zeugnis ausstellen.
ñ Gefangene ohne konkretes Berufsziel können verschie-
dene Handwerke kennenlernen und darin Grundfertigkei-
ten erwerben.

Nach der Haftentlassung erhalten die Gefangenen für ei-
nen Zeitraum von sechs Monaten Beratung im Über-
gangsmanagement, das ihnen die Wiedereingliederung
in die Gesellschaft erleichtern soll. Dabei muss eine Ausbil-
dungsstelle gefunden werden, die dem Gefangenen den
Abschluss der in der Haftanstalt begonnenen Ausbildung
erlaubt; alternativ kann ihm auch bei der Arbeitsplatzsuche
geholfen werden. Dieser Aspekt des Projekts stellt eine
besondere Herausforderung dar. Hier wird die Hilfe von ko-
operierenden Partnern wie Arbeitsagenturen, Unternehmen
und Freiwilligen benötigt. Damit das Projekt wirklich er-
folgreich sein kann, ist die Erweiterung solcher Netze wich-
tig, denn nur so können sie zur Wiedereingliederung
strafgefangener Migranten beitragen.

(1) Synthesebericht des Cedefop zur Maastricht-Studie, 2004: Nahezu 16 % der Jugendlichen in
der EU brechen den Schulbesuch noch vorzeitig ab; im Hinblick auf die EU-Vorgabe für das Jahr
2010 von 10 % sind die Fortschritte also nur gering. Nahezu 20 % der 15-Jährigen haben
weiterhin ernste Lese- und Schreibschwächen. Obwohl die EU-Vorgabe eine Reduzierung dieses
Anteils um ein Fünftel vorsieht, konnten hier seit dem Jahr 2000 keine Fortschritte erzielt werden.
77 % der 18- bis 24-Jährigen haben die Sekundarstufe II abgeschlossen. Auch wenn einige
Länder gute Fortschritte gemacht haben, ist der Abstand zur EU-Vorgabe von 85 % noch groß.
(2) Anmerkungen eines Teilnehmers.

Quelle: Cedefop/Raluca Brinza und Silke Gadji
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Peerlearning-Studienbesuch fördert Erkenntnisaus-
tausch über soziale Eingliederung
Fortsetzung von Seite 1

Besuch beim Internationalen Bund GmbH: In diesem Ausbil-
dungszentrum erwerben junge Menschen mit oder ohne Schul-
abschluss soziale und berufliche Grundkompetenzen, die ihre
Lebens- und Arbeitsperspektiven verbessern.

Foto: JVA Wiesbaden


